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FÜR EINE BILDUNGSOFFENSIVE

Die Digitalisierung ist einer der stärksten Treiber 
von Veränderungen in Alltag und Arbeitswelt. Die 
Allverfügbarkeit von Daten erweitert unsere Ar-
beitsorte in Büros und Fabriken um den „digitalen 
Informationsraum“ (Boes et al., 2017) im weltweit 
aufgespannten Internet. Produktion und Verwal-
tung werden dort neu ausgerichtet.

Unternehmen eröffnen sich neue Wege der Be-
schaffung, des Absatzes und der Organisation von 
Arbeit. „Lean production“ und „lean services“ sind 
keine Unbekannten. Mit der Vernetzung von 
Mensch, Maschine und Produkten kommen neue 
Verdichtungen der Arbeit, mehr Kontrolle und 
nächste Standardisierungen. Datenbrillen oder 
Exoskelette pushen die Produktivität. Selbst kreati-
ve Tätigkeiten werden rationalisiert.  

Weiter bestimmen Alterung von Gesellschaft 
und Belegschaften sowie die Energie- und Mobili-
tätswende den Wandel. Jede grundlegende Erneu-
erung von Energiebasis oder Fortbewegung hat in 
der Geschichte Wirtschaft und Arbeit, Gesellschaft 
und das Verhältnis des Menschen zur Natur neu 
definiert. Zur nächsten Stufe der Digitalisierung 
kommen also machtvolle Treiber hinzu. 

Ob Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Ge-
winner dieser „tiefen Transformation“ werden, ist 
offen. Zwei Faktoren sind entscheidend: Die junge 

Generation und die aktiv Beschäftigten brauchen 
Zugang zu bester Bildung. Ohne Bereitschaft zur 
Organisation wird es nicht gehen. „Mischt Euch 
bitte ein“, forderte Christiane Benner, 2. Vorsitzen-
de der IG Metall 2018 Betriebsräte auf der Hanno-
ver Messe auf. Vom Engagement der Beschäftigten 
wird es abhängen, ob dem Code der kommenden 
Moderne das Demokratische und das Soziale ein-
geschrieben werden kann.

Qualifizierung spielt „eine wichtige Rolle für die 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft“, heißt es im 
Bericht der Hans-Böckler-Stiftung eingesetzten 
Kommission Zukunft der Arbeit von 2017.

Doch Deutschland kommt beim Thema Bildung 
nicht voran. Die Bundesinvestitionen in Höhe von 
fünf Milliarden Euro für ein digitales Schul-Update, 
sind ein Tropfen auf den heißen Stein. Die öffentli-
chen Bildungsausgaben stagnieren gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) bei vier Prozent - deut-
lich weniger als der Durchschnitt der OECD-Staa-
ten. Die Weiterbildungslandschaft ist in Folge der 
Hartz-Reformen ausgedünnt und muss mühsam 
wiederbelebt werden.

Es ist Zeit für eine Bildungsoffensive für eine 
neue Arbeitswelt. Beste Bildung ist mehr als eine 
Quelle von Wohlstand. Dazu die Kommission Ar-
beit der Zukunft: „Bildung ist Voraussetzung für 
ein selbstbestimmtes Leben.“ Sie ist ein Eckpfeiler 
der Demokratie.

BESTE BILDUNG FÜR EINE  
DEMOKRATISCHE ARBEITSWELT 4.0
Digitalisierung, Energiewende und Elektromobilität verändern Arbeit und Leben 
tiefgreifend. Ob Arbeitnehmer zu den Gewinnern zählen, ist nicht ausgemacht. 
Eine zentrale Voraussetzung für den Erfolg: beste Bildung. Für alle. Ein Leben lang. 

Hilmar Höhn 
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Maschinen lernen das Denken und vernetzen sich. 
Menschen sind wie Maschinen und ihre Produkte 
Teil dieses Netzes, welches das Weltwissen und ei-
nen Zwilling der Welt selbst in Daten bereithält.

Der Verbrennungsmotor, 130 Jahre Beweger 
der Menschheit, wird durch strombetriebene 
Kraftmaschinen ersetzt. Strom wiederum wird in 
Deutschland nicht mehr aus der Spaltung von 
Atomkernen oder der Verstromung von zu Kohle, 
Öl und Gas gewordenen Morasten der Urzeit ge-
wonnen. Sondern gleich aus Sonne, Wind und Na-
turkräften wie Ebbe, Flut und der Hitze im Erdin-
nern.

Gegenwärtig leben so viele Menschen auf der 
Welt wie nie zuvor: 7,7 Milliarden Frauen, Männer, 
Kinder. Zur Mitte des Jahrhunderts soll die Weltbe-
völkerung auf zehn Milliarden angestiegen sein 
(Deutsche Stiftung Weltbevölkerung, 2019).

Zeitgleich werden die Menschen in den frühen 
Industriestaaten sowie in China immer älter. In an-
deren Teilen der Welt, manche wirtschaftlich auf-
strebend, viele jedoch nicht, wächst eine sehr jun-
ge Bevölkerung heran.

Alterung, Digitalisierung, Globalisierung, Energie- und Mobilitätswende 

BILDUNGSNOTSTAND AM BEGINN EINER TIEFEN TRANSFORMATION

Die Digitalisierung treibt die Globalisierung voran. Politik löst streckenweise die Wissen-
schaft als Treiber von Technologien ab. Energie- und Mobilitätswende sind nicht irgend-
welche Veränderungen. Jede für sich hätte das Potenzial für folgenreiche Umbrüche in 
Wirtschaft, Gesellschaft und Arbeitswelt. Ein wesentlicher Faktor, um Sicherheit für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in stürmischen Zeiten zu schaffen, wäre die Bildung. 
Doch die Modernisierung der vier Säulen des Bildungssystems kommt nicht voran. 
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Viele Entwicklungspfade wirken wie  
abgeschnitten

Die Ergebnisse dieser vielgestaltigen Transformati-
onen liegen in einer unbestimmten Zukunft. Viele 
Entwicklungspfade, mit denen die heute aktive Ge-
neration aufgewachsen ist, erscheinen wie abge-
schnitten. Das bringt einerseits Unsicherheit - und 
andererseits Empathie. Finden Flüchtlinge mit ihren 
Smartphones den Weg von Syrien nach Mitteleuro-
pa, macht das vielen Angst. Bringt eine populäre 
Marke ein neues Handy auf den Markt, bilden sich 
schon in der Nacht Schlagen vor den Verkaufsloka-
len.

Was die Zukunft betrifft, dürften die Folgen des 
Klimawandels am weitesten erforscht sein. In allen 
anderen Fällen, dem Vordringen von maschinellem 
Lernen, der Energie- oder der Mobilitätswende be-
mühen sich Experten redlich um Prognosen. Einig-
keit herrscht nicht.



Dossier Nr. 2, 06.2019  ·  Seite 4 Dossier Nr. 2 , 06.2019 ·  Seite 5

sozial versicherte Arbeitsplatz durch die Verarbei-
tung von Bits und Bytes hätte ersetzt werden kön-
nen.

Es war nicht die erste Untersuchung dieser Art. 
Mit dem gleichen Forschungsdesign hatten die 
beiden Expertinnen 2013 die Zukunftsfähigkeit von 
Berufen untersucht. Da bargen erst 15 Prozent der 
Beschäftigungsverhältnisse ein „hohes Substitu-
ierbarkeitspotenzial“.

Am stärksten gefährdet von der Automatisie-
rung sind danach Menschen in Helferberufen. Auf-
grund der hohen Standardisierung ihrer Arbeit 
könnten fast 60 Prozent ihrer Tätigkeiten durch di-
gitale Informationsverarbeitung ersetzt werden.

Die Forschungsergebnisse des IAB stützen die 
Ergebnisse von Andreas Boes: Auch Experten sind 
nicht länger immun gegen die Zumutungen der 
agilen Arbeitswelt. Ein Viertel ihrer heutigen Tätig-
keiten könnten digital erledigt werden.

In den Betrieben stellt sich folgende Alternative: 
Nutzen Unternehmen freiwerdende Kapazitäten 
für eine Welle der Rationalisierung und Arbeitsver-
dichtung? Oder für Zeiträume zur Ausbildung von 
Fähigkeiten, Fertigkeiten und Wissen.

Die Ergebnisse der beiden Wissenschaftlerinnen 
am Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung der Bundesagentur für Arbeit (IAB) wer-
fen allerdings die Frage auf, warum die Hälfte 
der Lagerarbeiter oder Produktionshelfer nicht 
schon arbeitslos sind. Tatsächlich, schreiben sie 
in ihrem Bericht weiter, „ist die Beschäftigung 
der Lager- und Transportarbeiter oder der Me-
chatroniker in den letzten Jahren (..) gewach-
sen.“

Früher bestimmte die Technologie den Takt 
des Fortschritts. Jetzt die Politik.

Beispiel Energiewende. Nach jahrzehntelangem 
Ringen um die Frage, wann in Deutschland das 
nächste und das letzte Braunkohlekraftwerk vom 
Netz gehen wird, einigten sich die Streitparteien im 
Zuge gemeinsamer Kommissionsarbeit auf die 
Empfehlung, der Ausstieg solle frühestens 2035 
spätestens jedoch 2038 geschafft sein (Kommissi-
on Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung, 
2019).

Früher bestimmte die technische Entwicklung 
die Taktzahl des Fortschritts. Heute dominiert die 
Politik. Die Technologien, um die politischen Ziele 
zu erreichen, sind noch nicht ausgereift oder noch 
gar nicht in der Welt. Sie müssen erst erfunden 
und entwickelt werden.

Was dies etwa für betroffene Regionen bedeu-
tet? Manche Landkreise verlieren fast ein Fünftel 
ihrer Wertschöpfung und mehr als die Hälfte ihrer 
industriellen Kapazität.

Der Bericht der Kommission enthält zur Gestal-
tung des Strukturwandels die Skizze eines aufwen-
digen Monitoring-Prozesses. Eine wichtige Ent-
scheidung. Denn die Transformationsprozesse der 
vergangen 50 Jahren sind nicht überall gelungen.

Manche Regionen werden die Hälfte ihrer in-
dustriellen Wertschöpfung verlieren

Ein Scheitern in einer ländlichen und zugleich von 
der Energieerzeugung hochgradig abhängigen Ge-
gend wie der Lausitz kann sich niemand erlauben. 
Es regiert die Hoffnung: Zukunftstechnologien wie 
die Produktion von Wasserstoff im industriellen 
Stil, die „Herstellung von Hightech-Materialien für 

die Mikroelektronik oder integrierte Verkehrskon-
zepte unter anderem für Gesundheitswirtschaft 
und Tourismus“ sollen den ganzen Landstrich in 
die nächste Moderne katapultieren. Einen Lausitz 
Campus Künstliche Intelligenz soll es einmal ge-
ben. In dem Bericht heißt es unsicher, ein Zusam-
menwirken von „Spitzenforschern“ verschiedens-
ter Disziplinen ermögliche „Synergien und Sprünge 
von der Grundlagenforschung in die Lebenspraxis 
der Anwendung“.

Die Welt der Zukunft wird um den globalen 
digitalen Informationsraum erweitert

Beispiel Künstliche Intelligenz: Als autonomes Fahren 
oder als Applikation auf dem Smartphone dringt sie 
in den menschlichen Alltag vor. Als Maschine er-
scheint sie als nimmermüder Kollege in der Arbeits-
welt. Und zwar weniger in der Verwaltung oder der 
Fabrikhalle, sondern im „digitalen Informations-
raum“, in dem Kunden, Lieferanten, Büro, Arbeitsvor-
bereitung, Werkhalle und Expedition zu einem Netz-
werk verschmolzen werden.

Dort ist der Mensch als Konsument oder als Kom-
munikator ebenso zuhause, wie im Büro oder der 
Produktion.

„Eine rasant wachsende Anzahl von Tätigkeiten 
und Arbeitsprozessen findet bereits heute in diesem 
neuen, globalen ‚Raum der Produktion‘ statt“, 
schreibt eine Autorengruppe um den Soziologen 
Andreas Boes (Boes et al., 2017).

Der Digitalisierungsexperte vom Institut für Sozi-
alforschung (IfS) in München vergleicht die „digitale 
Transformation mit der industriellen Revolution im 
19. Jahrhundert“.

Die Verwandlung selbst von Produktion in Daten-
management ist nicht ein weiterer Automatisierungs-
schub, der den Verlust von Arbeitsplätzen nach sich 
ziehe. „Vielmehr wird dieser Produktivkraftsprung 
zum Motor und Fundament der Reorganisation von 
Arbeit allgemein und betrifft insgesamt die Art und 
Weise, wie Unternehmen Wertschöpfung organisie-
ren.“

Besonders betroffen seien Beschäftigtengruppen, 
„die in der Vergangenheit - gemessen an den Bedin-
gungen in der Fertigung - über besondere ‚privile-
gierte Arbeitsbedingungen‘ verfügten“: die Ange-
stellten.

Selbst über hochqualifizierten Beschäftigten hän-
ge das Damoklesschwert der Verlagerung ihrer Ar-
beitsplätze. Shopfloor-Systeme, Scrums, Sprints und 
Stehungen treten an die Stelle kaskadenförmiger, 
letztlich hierarchisch organisierter Projekte, ihrer 
Meilensteine und endlosen Sitzungen.

Spezialisten werden durch den Zwang der Gruppe 
zum Teilen und damit zu Transparenz gezwungen. 
Anstelle des Wissensträger Mensch tritt das Ma-
nagement seines Wissens.

Privilegien von Spezialisten verschwinden in 
der beschleunigten Arbeitswelt.

Die mit dem Expertenstatus verbundenen Privilegi-
en in der Arbeitswelt, darunter ein gewisser Grad 
an Autonomie, schwinden in dynamisierten, „agil“ 
genannten Prozessen dahin.

Die Beschleunigung der Arbeit ist zwar Sache 
des einzelnen Unternehmens zur Revolution seiner 
Arbeitsweise. Letzten Endes folgen die Investi-
tions- und Reorganisationsentscheidungen dem 
Gesetz des Wettbewerbs: Profitabel bleiben oder 
untergehen. „Lange Planungsvorlaufzeiten, starre 
bürokratische Abläufe und Entscheidungsprozesse 
kann sich angesichts der rasanten Veränderungs-
dynamik der Märkte und Technologien kein Unter-
nehmen mehr leisten“, schreiben Boes und Kolle-
gen.

Bildung ist der Treibstoff jeder Modernisierung

Die neuen Technologien wären ohne die Bildung je-
ner Menschen, die sie entwickeln, miteinander ver-
knüpfen und ihre Einführung beschließen, nicht zu 
denken.

Welchen Beruf sollte angesichts der rasanten 
Dynamik der technischen Entwicklung heute ein 
junger Mensch lernen, der sich etwa für den Auto-
mobilbau interessiert? Welche Bildung braucht sie 
oder er, um den Wandel zu bestehen?

 Bildungsforscher Volker Baethge-Kinsky rät zur 
Gelassenheit. Ein junger Mensch solle seinen Nei-
gungen folgen und den Beruf ergreifen, der ihm 
am nächsten liege. Zu einem Hintertürchen rät er 
dennoch: Wer sein Abitur gemacht habe, könne - 
wenn es später im Beruf nicht weitergeht, immer 
noch studieren.

Eine wohltuend gelassene Antwort. Wohltuend, 
denn: Die Technik mag revolutioniert werden. Der 
Weg vom Kind zum Erwachsenen braucht noch 
immer 18 Jahre. Und ist dann im Grunde nicht zu 
Ende. 

Ob junge Erwachsene - was den Beruf angeht - 
mit 18 die endgültige Wahl treffen können, wird 
schon lange bezweifelt. 

Das macht Sinn. Unter der Überschrift „Wenige 
Berufsbilder halten mit der Digitalisierung Schritt“, 
veröffentlichte das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB, 2018) eine Studie zu der Fra-
ge, wie hoch die Zahl der Arbeitsplätze ist, die „di-
gitalisiert“ werden könnten.

Jeder vierte sozial versicherte Arbeitsplatz 
könnte durch Bits und Bytes ersetzt werden.

Die Wissenschaftlerinnen Katharina Dengler und 
Britta Matthes kamen nach Sichtung der Berufsfel-
der zu dem Ergebnis, dass bereits 2016 jeder vierte 

Abbildung 1: Substituierbarkeitspotenzial nach Anforderungsniveau

Anteil der Tätigkeiten, die potenziell von Computern
erledigt werden könnten, in Prozent   

Quelle: Eigene Berechnungen, Dengler/Matthes (2015),  
BERUFENET (2013, 2016). © IAB
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Katharina Dengler und Britta Matthes erklären sich 
dies mit „wirtschaftlichen, ethischen oder rechtli-
chen Aspekten“, die einer Automatisierung entge-
genstehen könnten.

Warum arbeiten in den Lägern noch  
Menschen?

„In manchen Unternehmen werden die Mitarbeiter 
wirklich zu ‚Handhabungsrobotern‘ dequalifiziert“, 
haben die Arbeitsmarktexperten Clemens Zierler 
und Emanuel Van den Nest beobachtet. Es gebe 
Betriebe, die warteten nur noch darauf, die Be-
schäftigten mit Hilfe neuer Technologien zu erset-
zen. Andere dagegen arbeiteten an der „massiven 
Höherqualifizierung der operativen Ebene“, um sie 
anders in die Arbeitsorganisation einzubinden. 
Menschen könnten „dort einen kreativen Mehr-
wert“ liefern.

Zierler, Geschäftsführer des Instituts für Arbeits-
forschung und Arbeitspolitik an der Universität 
Linz und sein Co-Autor Van den Nest warnen vor 
übertriebenen Erwartungen an einen kommenden 
Rationalisierungsschub: „Je mehr man automati-
siert, desto schwieriger kann es sein, sich weiter-
zuentwickeln.“

Sie illustrieren ihre These mit einem Beispiel aus 
der Automobilproduktion. Dort setzte ein Betrieb 
Lackierroboter ein, weshalb „man immer weniger 
Lackierer gebraucht hat“. Mit jedem Lackierer we-
niger ging das Know-how des Lackierens verloren. 
Und damit irgendwann die Fähigkeit, die Roboter 
richtig zu programmieren.

„Deshalb musste er [der Betrieb, hih] wieder 
neue Leute ausbilden.“ Überdies, so die Autoren 
weiter, sei der Mensch der flexibelste Faktor eines 
Unternehmens. „Wenn das Fließband steht, holt er 
[der Unternehmer, Betriebsleiter, hih] sich die Per-
sonen und gibt ihnen andere Aufgaben.“ Mit einem 
Videosortiersystem sei eben dies nicht zu machen.

Zierler und Van den Nest drehen die klassischen 
Frage der Rationalisierung um: Man müsse „nicht 
immer die Technologie einsetzen, wenn man einen 
Menschen dafür einsetzen kann“.

Im Zeitalter der Digitalisierung muss  
Normalarbeit neu definiert werden

Überdies ist der Aspekt der Rationalisierung 
nur ein Teil des Blicks auf die Arbeit der Zu-
kunft. Die gewerkschaftsnahe Hans-Böck-
ler-Stiftung hat unter diesem Titel eine Kom-
mission eingesetzt, die 2017 ihren Bericht vor-
legte. Die Bilanz der Kommission Arbeit der 
Zukunft: Die Normalität auf dem Arbeitsmarkt 
der Gegenwart muss neu beschrieben werden, 
um ihn anschließend demokratisch und sozial 
zu ordnen.

Was komme, sei nicht falsch oder gegen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer gerichtet. Es ist 
zunächst einfach anders: „Insgesamt steht dem 
Rationalisierungs- und Automatisierungspotenzial 
der Digitalisierung mit der Arbeitsanreicherung von 
Arbeitsplätzen ein beachtliches positives Beschäfti-
gungs- und Gestaltungspotenzial gegenüber: Wer-
den einzelne Tätigkeiten stärker automatisiert, 
steigt der Anteil der Mensch-Maschine-Zusammen-
arbeit auf einem Arbeitsplatz.“

Die verbleibenden bzw. neuen Arbeitsplatzzu-
schnitte seien in der Tendenz anspruchsvoller als 
diejenigen, die durch Automatisierung wegfallen, 
„daher ist Qualifizierung eine Voraussetzung für 
kontinuierliche Erwerbstätigkeit in einer digitalisier-
ten Arbeitswelt.“ (Jürgens et al., 2017).

Andererseits verändere sich die Organisation der 
Arbeit stark. Prekäre und atypische Beschäftigung 
drängen weit in Bereiche vor, in denen vor Jahr-
zehnten noch Tarifverträge, Kündigungsschutz und 
Mitbestimmung unbefristete Arbeitsverträge in 
Vollzeit ermöglicht haben. „Viele Menschen sind 
nicht mehr ausschließlich als ‚Arbeitnehmer/in‘ be-
schäftigt und per Arbeitsvertrag eingestellt, son-
dern sie arbeiten per ‚Auftrag‘.“ 

Nicht nur beim Crowdworking, bei Netzwerk-Or-
ganisationen und digitalen Plattformen, sondern 
bis tief in die Kernbereiche der Arbeitswelt fänden 
sich aufgrund komplexer Zuliefer- und Absatzket-
ten unterschiedliche Gruppen sogenannter Fremd-
beschäftigter.

Auch der „Betrieb als Referenzrahmen“ erodiert. 
Zusehends verwandeln sich einst festgelegte Struk-
turen in netzwerkförmige Strukturen, in denen 
Menschen mit ganz verschiedenen Beschäfti-
gungsverhältnissen und zur Kommunikation fähi-
gen Maschinen zusammenarbeiten.

Zusehends verwandeln sich einst festgelegte 
Strukturen in netzwerkförmige Organisationen

Aus einer solchen Umwälzung der Verhältnisse 
dürften keine rechtsfreien Räume entstehen, in 
denen Menschen ohne Schutz gegen Willkür und 
vor sozialer Not ihren Auftraggebern ausgeliefert 
sind.

Deshalb lautet eine der Empfehlungen der 
Kommission: „Soziale Absicherung, Arbeitsschutz 
und kollektive Vertretungsrechte sollten in allen 
Erwerbsformen zur Geltung kommen. Dieses 
Prinzip ist nicht nur nachhaltig für sozialen Zu-
sammenhalt und die Stabilisierung der sozialen 
Sicherungssysteme, sondern auch aus gleichstel-
lungspolitischer Perspektive überfällig.“

„Auszeiten und kürzere Arbeitszeitreduktionen 
gewinnen an Normalität in einer Gesellschaft, in 
der Sorgearbeit und Qualifizierung als selbstver-
ständliche Bestandteile des Lebenslaufs aner-
kannt werden.“ Insgesamt, so der Bericht weiter, 

beschleunige sich der Trend hin zu Dienstleistun-
gen. Die industrielle Facharbeit sterbe aber nicht 
aus.

Das zeigt auch der für die Diskussion über die 
Arbeit der Zukunft ganz entscheidende IAB-For-
schungsbericht 13/2016, „Wirtschaft 4.0 und die 
Folgen für Arbeitsmarkt und Ökonomie“. Die Wis-
senschaftler erarbeiteten in einer aufwendigen 
Szenarioanalyse eine Vorstellung, wie Wirtschaft 
und Arbeitsmarkt von der Digitalisierung beein-
flusst werden.

Das Ergebnis scheint zunächst ein Grund zur 
Entwarnung zu sein: 2035 werde sich die Zahl der 
Beschäftigten kaum von der heutigen unterschei-
den - bei besseren Rahmenbedingungen: Die Ein-
kommen steigen, die Investitionen gehen in die 
Höhe und die Gewinne wachsen auch.

Tatsächlich aber stehen über dem Strich ein 
Verlust und ein Wachstum von jeweils mehr als 
einer Million Arbeitsplätzen. „Insgesamt werden 
(..) bis zum Jahr 2025 rund 1,22 Mio. Arbeitsplätze 
nicht mehr vorhanden und 1,19 Mio. Arbeitsplätze 
an anderer Stelle entstanden sein.“ (IAB, 2016) 

Negativ treffen werde es nicht nur - wie in frü-
heren Rationalisierungswellen - die Arbeitsplätze 
von An- und Ungelernten sowie Facharbeitern in 
der Industrie. Auch das Personalwesen oder Bü-
rotätigkeiten stehen vor der Automatisierung und 
verlieren - nach Köpfen gezählt - zusehends an 
Bedeutung.

Die Forscher sind sich sicher: Der Trend in der 
Arbeitswelt geht hin zu anspruchsvolleren Tätig-
keiten. „Infolge des branchen- und berufsspezifi-
schen Strukturwandels ergeben sich auch neue 

Anforderungen am Arbeitsplatz. (..) Hauptsächlich 
werden (..) weniger Fachkrafttätigkeiten und mehr 
hochkomplexe Tätigkeiten nachgefragt.“

Mensch ./. Maschine: 
Wer soll wen kontrollieren?

Handelt KI vollautomatisch? Oder bleibe der 
Mensch letzte Entscheidungsinstanz, will die Wis-
senschaftlerin wissen. Solche Fragen seien zentral 
„für die langfristige Freiheit und Würde von uns 
Menschen“.

Was also „für ein Menschenbild haben die Ent-
wickler, beziehungsweise die Institutionen, die die-
se beauftragen?“

Spiekermann belegt mit einer Vielzahl von Zita-
ten aus dem Mund oder der Feder von KI-Experten 
über die Fehlerhaftigkeit des Menschen ihre skep-
tische Vermutung: „Wenn der Mensch als subopti-
males Gehirn im Tank, als schwach und dumm im 
Vergleich zu KIs dargestellt wird, ist es nicht ver-
wunderlich, dass Technik dazu dienen soll, ihn 
oder sie entsprechend zu verbessern oder gleich 
zu ersetzen.“

Immanuel Kant sprach noch von der „selbstver-
schuldeten Unfreiheit“, aus der sich der Mensch 
durch entschlossenen Gebrauch seines Verstan-
des befreien könne. Heute müssen wir wohl fra-
gen: Könnte diese Unfreiheit bald fremdverschul-
det sein?

Bildung ist das Werkzeug, mit dem der Mensch 
immer wieder neue Situation beherrschen kann

Welches Wissen braucht ein Mensch, damit -wie 
vor 200 Jahren an der Schwelle zur bürgerlichen 
Gesellschaft und zum Maschinenzeitalter -  allein 
Trägheit und Mutlosigkeit in die Unfreiheit führen?

Folgen der Digitalisierung für die Beschäftigung

�� 	 Fortschreitender technologischer Wandel führt zu 
steigenden Substituierbarkeitspotenzialen

�� 	 Berufe verschwinden in der Regel nicht: Berufe und 
die in diesem Beruf zu erledigenden Tätigkeiten 
verändern sich

�� 	 Nur in wenigen Berufen haben sich die 
Tätigkeitsprofil genauso schnell verändert wie die 
potenziellen Einsatzmöglichkeiten neuer 
Technologien

�� 	 Hohe Substituierbarkeitspotenziale sind auch Signal 
für Humanisierungspotenziale, d.h. unattraktive 
Berufe könnten an Attraktivität gewinnen

�� 	 Neue Berufe entstehen

Abbildung 2: QuBe-Digitalisierungs-Projektion: Berufliche 
Passungsprobleme

Gewinne und Verluste an Arbeitsplätzen gegenüber dem 
Jahr 2018 in Millionen 

Quelle: Leber/Matthes: Berufe und berufliche Aus- und  
Weiterbildung in der digitalen Arbeitswelt. BIBB-IAB- 
Qualifikations- und Berufsprojektionen, BMAS-Projektion
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Die tiefe Transformation lässt uns die über Jahr-
zehnte betretenen und gelernten Entwicklungspfa-
de verlassen und führt in teils unbekanntes Neu-
land. Umso größere Bedeutung kommt jenem 
Werkzeug zu, mit dessen Hilfe der Mensch seit An-
beginn seiner Existenz immer neue Situationen be-
herrscht hat: Der Bildung.

Der Begriff Bildung ist nicht einfach zu fassen. 
Er schließt mehrere Bedeutungen ein.  Etwa diese: 
Bildung „umschreibt (..) die Fähigkeit, Sachverhalte 
aus einem anderen, höheren Blickwinkel als dem je 
vordergründigen und/oder überlieferten wahrzu-
nehmen“, schreibt der Erziehungswissenschaftler 
Bernd Lederer in einem Essay über die vielen Ge-
sichter der Bildung (Lederer, 2019).

Bildung sei das „intellektuelle Vermögen eines 
Perspektivenwechsels, womit auch die Befähigung 
angesprochen ist, Zusammenhänge zu verallge-
meinern.“

Diese Fähigkeit ist der Ausgangspunkt jeder 
Veränderung der Welt. Bildung erlaubt es dem 
Menschen, sich nicht nur Veränderungen anzupas-
sen, sondern sie zu bewirken.

Ganz gleich, ob es um die alternde Gesellschaft 
geht, die Energie- oder Mobilitätswende, von der 
im weiteren Verlauf noch ausführlich die Rede sein 
wird, oder die Beschleunigung der Globalisierung 
im „digitalen Informationsraum“: Der Ausweg aus 
dem drohenden Verlust der Selbstbestimmung be-
steht im Erlernen der Fähigkeit, mit Umbrüchen 
umzugehen und sich eben nicht an diese anzupas-
sen.

„In einem strukturellen Umbruch ist Bildung 
die notwendige Antwort“

In dem Bericht „Arbeit transformieren!“ der Kom-
mission Zukunft der Arbeit bekommt Bildung da-
her ein zentrales Kapitel: „In einem strukturellen 

Umbruch ist Bildung die notwendige Antwort. Sie 
legt den Grundstein für eine mündige Existenz, Ur-
teilsfähigkeit, Verständnis für komplexe Zusam-
menhänge und einen aktiven Bürgerstatus in einer 
demokratischen Gesellschaft – und sie bereitet, so 
der Idealfall, die Menschen auf Berufseinstieg, Auf-
stieg und Umstieg im Erwerbsleben vor.“

Bildung sorgt möglicherweise für Produktivitäts-
zuwächse. Dazu jedenfalls hat das Institut für Mak-
roökonomie und Konjunkturforschung der 
Hans-Böckler-Stiftung gearbeitet. „Mit dem Ende 
der Rekonstruktionsphase der bundesdeutschen 
Wirtschaft ab den 1970er Jahren fallen die Produk-
tivitätszuwächse deutlich niedriger aus. Über die 
Jahrzehnte sind die durchschnittlichen Zuwachsra-
ten deutlich rückläufig.“ (Alexander Herzog-Stein et 
al., 2017)

Ausgangspunkt der IMK-Überlegungen: Alte-
rung, wachsende Ungleichheit und steigende 
Staatsverschuldung bremsen das Wachstum der 
US-Wirtschaft. Hinzu kämen als Brandbeschleuni-
ger die Auswirkungen der Globalisierung wie der 
verschwenderische Umgang mit der Natur. Sie 
wirkten als Gegenwinde gegen die ökonomische 
Entwicklung.

In Deutschland gebe es andere „Gegenwinde“, 
die das Wachstum bremsten: Soziale Ungleichheit 
und ein unterfinanziertes Bildungssystem, das auf-
grund seiner Mängel die Spaltung der Gesellschaft 
vertiefe. 
„Von zentraler Bedeutung für eine Wirtschaftspoli-
tik (..) ist eine breit angelegte Bildungspolitik.“ 
Hochschulen und duale Ausbildung seien gut auf-
gestellt. Schwachpunkte sind das Schulsystem und 
das Lernen während des Berufslebens.

Die zu hohen Schulabbrecherquoten zeigten an, 
dass das Bildungssystem nicht funktioniere. Blei-
ben zehn Prozent eines Schuljahrgangs ohne Ab-
schluss, widerspricht das den Zielen einer demo-
kratischen Gesellschaft.

Das deutsche Bildungssystem sei zudem zu wenig 
durchlässig. Die sozialen Schichten reproduzieren 
sich selbst. „Vor dem Hintergrund des demographi-
schen Wandels kann sich dies Deutschland nicht 
leisten“, schreiben Herzog-Stein und Kollegen.

Und weiter: „In einer sich ändernden Arbeits-
welt ist ein lebenslanges Lernen durch eine gute 
berufliche Weiterbildung unverzichtbar.“
Noch deutlicher wird die Notwendigkeit, die Frage 
nach der Bildung und der Beruflichkeit der Zukunft 
zu beantworten, wenn sie als Machtfrage formu-
liert wird.

Der Ausgang der tiefen Transformation ist nicht 
entschieden. Es gibt in allen Forschungen im Feld, 
in allen theoretischen Überlegungen Belege für ge-
lingende Prozesse und für gescheiterte Entwick-
lungen.

Der Zugang zu bester Bildung ist am Ende auch 
eine Frage der Kräfteverhältnisse

Gefragt wird nach Siegern und Verlierern. Die an-
gebotene Alternative lautet meistens wie folgt:
�� 	 Verstärken die verschiedenen parallelen Pro-

zesse der tiefen Transformation die Spaltung 
der Gesellschaft und stärken die Macht derer, 
die heute schon ökonomisch mächtig sind?

�� 	 Oder obsiegt der Wissensträger Mensch in ei-
ner Ökonomie, die von seinem Wissen als zent-
ralem Produktionsfaktor so abhängig ist, wie 
das Maschinenzeitalter von Rohstoffen?

Es gibt eine dritte Möglichkeit, wie der Prozess aus-
gehen kann: Könnten die Verschiebungen groß ge-
nug sein, dass es durch Engagement in Arbeits-
welt, Gesellschaft und Politik den Vielen gelingen 
kann, Arbeit und Kapital in eine neue, eine sozial-
staatliche Balance zu bringen?

Wer sich zum Ziel setzt, am Ende der 20er Jahre 
der tiefen Transformation eine erneuerte demokra-
tische und sozialstaatliche Ordnung etabliert zu ha-
ben, muss vier Felder bearbeiten:
�� 	 Beste Bildung. Künftige Schulabgänger und die 

jetzt aktive Generation müssen intellektuell und 
habituell in die Lage versetzt werden, die zu-
nehmend komplexen Aufgaben und Abläufe in 
der Arbeitswelt zu gestalten und zu beherr-
schen. Bildung ist ein machtvoller Hebel für 
den demokratische und soziale Entwicklung.

�� 	 Starke Gewerkschaften. Mithilfe mitgliederstar-
ker und dadurch handlungsfähiger Gewerk-
schaften können Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer dem technologischen auch demo-
kratischen und sozialen Fortschritt in der 
Arbeitswelt abringen.

�� 	 Politische Mehrheiten. Die Auseinandersetzun-
gen in der Arbeitswelt sind der Ausgangspunkt 
für politische Mehrheiten, die den Kurs in den 
Parlamenten umsetzen und über die Arbeits-
welt hinaus gestalten.

�� 	 Verantwortungsbewusste Arbeitgeber. Sie 
müssen sich ihrer Verantwortung vor der Ge-
sellschaft bewusst sein. Das heißt, sie be-
schränken den Fortschritt nicht auf die Techno-
logie sondern entscheiden sich dafür, den de-
mokratischen und sozialen Fortschritt 
mitzugestalten.

Gegenwärtig zementiert das Bildungssystem 
soziale Ungleichheiten.

Unser Schulsystem ist zwar nach Darstellung der 
OECD in den vergangenen beiden Jahrzehnten 
etwas egalitärer geworden. Aber die Ergebnisse 
der zum internationalen Vergleich der Bildungs-
systeme angestellten PISA-Studien zeigen, dass 
die gegenwärtige Ordnung die bestehenden sozi-
ale Ungleichheiten zementiert.

Es verteilt Chancen zugunsten der Wohlha-
benden. Diese können ihren Kindern in der Regel 
mehr kulturelles Kapital mit auf den Lebensweg 
geben als Eltern aus Nicht-Akademiker-Haushal-
ten. Sie können ihnen Privatschulen, Nachhil-
feunterricht bezahlen, sie können ihnen ein 
Hochschulstudium bezahlen.

Weil es nicht nur fehlkonstruiert, sondern 
auch noch chronisch unterfinanziert ist, ist das 
Bildungssystem unbeweglich. Ohne Verteilungs-
spielraum erscheint eine Reorganisation den Be-
teiligten als ungerechter Verteilungskampf. 

2016 verließen in Deutschland erstmals mehr 
Kinder mit Abitur die Schulen als mit anderen Bil-
dungsabschlüssen. Die meisten kommen aus Fa-
milien, in denen einer oder beide Eltern Abitur 
und möglicherweise auch studiert haben.

Rund 50.000 Kinder gehen dagegen Jahr für 
Jahr ohne Abschluss von der Schule. Nach einer 
von der Kommission Arbeit der Zukunft zitierten 
Studie des Bundesinstituts für Berufliche Bildung 
haben „1,2 Millionen junger Menschen zwischen 
20 und 29 Jahren keinen Berufsabschluss“. Das 
sind umgerechnet knapp 13 Prozent dieser Al-
tersgruppe.

Selbst das für seine integrierende Wirkung 
viel gelobte System der dualen Berufsausbildung 
sortiere Jugendliche nach Bildungsabschluss 
aus. Absolventen der 10. Klasse, Hauptschüler 
oder Bewerber ohne Berufsabschluss haben so 
gut wie keine Chance auf einen Ausbildungsplatz 
in einem der sogenannten „Abiturientenberufe“.

Ausbildungsstellen in Banken, im Finanzge-
werbe sowie anspruchsvolle kaufmännische Be-
rufe in der Industrie und Logistik sind für Absol-
venten der Hauptschulen nahezu verriegelt. 
Im Jahr 2016 waren dreiviertel der Auszubildenden 
im Bankbereich, 70 Prozent der angehenden Indus-
triekaufleute oder zwei Drittel der Steuerfachange-
stellten von jungen Frauen und Männern mit Studi-
enberechtigung besetzt (BiBB, 2018). Ihr Anteil 

Von der Dampfmaschine zur Industrie 4.0

Quelle: Nach DFKI, IAB-Kurzbericht 13/2016
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nimmt beständig zu. Obwohl sie einen anspruchs-
vollen Beruf erlernt haben, halten sich viele Abituri-
enten das Studium als Möglichkeit offen.

Realschüler erlernten häufig anspruchsvolle 
technische Berufe wie Industriemechaniker oder 
wurden Medizinische Fachangestellte.  Absolven-
tinnen und Absolventen der Hauptschulen gingen 
im Berichtsjahr 2018 stark in Verkäufer- und einfa-
che Dienstleistungsberufe.

Aus Sicht der Unternehmen hat sich die Lage 
am Ausbildungsmarkt drastisch verändert. Lange 
konnten sie sich die Bewerberinnen und Bewerber 
für Ausbildungsplätze aussuchen.

Die Zeiten, in denen auf fünf Schulabgängern 
auf Lehrstellensuche vier Angebote kamen, sind - 
von regionalen Ausnahmen abgesehen - vorbei. In 
Gegenden wie Schwandorf und Regensburg ha-
ben sich die Vorzeichen vollkommen umgekehrt: 
Dort kommen inzwischen auf 100 Bewerber 120 
angebotene Ausbildungsstellen. Es herrscht - ana-
log zur Entwicklung am deutschen Arbeitsmarkt - 
ein nahezu ausgeglichenes Verhältnis zwischen 
Angebot und Nachfrage. 2017 standen etwas mehr 
als 600.000 jungen Interessenten 570.000 angebo-
tene Ausbildungsplätze gegenüber.
Die voranschreitende Alterung der Gesellschaft 
wird die Knappheit am Arbeitsmarkt Jahr um Jahr 
weiter verstärken. 

Wohlstand in der alternden Gesellschaft baut 
auf Produktivitätswachstum

2013 veröffentlichte das Bundesministerium für Ar-
beit eine Vorausschau auf den Arbeitsmarkt 2030. 
Man ging davon aus, dass im Prognosezeitraum 
2010 bis 2030 unter bestimmten Annahmen die 
Zahl der Erwerbstätigen um 2,9 auf 40,8 Millionen 
Frauen und Männer zurückgehen werde. Dennoch 
könne das um die Teuerung bereinigte Bruttoin-
landsprodukt mit einer Jahresrate von 1,5 Prozent 
wachsen.

Damit diese Ziele erreicht werden, unterstellte 
das Arbeitsministerium bis 2030 einen Anstieg der 
durchschnittlichen Wochenarbeitszeit um vier Pro-
zentpunkte, ein Plus der Produktivität hingegen 
um 45 Prozentpunkte. (Bundesministerium für Ar-
beit, 2013).

Die Autoren der Prognose unterstellten weiter, 
dass die Altersgrenze der Erwerbsfähigkeit bei 74 
Jahren liege. Und: „Der Anteil der Hochschulabsol-
venten an den Erwerbspersonen wird von 17 Pro-
zent im Jahr 2010 auf 26 Prozent im Jahr 2030 er-
höhen.“

Prognosen haben einen Makel: Die Zukunft 
wird anders

Wie so oft treffen Prognosen nicht ein. Und Annah-
men erweisen sich als falsch. Das Arbeitsministerium 
rechnete 2013 damit, dass 2020 ebenso viele Men-
schen erwerbstätig sein würden wie 2010 (40,6 Milli-
onen).  Ende Februar 2019 waren es jedoch mehr als 
45 Millionen Frauen und Männer.

Die Ausgaben für das Bildungssystem dagegen 
wurden - gemessen als Anteil am Bruttosozialpro-
dukt - seit Veröffentlichung des Berichtes nicht aus-
geweitet. Damit stehen gleich zwei zentrale Hypo-
thesen des optimistischen BMAS-Szenarios in Fra-
ge.
1. Deutschland hat bei den Ausgaben in Bildung 
nicht zum OECD-Durchschnitt aufgeschlossen. 
2. Die Arbeitsproduktivität hinkt, im Szenario mit 
einem Plus von 1,5 Prozent per anno unterstellt, 
inzwischen um drei Prozentpunkte hinter der An-
nahme zurück.

Die Wirtschaftswissenschaftlerin Johanna 
Storck, formulierte es einem Roundup des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung so: „Der 
Zusammenhang von Bildung und Einkommen ist so-
wohl auf der individuellen als auch auf der staatli-
chen Ebene eines der robustesten Ergebnisse der 
Bildungs- und Arbeitsmarktforschung“. (Storck 
2013)

Seit 1995 hat es keine der wechselnden politi-
schen Mehrheiten - nicht im Bund und nicht in den 
Ländern - geschafft, die Zukunftsausgaben für Bil-
dung zu erhöhen. Sie hängen bei vier Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes fest. 

Dennoch vergeht keine politische Rede zur Bildung, 
ohne dass höhere Ausgaben in Schulen, Hochschu-
len, Berufsschulen und die Weiterbildung gefordert 
würden. 

Vor 11 Jahren, beim Dresdener Bildungsgipfel im 
Oktober 2008, beschloss die Regierungen von Bund 
und Ländern einmütig: „Bund und Länder sind sich in 
dem Ziel einig, dass in Deutschland der Anteil der 
Aufwendungen für Bildung und Forschung gesamt-
staatlich auf 10 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
bis zum Jahr 2015 gesteigert wird.“

Geplant waren sieben Prozent des Bruttoinlands
produktes in die Bildung und drei Prozent in die 
Forschung zu investieren.

Tatsächlich geben seither Bund, Länder und Ge-
meinden zwar mehr Geld im Jahr für die Bildung 
aus. Im Gipfeljahr 2008 investierten sie in Jugend- 
und Tageseinrichtungen, in Schulen, Hochschulen, 
in die Weiterbildung und die Bildungsförderung 
rund 93 Milliarden Euro. 2017 lagen die Ausgaben 
um 40 Milliarden Euro höher bei 133 Milliarden 
Euro (IW, 2019). Das entspricht auch nach Abzug 
der Teuerung immerhin einer realen Steigerung 
von rund 30 Prozent.

Doch auch das Bruttoinlandsprodukt hat sich 
seither um rund zwölf Prozentpunkte aufwärts ent-
wickelt. Ein Prozent Steigerung des Bruttoinland-
sproduktes bedeutet rund 30 Milliarden Zuwachs. 
Deswegen sind die Bildungsausgaben zwar gestie-
gen, nicht aber ihr Anteil am gemessenen Wohl-
stand des Landes. Aber das müssen sie, um die 
notwendige  höhere Qualität zu erreichen.

– IKT Kapitalvertiefung           Totale Faktorproduktivität– Nicht-IKT Kapitalvertiefung               Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigenstunde
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Quelle: IMK report 24/17

Schulische Vorbildung der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag 2009 bis 2016 (in %)1

Quelle:BIBB-Datenreport 2018
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Einkommensstarke Eltern flüchten aus dem  
öffentlichen Schulsystem

Das unterfinanzierte Schulsystem ist in einem Zu-
stand, in dem es nicht mehr integrierend wirkt, son-
dern die Gesellschaft auseinandertreibt. Anfang Ja-
nuar 2019 veröffentlichte das Statistische Bundes-
amt eine wirklich schlechte Nachricht: Zwischen 
2000 und 2017 verringerte sich die Zahl der Schulen 
in Deutschland um insgesamt 19 Prozent. Mit dem 
Beginn des zweifelhaften Versuches, die öffentli-
chen Haushalte durch Kürzungen der Ausgaben ins 
Lot zu bringen, flüchteten Eltern die öffentlichen 
Schulen. Ihre Zahl stieg im gleichen Zeitraum um 43 
Prozent.

Inzwischen, so das Statistische Bundesamt, gibt 
es in Deutschland 5839 allgemeinbildende und be-
rufliche Privatschulen. Mehr als jede zehnte Schüle-
rin und jeder zehnte Schüler besucht eine private 
Schule, die für ihre Bildungsversprechungen in der 
Regel hohe Gebühren von den Eltern verlangen.

 Wie enorm die Fallhöhe zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit im Bildungswesen überdies ist, zeigt 
der grassierende Lehrernotstand. Die Wissenschaft-
ler Klaus Klemm und Dirk Zorn errechneten im Auf-
trag der Bertelsmann Stiftung, dass bis 2025 allein 
105.000 Grundschullehrer eingestellt werden müs-
sen.

Klemm und Zorn weiter: „Davon entfallen 60.000 
auf den Ersatz ausscheidender Lehrkräfte“, 26.000 

Lehrer brauche es, um steigende Schülerzahlen zu 
bewältigen. Weitere 19.000 Grundschullehrerinnen 
und Grundschullehrer würden gebraucht, um den 
politisch gewollten Ausbau von Ganztagsschulen zu 
stemmen.

Das Problem: Jemand hat in den vergangenen 
Jahren vergessen, jungen Leuten zu sagen, dass 
Lehrer ein guter Beruf mit Perspektiven ist. Bis 2025 
schließen voraussichtlich nur 70.000 Frauen und 
Männer ihr Lehramtsstudium ab.

Konsequenz: Ein Drittel der Stellen können nicht 
besetzt werden. Oder aber Seiten- und Quereinstei-
ger füllen die Reihen.

Schon jetzt ist die Not so groß, dass viele Bun-
desländer Frauen und Männer in den Schuldienst 
holen, die über keine „Lehramtsbefähigung“ verfü-
gen.

In der Regel können sie einen akademischen Ab-
schluss vorweisen. Im Falle von Berufsschulen ist 
auch eine entsprechende berufliche Ausbildung ak-
zeptiert.

Die Zeitschrift „Erziehung und Wissenschaft“ be-
richtete, dass 2015 bundesweit 1500 Nicht-Lehrer in 
den Schuldienst eingestellt wurden. 2016 seien es 
doppelt so viel gewesen, 2017 schon 4250 Perso-
nen. Allein in Berlin, ist in der Zeitung der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) zu lesen, 
sei einer von drei der 3047 im Schuljahr 2016/17 
neueingestellten Lehrer „ohne Lehramtsbefähi-
gung“ gewesen. In Sachsen wurde im gleichen Jahr 

sogar jede zweite Pädagogen-Stelle nicht mit Päda-
gogen besetzt. (Arendt, 2018)

Im Bundestag hat die Koalition aus CDU, CSU 
und SPD gemeinsam mit Grünen und FDP das 
Grundgesetz so geändert, dass der Bund künftig die 
Länder im Bildungs- und Wohnungsbau unterstüt-
zen kann. Jetzt können fünf Milliarden vom Bund in 
die Schulen fließen. Die Vorgabe: Die Schulen sol-
len digital auf den neuesten Stand gebracht wer-
den. 

An fehlenden Lehrerstellen und zu großen Klas-
sen, Unterrichtsausfall und schlechter Ausstattung 
vieler naturwissenschaftlicher Labore ändern diese 
Investitionszuschüsse gar nichts. 

Weniger als der Durchschnitt: Deutschlands Bil-
dung ist unterfinanziert

Den vier Prozent vom Bruttoinlandsprodukt, die 
Deutschland in das Wissen und Können seiner Bür-
gerinnen und Bürger investiert, stehen weitaus hö-
here Zukunftsausgaben anderer Staaten gegenüber.

In Belgien etwa lag die Quote 2014 bei 6,6 Pro-
zent, in Dänemark bei 7,6 und in Frankreich bei 5,5 
Prozent.

Der Unterschied von einem oder gar drei Prozent 
Differenz des Bruttoinlandsproduktes sind keine 
Kleinigkeit. Um die drei Prozentpunkte Steigerung 
der öffentlichen Ausgaben zu erreichen, müssten 

Bund, Länder und Gemeinden ihre Bildungsbudgets 
in einer Größenordnung von 90 Milliarden Euro auf-
stocken. Pro Jahr.

Staat im Plus? Im Bildungssektor beträgt der 
Abstand zum internationalen Durchschnitt 90 
Milliarden Euro

Investitionen in Gebäude nicht mitgerechnet, müss-
ten Bund, Länder und Gemeinden 56 Milliarden Euro 
im Jahr mehr für Lehrer und Lehrmaterial ausgeben.

Der Zugang zu Bildung in jeder Lebensphase ent-
scheidet darüber, wie demokratisch Gesellschaft, 
Wirtschaft, Arbeitswelt und das Verhältnis des 
Menschen zu seiner Umwelt werden können. 

Bildung war, ist und bleibt zentraler Platzanwei-
ser im Leben. Wenn das „Sich-Selbst-Produzieren“ 
daran scheitert, dass Bibliotheken geschlossen wer-
den und Unterricht ausfällt oder, wie im folgenden 
Kapitel nachzulesen sein wird, individuelle Weiter-
bildung an Zeit und Geld scheitert, dann staut sich 
mitten in der Gesellschaft ein enormes Frustpoten-
zial auf.

Seit zwei Jahrzehnten wird über Bildung debat-
tiert aber nur Halbherziges auf den Weg gebracht. 
Es hilft nicht weiter, zentralen Aufgaben noch län-
ger aus dem Weg zu gehen, und stattdessen den 
kleinsten gemeinsamen Nenner zu suchen.

Entwicklung von Ausbildungsplatzangebot und -nachfrage 2009 bis 2017

Quelle: BIBB-Datenreport 2018
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Hinweise: Außerbetriebliche Ausbildungsverhältnisse werden erst seit 2009 im Rahmen der BIBB-Erhebung zum 30. September erfasst. Sie werden hier in gelb ausgewie-sen. 
Um sowohl die Gesamtentwicklung als auch die Entwicklung des Anteils außerbetrieblicher Ausbildungsplatzangebote anschaulich abbilden zu können, wurde der Skalen-
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Davon entfallen etwa 60.000 
auf den Ersatz (primär al-
tersbedingt) ausscheidender 
Lehrkräfte.

26.000 Lehrer werden außer-
dem benötigt, um die Unter-
richtsversorgung bei steigen-
den Schülerzahlenzu 
gewährleisten.

An regulär ausgebildeten 
Absolventen für das Lehramt 
an Grundschulen stehen im 
gleichen Zeitraum allerdings 
maximal 70.000 zur Verfü-
gung.

Insgesamt müssen bis einschließlich 2025 knapp 105.000 Grundschullehrer  
neu eingestellt werden.

Dem gegenüber stehen nur 70.000 
Lehrerinnen und Lehrer  
(Grundschulen) in der Ausbildung

70.00060.000 26.000 19.000

Für zusätzliche pädagogi-
sche Aufgaben durch den 
Ausbau von Ganztagsschulen 
werden weitere 19.000 Leh-
rer benötigt.

Quelle: Bertelsmann Stiftung, Lehrkräfte dringend gesucht, Bedarf und Angebot für die Primarstufe, Klaus Klemm und Dirk Zorn
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Bei der am 25. November 1918 gegründete Volks-
hochschule in Würzburg hatten sich für das Schul-
jahr 1919/20 bereits 5000 Hörer eingeschrieben.

Das Nazi-Regime beendete den freien Bildungs-
hunger der Deutschen und ordnete die Schulen - 
wenn man sie bestehen ließ, der Organisation Kraft 
durch Freunde unter.

Eng verknüpft ist die Weiterbildung in unserer 
Zeit mit der Idee des lebenslangen Lernens. Die bil-
dungspolitische Diskussion darüber nimmt ihren An-
fang mit dem UNESCO-Bericht „Learning to Be - The 
World of Education Today and Tomorrow“ von 1972. 
Ein Jahr später kam zum gleichen Thema ein OECD 
in die Diskussion. Letzter setzte auf die Idee, es solle 
im Leben Phasen der Arbeit und der Bildung geben. 
In Deutschland wurde vor diesem Hintergrund in 
vielen Bundesländern der Bildungsurlaub gesetzlich 
eingeführt. Mit dem neuen Bildungskonzept ent-
stand die Idee, es gebe ein Humankapital, in wel-
ches Unternehmen und Gesellschaft rentierlich in-
vestieren könnten. Das Konzept der Weiterbildung 
wurde aus bildungspolitischen auch aus arbeits-
marktpolitischen Zielen politisch angetrieben.

Die Ausrichtung auf wirtschaftspolitische Ziele 
erfolgte in den 90er Jahren und fällt mit der Diskus-
sion über die Internationalisierung der Weltwirt-
schaft zusammen. Es ging nun um „eine vernehm-
lich wirtschaftspolitische Notwendigkeit“. Weiterbil-
dung hatte in der Phase des Marktautoritarismus der 
„internationalen Wettbewerbsfähigkeit“ zu dienen.

Hier hat die heutige Verkürzung der Weiterbil-
dung auf die Qualifizierung ihren Ausgangspunkt. 
(Schuetze, 2005)

Wie viele Anbieter von Weiterbildung es heute 
genau gibt, weiß niemand. Das Bundesinstitut für 
Berufsbildung (BIBB) und das Deutsche Institut für 
Erwachsenenbildung (DIE) erstellen gemeinsam ei-
nen Weiterbildungsmonitor. Zur Datenerhebung lu-
den sie 19.480 ihnen bekannte Anbieter ein.

Einer der größten Player nach wie vor: Die Volks-
hochschulen. Sie bieten bei Weitem die meisten Ver-
anstaltungen an - auch wenn das Angebot sehr breit 
ist. Es folgen Schulen und Akademien von Kirchen, 
Parteien, Gewerkschaften, Stiftungen oder Verbän-
den. Hochschulen, sowie Akademien sind in der Er-
wachsenenbildung ebenfalls sehr aktiv. (BIBB, 2018)

Die jüngere Geschichte der 4. Säule im Bildungssys-
tem beginnt mit zwei Studien. „Ende der 50er Jahre 
des vergangenen Jahrhunderts befasste sich eine 
aufwendige empirische Untersuchung mit Bildungs-
interessen und Bildungsvorstellungen der deutschen 
Bevölkerung“ (Nuissel, 2010).

Einer Hildesheimer folgte in den 60er Jahren die 
sogenannte Göttinger Studie. Die daran beteiligten 
Wissenschaftler wollten wissen: Wer besucht nach 
Feierabend und an Wochenenden Kurse? Und wenn 
nicht, warum? Es sind eine Vielzahl von Gründen, 
welche die Menschen damals noch vornehmlich an 
Volkshochschulen und in die offenen Vorlesungen 
der Hochschulen trieb. Es gehören dazu: Status-und 
Prestigemotive, Antrieb kann auch eine Korrektur 
der Berufswahl sein, das Streben nach beruflichem 
Aufstieg. Zu den Antriebsmotiven zählt die sinnvolle 
Verwendung von Freizeit oder die Möglichkeit, neue 
Menschen kennenzulernen.

In den 70er Jahren wurden die Motivlagen syste-
matisiert. Es gehe um Lebensqualität und Leben-
schancen.

In der Diskussion wird als Gründungsdatum der 
4. Säule in der Regel die Vorlage des Strukturplans 
für das Bildungswesen als Empfehlung der Bildungs-
kommission des Deutschen Bildungsrates genannt.

Man könnte auch sagen: Die Tatsache, dass dem 
Kapitel ständige Weiterbildung explizit nur die Sei-
ten 51 bis 56 von 315 gewidmet waren (Ausgabe 
Klett 1970) könnte den Beginn des Problems markie-
ren.

Während jede andere Säule des Bildungssystems 
umfassend - von der Aus- und Weiterbildung der 
Lehrenden, den Curricula und den Trägern der jewei-
ligen Bildungsgattung exakt ausdifferenziert wurde, 
blieben die Ausführungen zur Erwachsenenbildung 
bzw. Qualifizierung recht allgemein.

Die ältere Geschichte der Erwachsenenbildung 
beginnt mit dem Ende des 1. Weltkriegs und mit der 
Weimarer Reichsverfassung. In ihr heißt es: „Das 
Volksbildungswesen, einschließlich der Volkshoch-
schulen, soll von Reich, Ländern und Gemeinden ge-
fördert werden.“

Daraufhin gründeten sich in Deutschland hunder-
te Volkshochschulen. Den meisten Gründern ging es 
darum, Erkenntnis der Wissenschaft in populärer 
Form „unter’s Volk“ zu bringen.

DIE GESCHICHTE VON DER 4. SÄULE IM BILDUNGSSYSTEM

Die Jugend wächst in die jeweils neuen Technolo-
gien hinein. Die aktive Erwerbsbevölkerung, zum 
Teil noch in einer Arbeitswelt ohne Handy, Smart-
phone und Tablet aufgewachsen, kann nicht zu-
rückbleiben. 

„Agil“ [aus dem Englischen. Agile heißt über-
setzt: Wendig, beweglich. Sprich: ˈæd͡ʒ.əl].

In ihrem Bericht zur Weiterbildungsfinanzierung 
(Bertelsmann 2019) kommen die Studienautoren 
Rolf Dobischat, Dieter Münk und Anna Ro-
sendahl auf den Punkt: „Bildung und Qualifizie-
rung versprechen einerseits die Garantie für die 
Fortentwicklung zu einer – vor allem ökono-
misch – wettbewerbsfähigen Wissensgesell-
schaft.“

Andererseits werde suggeriert, dass Weiter-
bildung mit einem stabilen „return of invest-
ment“ verknüpft ist. Das eröffne nicht nur Karri-
ere- und Aufstiegswege, sondern auch ökono-
mische Sicherheit, gesellschaftliche Teilhabe 
sowie vielfältige Chancen zur Lebensgestaltung.

Dass dafür die Ressourcen und Zugänge fehlen, ist 
ein zentrales Ergebnis der nicht zum ersten Mal 
aufgelegten Berichterstattung. In den zwanzig Jah-
ren zwischen 1995 und 2015 wurden die Bildungs-
ausgaben der öffentlichen Hand insgesamt ausge-
weitet. Die Ausgaben für die Weiterbildung hinge-
gen wurden in demselben Zeitraum und mehr als 
43 Prozent gekürzt.

In Zahlen ausgedrückt: 1995 gab die öffentliche 
Hand für in die Weiterbildung noch 11,1 Milliarden 
Euro aus. 2015 investierte sie gerade noch 6,3 Mil-
liarden Euro - hauptsächlich in die Qualifikationen 
von Arbeitslosen für den Arbeitsmarkt. 

Ein Phänomen. In einer Zeit, in der die Aussage 
‚Common Sense‘ ist, Bildung sei so etwas wie ein 
unverzichtbarer Lebensbegleiter, zieht sich die 
Bundesagentur für Arbeit als wichtigste Instanz 
am Arbeitsmarkt aus der Investitionen in die Köpfe 
zurück – statt sie klug auszuweiten.

Da die öffentlichen Hand Vorbildcharakter hat, 
folgen ihr die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer. Laut Bertelsmann-Report haben auch die pri-
vaten Haushalte beim Thema Weiterbildung den 
Rückwärtsgang eingelegt. 2016 gaben sie noch 

Weiterbildung für eine neues Zeitalter 

WIE DER ROTSTIFT ZUKUNFT KOSTET

Die Digitalisierung treibt die Globalisierung voran. Politik löst streckenweise die Wissen-
schaft als Treiber von Technologien ab. Energie- und Mobilitätswende haben das Potenzial 
für folgenreiche Umbrüche in Wirtschaft, Gesellschaft und Arbeitswelt. Ein wesentlicher 
Faktor, um Sicherheit für stürmische Zeiten zu schaffen, wäre die Bildung. Doch die Mo-
dernisierung der vier Säulen des Bildungssystems kommt nicht voran. Über ein Land, das 
seine Zukunft nicht erkennt.
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rund 9,49 Milliarden Euro für Weiterbildung aus - 
14,3 Prozent weniger als fünf Jahre zuvor. An An-
fang des Jahrzehnts investierten die Privaten noch 
etwas mehr als elf Milliarden Euro.

Nicht nur die Ausgaben sinken. Auch die Bereit-
schaft zur Teilnahme an einer Weiterbildung geht 
zurück. 2012 nahmen die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Mittel an zwei Weiterbildungs-
veranstaltungen teil. 2016 waren es nur noch sta-
tistische 1,7. Hinzu komme die gesunkene Bereit-
schaft, für Weiterbildung zu bezahlen. 2012 gaben 
die Deutschen noch fast 300 Euro je Weiterbildung 
aus, 2016 waren es 254 Euro.

Allein die Betriebe haben ihre finanziellen An-
strengungen gegenüber der Zeit direkt nach den 
Hartz-Reformen gesteigert. 2007 investierten sie 
rund elf Milliarden Euro in ihre Belegschaften. Zum 
Vergleich: 2015 waren es 17,6 Milliarden Euro.

Der Anstieg hat mehrere Gründe:
�� - Immer mehr Unternehmen bieten ihren Be-

schäftigten offensiv Weiterbildungen an.
�� - Immer mehr Beschäftigte nutzen interne Wei-

terbildungen
 Laut IAB  (2018) stieg der Anteil der weiterbil-

denden Betriebe im Vergleichszeitraum von 36 auf 
53 Prozent. Am Beginn des Vergleichszeitraums 
nahm nicht einmal jeder fünfte Beschäftigte an ei-
ner betrieblichen Weiterbildung teil. Inzwischen ist 
es mehr als jeder Dritte.

Die Qualität der betrieblichen Qualifizierung ist 
jedoch selten nachhaltig und in der Regel auch 
nicht auf einen formalen Abschluss ausgerichtet, 
der am Arbeitsmarkt etwas zählt.

 

Weiterbildung 2019: Denn wer da hat, dem 
wird gegeben, dass er die Fülle habe 

 „Betriebliche Weiterbildungen sind oft kurzfristige 
wenig nachhaltige Anpassungsweiterbildungen (..) 
im Durchschnitt von sehr kurzer Dauer“, heißt es in 
einem Workingpaper der Hans-Böckler-Stiftung 
(HBS 2017). Zudem ist der Zugang gleich mehrfach 
höchst ungleich verteilt. Betriebliche Weiterbildung 
folgt der Grundlinie des deutschen Bildungssys-
tems, sagt GEW-Vorstandsmitglied Ansgar Klinger: 
„Wer hat, dem wird gegeben“.
�� - An den Veranstaltungen nehmen deutlich mehr 

Männer als Frauen teil.
�� - Je höher der Bildungsabschluss und die beruf-

liche Position im Betrieb, umso besser ist der 
Zugang zur Weiterbildung: „Es sind vor allem 
Hochqualifizierte und Führungskräfte in höhe-
ren Einkommensgruppen, die an Weiterbil-
dungsmaßnahmen partizipieren.“

�� - Beschäftigte in kleineren Betrieben sind be-
nachteiligt, weil diese seltener und weniger 
aufwendige Weiterbildungen anbieten.

Verschoben: Weiterbildung ist jetzt Privatsache

Die Verschiebung der Weiterbildungsausgaben von 
der öffentlichen Hand hin in die Arbeitswelt war ei-
nes der politischen Ziele der Arbeitsmarktreformen 
zu Beginn des Jahrhunderts.

Das hatte einen „gnadenlosen Konkurrenz-
kampf“ zur Folge, sagt GEW-Mann Klinger. Da es 
in der Weiterbildung kaum andere Einsparmöglich-
keiten als die Kürzungen der Dozenten-Entgelte 
gibt, geriet der zwar kleine, arbeitspolitisch aber 
strategische Arbeitsmarkt selbst in die Krise.

Die häufig akademisch geschulten Beschäftigten 
waren bis dahin in Anlehnung an die im Bundesan-

gestelltentarifvertrag vereinbarten Entgelte und Be-
dingungen eingestellt worden.

Damit war es, weil abgerissen statt umgebaut 
werden sollte, von einem auf das andere Jahr vorbei.

Ansgar Klinger: „Es gab lange keine  
Absicherung nach unten“

Ansgar Klinger erinnert sich: „Es gab lange gar kei-
ne Absicherung der Einkommen nach unten.“ Leh-
rer, Trainer und Bürokräfte gerieten aus der Mitte 
der Gesellschaft in einen Strudel an den unteren 
Rand.

Erst acht Jahre später gelang es den Gewerk-
schaften GEW und ver.di, wenigstens einen Min-
destlohntarifvertrag für Pädagogen im Weiterbil-
dungssektor auszuhandeln. Seit Januar 2019 liegt 
dieser in der unteren Gruppe bei 15,72 Euro in der 
Stunde und soll über vier Jahre auf 17,18 Euro an-
steigen. In einer Mindestlohngruppe 2 wird unwe-
sentlich mehr verdient. Für Verwaltungsangestellte 
gibt es keine entsprechende Branchenvereinba-
rung. Klinger: „Der Wettbewerb wird auf dem Rü-
cken der Lehrenden ausgetragen.“

Von einem Tarifvertrag, der tatsächlich Lohn 
und Leistung in ein Verhältnis setzt, ist die Branche 
weit entfernt. Zu zersplittert ist die Landschaft, zu 
gering der Organisationsgrad, zu groß nach wie 
vor die wirtschaftliche Lage vieler Betriebe, die 
sich gegenseitig nach unten geboten haben.
Für freiberufliche Honorarkräfte gibt es von der 
GEW zwar Empfehlungen. Für die Durchsetzung ei-
nes Tarifvertrages für arbeitnehmerähnliche Freibe-
rufler „fehlt die Organisationskraft“, so Klinger, im 
GEW-Hauptvorstand zuständig für den Weiterbil-
dungsbereich.

Schwarzbuch Weiterbildung: Enormer Arbeits-
druck und psychische Belastungen

Das Schwarzbuch Weiterbildung, herausgegeben 
von der GEW (2010) listet die Arbeitsbedingungen 
von Beschäftigten in der Weiterbildung auf: „Der 
permanente Wechsel der Aufgaben und Funktio-
nen, die Ausdünnung pädagogischer Kompetenz-
felder durch Verbreiterung und Anreicherung mit 
anderen Einsatzbereichen, für die erst die nötigen 
Kompetenzen erworben werden müssen, produ-
ziert einen enormen Arbeitsdruck mit hohen zeitli-
chen und psychischen Belastungen infolge der 
dauerhaften Arbeitsverdichtungen und den Flexibi-
litäts- und Mobilitätsansprüchen“.

Ausgerechnet die Branche, die Menschen für 
neue oder komplexere Aufgaben auf dem Arbeits-
markt vorbereiten soll, ist selbst zum Problemfall 
mit prekärer Arbeit geworden. 

Die Zeit des Downsizing Weiterbildung nähert 
sich allmählich dem Ende

Die Zeit des Downsizing der durch die Bundes-
agentur geförderten Weiterbildung geht allmäh-
lich dem Ende entgegen. 2004 war die Zahl der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer in Kursen, die ei-
nen für den Arbeitsmarkt qualifizierenden Ab-
schluss ermöglichten, von 154.000 auf 34.000 
Personen zusammengeschmolzen. Jetzt nehmen 
wieder 60.000 Menschen an Qualifizierungen teil, 
welche die Bundesagentur für Arbeit fördert.

Nicht nur die Zahl der Arbeitslosen hat sich ge-
genüber der Zeit des Kahlschlages mehr als hal-
biert. Die Kassenlage der Bundesagentur verbes-
serte sich mit der Belebung am Arbeitsmarkt. 
Mehrfach konnten in den vergangenen Jahren die 
Beiträge gesenkt werden.

Es haben sich aber auch finanzielle Spielräume 
ergeben. Der über Jahre stabile Sockel von Lang-
zeitarbeitslosen ist in Bewegung geraten. Ihre 
Zahl sinkt inzwischen mit größerer Geschwindig-
keit als die der kurzzeitig Arbeitslosen.

Soll die Vermittlung nachhaltig sein, braucht es 
Weiterbildung. „Außerdem kommt es bei Lang-
zeitarbeitslosen häufig zu einem Qualifikations-
verlust, der es ihnen noch schwerer macht, beruf-
lich wieder Fuß zu fassen“, schreibt die OECD 
(2019).

Der Organisation geht auch die neue Abwärts-
bewegung in der Statistik noch nicht schnell ge-
nug. Während die Erwerbstätigkeit seit 2011 im 
Mittel mit einer Jahresrate von 0,4 Prozent wuchs, 
sank die Zahl der Langzeitarbeitslosen im glei-
chen Zeitraum nur um 0,2 Prozent per anno, heißt 
es in demselben Bericht der internationalen Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung.

Der Geschwindigkeit der tiefen Transformation 
mit ihren zugleich hohen Graden an Abstraktion 
lassen die Sache dringlich werden. Der Wissen-
schaftler Gerhard Bosch: „Mit vorsichtigen Kurs
korrekturen“ sei es nicht länger getan.

Das jugendorientierte deutsche Bildungssys-
tem sei weder dazu geeignet, Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer Schritt halten zu lassen mit der 
Digitalisierung noch mit der Alterung der Beleg-
schaften.

Er blickt dabei auch auf die älter werdende 
‚work force‘: Da heute der Ausweg „einer Früh-
rente versperrt ist, wird für die betroffenen Be-
schäftigten eine Weiterbeschäftigung bis zum er-
höhten Renteneintrittsalter ohne eine Weiterbil-
dung vielfach nicht möglich sein.“
Es sei „vor allem gewerkschaftlichen Initiativen“ 
zu verdanken, dass die Bundesagentur ihren Kurs 
vorsichtig korrigiert habe, schreibt Bosch.

Öffentliche Ausgaben nach Bildungssektoren 2015 im Vergleich zu 1995 (in %)

Quelle: „Dvgl. BMBF 2017a/b; Statistisches Bundesamt 2006, 2008, 2009, 2010a/b, 2011, 2012a/b/c, 2013, 2014a/b/c/d/e, 2014f, 2015a/b/c, 
2016, 2017a/b/c, 2018, S. 15; Bilger et al. 2017, S. 112; Bilger et al. 2013, S. 191; Beicht/Krekel/Walden 2006; Bundesanstalt für Arbeit 1996, 
S. 68; Bundesagentur für Arbeit 2006a/b, 2007–2012, 2013a/b, 2014a/b, 2015a/b, 2016a/b; BIBB 2010–2017; Walter 2015; Rosenbladt/ 
Bilger 2011, S. 189; Bilger/Rosenbladt 2008, S. 117 f.; Bundesministerium für Finanzen 2006a/b; eigene Darstellung und Berechnungen
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Den Arbeitgebern passt die Richtung nicht

Der Arbeitgeberseite in der Selbstverwaltung der 
Bundesagentur passt die ganze Neuausrichtung 
nicht. In einer Stellungnahme vom Sommer 2017 
beschrieb die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA) Weiterbildung als Kö-
nigsweg der Modernisierung des Arbeitsmarktes. 
Den zu beschreiten könne man jedoch getrost den 
Betrieben überlassen. „Keiner kann Weiterbildung 
besser als die Betriebe. „Sie wüssten, welche Fä-
higkeiten Beschäftigte brauchten, „ungut für eine 
Stelle und künftige Entwicklungen qualifiziert zu 
sein“. (BDA, 2017)

Weiterbildungsfinanzierung über die  
Lohnsteuer setzt Anreize bei den Falschen

Wie antiquiert unser Weiterbildungssystem ist, er-
gänzt ein Blick in die Beteiligung der Allgemeinheit 
am individuellen Fortkommen von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer. Das Einkommensteuer-
recht schreibt die ungleiche Verteilung von Bil-
dungschancen im Erwerbsleben geradezu fest.

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können 
Lehrgänge und Seminare, Abendkurse und Um-
schulungen in ihrer Einkommensteuererklärung 
geltend machen.

 Damit diese vom Finanzamt anerkannt wird, muss 
eine Fortbildung es Steuerzahlern ermöglichen, 
ihre „berufliche Handlungsfähigkeit zu erhalten 
und anzupassen oder zu erweitern und beruflich 
aufzusteigen“. So regelt es das Berufsbildungsge-
setz in seinem Paragrafen 1. Gefördert werden 
auch Umschulungen in einen ganz neuen Beruf.

Als Werbungskosten können Steuerzahler Kurs- 
und Prüfungsgebühren abrechnen, Reisekosten zu 
Fortbildungsorten, Übernachtungen, pauschale 
Verpflegungskosten, Arbeitsmittel und – wenn vor-
handen - Kosten für den heimischen Arbeitsplatz. 
Eine Höchstgrenze für diese Ausgaben sind im 
Steuerrecht nicht vorgesehen. (Vereinigte Lohn-
steuerhilfe, 2019).
Problem der Regelung: Der Steuersatz steigt mit 
dem Einkommen. Eine ganz normale Arbeitneh-
merin, die mit ihrem durchschnittlichen Verdienst 
ihre Familie mit durchbringt, ist weit vom Spitzen-
steuersatz entfernt - ihre Steuerbelastung häufig 
übersichtlich.

Anders sieht es bei Spezialisten oder Frauen 
und Männern im mittleren Management und darü-
ber aus. Dort beginnen Einkommen je nach Bran-
che ab 60.000 oder 80.000 Euro im Jahr und stei-
gen dann über die Jahre oft kräftig an. Sie liegen 
also im Spitzensteuersatzbereich und darüber.

Das heißt: Die Steuerersparnis fällt für Durch-
schnittsverdiener mager aus, da sie einen niedri-
gen Steuersatz haben. Wer aber viel Steuern an 
das Finanzamt überweist, für den lohnt sich Fort-
bildung regelrecht.

Trostpflaster gibt es für Bezieher sehr geringer 
Einkommen: Wer 20.000 Euro im Jahr und weni-
ger verdient, kann sich eine Bildungsprämie ho-
len, die je nach Bundesland mal 500 oder 1000 
Euro wert ist.

Zum Vergleich: Eine Fortbildung zum Meister 
kostet allein rund 8000 Euro - und wird selten von 
Menschen angegangen die weniger als 20.000 
Euro im Jahr verdienen. Bildungsgutscheine gibt 
es auch, aber nur dann, wenn Arbeitslosigkeit 
droht - oder aber durch eine Weiterbildung abge-
wendet werden kann.

Frauen und Männer in der Arbeitnehmermitte, 
erwerbstätig, Beitrags- und Steuerzahler, haben 
nicht nur keinen Zugang zu öffentlich direkt geför-
derter Weiterbildung. Sie gehen auch noch beim 
Finanzamt leer aus.

Arbeitslose nach Rechtskreisen
In Tausend in Deutschland 2013 bis 2019 

Quelle: Statistik der BundesagenturfürArbeit

1) Abweichungen zu den Differenzen kommen durch Rundung zustande.

3.000

2.000

1.000

insgesamt

SGB II

SGB III

Saisonbereinigte Werte

Ursprungswerte

Arbeitsplatzmobilität ist keine Einbahnstraße. 
Deswegen ist ein gewisses Maß an Wechsel 
auch gar nicht verkehrt. So wird Wissen in einer 
Volkswirtschaft zu einer Ressource, für die es ei-
nen Markt gibt. Es ist der Arbeitsmarkt. Voraus-
gesetzt, er funktioniert.

Das ermöglicht Wachstum, das ermöglicht, 
dass überhaupt neue Unternehmen entstehen 
können. Denn das ihnen zur Verfügung stehende 
Wissen muss irgendwo seinen Ausgangspunkt 
gehabt haben.

Weil die meisten Kündigungen von Beschäf-
tigten einen erheblichen Aufwand erzeugen, Un-
ruhe ins Unternehmen bringen, Fragen danach 
aufwerfen, wer als nächster geht und wer jetzt 
kommt, sind bei vielen Arbeitgebern Weiterbil-
dungen, die über die im Arbeitsvertrag verein-
barte Beschäftigung hinausweisen, nicht beson-
ders beliebt. Sie deuten an: Die Mitarbeiterin 
oder der Mitarbeiter will sich verändern. Er oder 
sie trifft im Kurs Beschäftigte anderer Firmen, 
könnte dort in den Fokus anderer Unternehmen 
geraten oder einfach erfahren, wo mehr Geld zu 
verdienen wäre und wo die Arbeits- und Auf-
stiegsbedingungen besser sind.

Auch aus diesem Grund ist das Konzept einer 
über die Arbeitsagenturen gesteuerten Arbeits-
versicherung im Arbeitgeberlager nicht beson-
ders beliebt. 

Da Kündigungen an der Tagesordnung sind, 
ist es zweckmäßig, dass der deutsche Arbeits-
markt auf einer breiten Ausbildung der Beschäf-
tigten beruht. Arbeitgeber finden vergleichbare 
Qualifikationen auf dem Markt. Wären hingegen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht auf 
ihren Beruf sondern auf eine Stelle orientiert, 
könnten sie das alle bereichernde System des 
Wissens- und Wertetransfers nicht befeuern.

Umso ärgerlicher ist es, dass immer weniger 
Unternehmen bei der Ausbildung junger Men-
schen mittun. Das führt zu einer Konzentration 
der Kosten bei immer weniger Unternehmen 
und einer Unverantwortlichkeit der nicht ausbil-
denden Betriebe. Insofern würde die Einführung 
einer Ausbildungsumlage von einem nicht be-
stimmbaren Punkt an von den ausbildenden Be-
trieben gestellt werden.

„Der Grad der Arbeitskräftemobilität beein-
flusst die allokative Effizienz der Arbeitsmärkte.“ 
So knapp fasst die oben beschriebenen Vorgän-
ge das Gabler-Wirtschaftslexikon (Gabler 2019) 
zusammen. Diese Allokationsfunktion ist wich-
tig. Denn gesamtwirtschaftlich sie befördert 
Wachstum und Wohlstand.

Es gibt vielerlei Sichtweisen auf den Vorgang ei-
ner Kündigung. Sie kann aus rationalen Gründen 
erfolgen. Der neue Arbeitgeber bietet mehr Ge-
halt. Oder bessere Entwicklungschancen. Häufig 
auch beides.

Der Betrieb, der verlassen wird, reagiert als 
sozialer Organismus. Handelt es sich um eine 
funktionierende Einheit, wird der Akt der Kündi-
gung oft mit Unverständnis quittiert. Möglicher-
weise werden niedrige Motive unterstellt: „We-
gen des Geldes“ oder „wegen der Karriere“.

Handelt es sich beim verlassenen Betrieb um 
ein disfunktionales System, gelten die Sympa-
thien der- oder demjenigen der kündigt. Er 
schmeißt stellvertretend für alle „den Bettel 
hin“.

Aus Sicht eines Unternehmens ist die Beleg-
schaft, die Workforce ein sensibles Netzwerk, 
darauf ausgelegt, aus den eingehenden Waren, 
Roh-, Hilfs - und Betriebsstoffen sowie Handels-
waren und Informationen einen Mehrwert zu er-
zeugen.

Ist aus Sicht des Arbeitgebers die Belegschaft 
dafür gut aufgestellt, ist er darauf bedacht, die 
Workforce zu sichern und alters- oder erweite-
rungsbedingt Ersatz zu organisieren.

Kündigungen passen dann nicht in dieses Ko-
ordinatensystem. Sie stellen eine Störung des 
sozialen Organismus dar. Werden aber rational 
behandelt. Allenfalls wird darauf geachtet, dass 
kein Wissen und keine Betriebsgeheimnisse ille-
galerweise das Unternehmen verlassen.

In disfunktionalen Systemen kommt es bis-
weilen vor, dass entweder der Arbeitsplatz-
wechsler oder das verlassene Unternehmen ver-
rufen wird. Mit welchem Ziel auch immer. Men-
schen handeln häufig (auf den ersten Blick) nicht 
rational.

Betriebswirtschaftlich ist eine Kündigung - 
wenn es sich nicht um die eines Querulanten 
handelt - ein Schadensfall. Sofort steht die Frage 
im Raum: Wer könnte die Funktion ersetzen? 
Wie könnten die Reihen alternativ (zu einer Neu-
einstellung) geschlossen werden?

Für den Betrieb, zu dem der Kündiger wech-
selt, ist die Ankunft der neuen Kollegin oder des 
neuen Kollegen freilich eine erfreuliche Sache. 
Schließlich kommt Wissen ins Haus. Nicht nur 
das theoretisch erlernte Wissen. Sondern eben 
auch das Know-how, das der oder die Neue an-
dernorts erworben hat.

Wenn die Rechnung aufgeht, darf sich das 
Unternehmen bereichert fühlen. Dann ist der 
Wissenstransfer geglückt und das Unternehmen 
hat sich die Ausbildung gespart, die ein anderes 
Haus investiert hat.

WISSENSTRANSFER PER JOBWECHSEL
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Report: Zu welchem Ergebnis sind sie ge-
kommen?
Baethge: Zu einer eher skeptischen Einschät-
zung. Früher waren die Betriebe mit der Ausbil-
dung à jour und trieben die Berufsschulen vor 
sich her. Heute rennen beide dem technischen 
und organisatorischen Fortschritt hinterher. Das 
ist nicht gut.

Report: Was müsste sich aus ihrer Sicht än-
dern?
Baethge: Es beginnt damit, dass in den Ausbil-
dungsordnungen allerhand Erwartungen formu-
liert werden, ein verbindliches Curriculum aber 
gibt es nicht. Das gilt im Übrigen erst recht für 
das duale Studium. Jede Fachhochschule oder 
Universität macht, was sie für richtig hält. 

Report: Klingt formal…
Baethge: …ist aber eine wichtige Vorausset-
zung dafür, dass wichtige Inhalte nicht nur we-
nigen, sondern allen vermittelt werden. Wenn 
die Erstausbildung damit überfordert sein sollte, 
dann muss es in die Fort- und Weiterbildung 
verlagert werden. Es braucht Verbindlichkeit, 
nur so können Beschäftigte die Lehre reibungs-
los mit Fort- und Weiterbildung verbinden.

Report: Es gibt zwei Vorschläge, wie ein neu-
es System der Weiterentwicklung ausschau-
en soll: Entweder als eine von Arbeitsagen-
turen gesteuerte Arbeitsversicherung oder 
als eigenständige 4. Säule der Bildung. Was 
wäre besser geeignet?
Baethge: Das kann, muss aber kein Wider-
spruch sein. Die Idee der Arbeitsversicherung 
ist nicht falsch. Alle Beschäftigten haben einen 
definierten Rechtsanspruch auf Weiterbildung, 
den sie nach qualifizierter Beratung einlösen 
können. Überschlagen bräuchte es aber größe-
re Summen als die, die hier gehandelt werden. 
Grundsätzlich muss sicher die Aufgabe in An-
griff genommen werden, Berufsschulen, leis-
tungsfähige Weiterbildungsanbieter, Volks-
hochschulen und Hochschulen sollten zur schon 
angesprochenen 4. Säule im Bildungswesen zu 
verbinden.

Report: Die Einrichtungen und das Lehrperso-
nal sind aber schon jetzt am Rand ihrer Mög-
lichkeiten angekommen.
Baethge: Bildung kostet Geld. Jahrelang wurde 
gespart, die Bundesagentur für Arbeit hat ihre 
Ausgaben in Folge der Hartz-Reformen massiv ge-
kürzt. Damit brach ein Stück Weiterbildungskultur 
förmlich zusammen. Deswegen ist das die Nagel-
probe: Finden sich politische Mehrheiten, die in 
die Zukunft der Menschen investieren? Dann wird 
man ein leistungsfähiges System mit qualifizier-
tem und entsprechend bezahltem Lehrpersonal 
aufbauen können. Das geht nicht von jetzt auf 
gleich. Weiter so geht nicht. 

Report: Und die Rolle der Betriebe darin?
Baethge: Traditionell reagieren die Betriebe mit 
Weiterbildung vor allem auf konkrete Änderungen 
von Technik. Es ist unwahrscheinlich, dass sich 
das in der Breite ändert und die Weiterbildungs-
wünsche der Beschäftigten das Handeln der Per-
sonalverantwortlichen bestimmen. Vielleicht ge-
lingt es wenigstens, im Arbeitsprozess Zeiten und 
Orte zu schaffen, in denen Beschäftigte sich das 
für ihre Arbeit notwendige Wissen aneignen kön-
nen. Fehlende Lernförderlichkeit der Arbeit führt 
leicht zu Überforderung und ist eine Ursache man-
cher Burn-outs. Viele Betroffene wissen einfach 
nicht, wie sie das für ihre Arbeit nötige Wissen or-
ganisieren können. Dann steigen Sie aus.

Report: Vielen Dank für das Gespräch.

Report: Herr Baethge-Kinsky, macht die Digi-
talisierung die Facharbeiter überflüssig?
Volker Baethge-Kinsky: Nein.
Report: Warum? Das Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung hat vergangenes Jahr eine 
Studie herausgegeben, nach der ein Viertel der 
sozialversichert Beschäftigten durch den Kolle-
gen Computer ersetzbar sind. Tendenz steigend.
Baethge: Da ging es um das technisch Machba-
re, nicht um das ökonomisch Sinnvolle. Letzteres 
bestimmt aber die Praxis. Wir haben in unseren 
Fallstudien festgestellt, dass das klassische be-
ruflich strukturierte Wissen von Facharbeitern 
auch in der digitalisierten Produktion gebraucht 
wird. Das Problem ist viel eher, dass diese Art 
von Wissen, dessen Grundlagen in Ausbildung 
und Arbeit gelegt werden, offenbar allein nicht 
ausreicht.

Report: Wieso?
Baethge: Weil die Anforderungen im Bereich der 
Optimierung von Prozessen sich enorm verän-
dert haben. Auf einmal müssen Daten in großer 

„WEITER SO GEHT NICHT“

Welche IT-Qualifikation braucht ein Facharbeiter, um die tiefe Transformation zu bestehen? Die 
Arbeitswelt steht unter Anpassungsdruck. Und mit ihr die Beschäftigten. Volker Baethge-Kinsky 
(SOFI, Göttingen) sagt: „Auf einmal müssen Daten in großer Menge analysiert und gedeutet wer-
den. Um das leisten zu können, braucht es stärker theoriebasierten Blicks auf Produkt, Produkti-
onsprozess und dessen Steuerung.“ Ein Interview mit dem Wissenschaftler über die ungewisse 
Zukunft der Facharbeit:

Menge analysiert und gedeutet werden. Um das 
leisten zu können, braucht es stärker theorieba-
sierten Blicks auf Produkt, Produktionsprozess 
und dessen Steuerung. Wir finden deshalb unter 
diesen Facharbeitern viele, neben dem Job die 
Techniker- oder Meisterschule besucht oder ein 
Studium gewagt haben. Sonst könnten sie das 
nicht leisten.

Report: Können Sie das an einem Beispiel deut-
lich machen?
Baethge: Ja. Am Beispiel des Instandhalters bei 
VW. Diesen Fall hat das BIBB untersucht. Dort 
fragt man sich, was getan werden muss damit die 
Frau oder der Mann über die notwendigen 
4.0-Qualifikationen verfügt. Fazit: Probleme gibt 
es vor allem in der Vermittlung einer prozessorien-
tierten Herangehensweise an Arbeitsaufgaben. 
Wenn schon ein – wie ich weiß – so ausbildungs-
starker Konzern wie VW damit Schwierigkeiten 
hat, wie sieht es da erst in anderen Unternehmen 
aus?
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Leistungsvergleichsstudie im Auftrag der OECD 
schockierten die deutsche Öffentlichkeit. 
Deutschlands Schülerinnen und Schüler lande-
ten beim Lesen, in Mathematik und Naturwis-
senschaften nur im Mittelfeld.

Die Veröffentlichungen lösten Pilgerströme 
von Bildungspolitikern nach Finnland aus, das 
regelmäßig auf den vordersten Plätzen rangier-
te.

So kam über Skandinavien die Gemein-
schaftsschule in die bundesdeutsche Diskussion 
zurück. Plötzlich war die über Jahrzehnte ideolo-
gisiert geführte politische Debatte um ein mo-
dernes Bildungssystem offen.

 Von der PISA-Studie an ging es vor allem da-
rum, die Zahl der Schultypen zu verringern und 
integrierender zu wirken. Die Auseinanderset-
zung um die Frage, ob ein gegliedertes oder in-
tegratives Schulsystem besser wäre, war damit 
nicht beendet. Bei einer Volksabstimmung in 
Hamburg gewann die mit viel Geld und großem 
Aufwand gefahrene Kampagne zum Erhalt des 
elitären Trennschulen-Systems.

Auf die erste PISA-Studie folgte 2003 die Vor-
lage eines Berichts der Bildungskommission des 
Landes Bayern zur Zukunft der Gymnasien. 2004 
legte die von der Bundesregierung eingesetzte 
Expertenkommission ihren Schlussbericht zur 
Finanzierung lebenslangen Lernens vor.

2008 kamen die Regierungen aus Bund und 
Ländern in Dresden zu einem „Bildungsgipfel“ 
zusammen und verkündeten hehre Absichten, 
die seither nur in Bruchteilen eingelöst wurden. 
2017 folgten Berichte zu einem „Bildungsauf-
bruch“ des Landtages Baden-Württemberg und 
die Veröffentlichung eines Kommissionsberich-
tes zur „Zukunft der Schule“ der Landesregie-
rung Thüringen. 2018 legte die Enquête des hes-
sischen Landtages ihren Bericht „Kein Kind zu-
rücklassen“ vor.

Und im Herbst 2018 richtete der 19. Deutsche 
Bundestag eine Enquêtekommission zum Stief-
kind in der Debatte, der beruflichen Bildung, ein.

Das Thema ist aufgrund der tiefen Verände-
rungen in der Arbeitswelt in den Vordergrund 
gerückt. Denn es geht in der Kommission dar-
um, welche Umbrüche die Digitalisierung an der 
beruflichen Bildung nötig macht.

So viele Kommissionen - so wenig Reformen

Man sollte meinen: Bei einer derartigen Sensibili-
tät und Bereitschaft, Zeit und Geld für Fachleute 
aufzuwenden, müsste die deutsche Politik die 
entsprechenden Reformen längst eingeleitet ha-
ben. Die Art und Weise, wie das Thema jedoch 
angefasst wird, kann Zweifel aufkommen lassen, 
mit welchem Ernst in unseren Parlamenten auf 
die Bildung geblickt wird.

 

Drei Beispiele:
�� 	 „Den höheren Niveaus allgemeinbildender 

Schulabschlüsse junger Frauen im Vergleich 
zu denen junger Männer steht leider keine 
entsprechende Beteiligung im Ausbildungs- 
und Beschäftigungssystem gegenüber.“

�� 	 „Der Erwerb von ‚Schlüsselqualifikationen‘ 
gilt als zentrale Aufgabe zukünftiger Ausbil-
dung.“

�� 	 „Die Weiterbildung wird in Zukunft noch stär-
ker an Bedeutung gewinnen.“ Und: „Mit der 
Einführung neuer Techniken kommt es insbe-
sondere zu einer Veränderung der Arbeitsor-
ganisation und der Arbeitsinhalte.“ 

Die Sätze (Deutscher Bundestag, 1990) könn-
ten so auch heute, fast dreißig Jahre, nachdem 
sie Mehrheitsmeinung in der Kommission waren, 
aufgeschrieben werden. Sie hätten noch immer 
Gültigkeit.

Sicher: Die Qualität der technischen Erneue-
rung ist eine andere. Doch es wird deutlich: In 
den willkürlichen herausgegriffenen drei Jahr-
zehnten hat Technik Sprünge gemacht. Der bil-
dungspolitische Diskurs steckt an den Versäum-
nissen der vergangenen Dekaden fest. Hätte 
man vor zwanzig Jahren die Dinge, die zu tun 
waren, getan, würden heute in allen Klassenzim-
mern Whiteboards hängen und die Schülerinnen 
und Schüler mit den Lehrern auch mithilfe von 
Lernplattformen lernen und arbeiten.

VW steuert mit Zukunftspakt in das digital-el-
ektrische Zeitalter

Die Erweiterung der Arbeitswelt um den „digita-
len Informationsraum“ liegt nicht mehr in der Zu-
kunft. Sie ist vielerorts Realität. Häufig laufen 
mehrere Veränderungsprozesse der tiefen Trans-
formation parallel. Beispiel Automobilindustrie.
Gleich von drei Seiten wird die Branche auf einen 
neuen Stand gezwungen:
1. Die Belegschaften altern. Die Betriebe müssen 
mit älteren Beschäftigten ihre Produktivität stei-
gern. Zugleich müssen sie für die Jahre vorbau-
en, in denen starke Jahrgänge in den Ruhestand 
gehen. Junge Menschen müssen gewonnen - 
und beschäftigt werden.
2. Autos werden sich von Grund auf ändern. Die 
Politik und nicht die Ingenieure sagt wie. Stro-
mer sind keine Benziner. Autos für die urbane 
Sharing-Economy sind etwas anderes als die für 
den Individualverkehr auf dem Land. Autonomes 
Fahren stellt vollkommen neue Anforderungen 
an die Art und Weise, Verkehr zu organisieren.
3. Es ändert sich die Art und Weise ihrer Produk-
tion. Und zwar grundlegend. 

Das Thema Bildung erregt wie kaum ein anderes 
die Gemüter. Obwohl die Entwicklung von Schulen, 
Hochschulen als vornehmste Angelegenheit der 
Bundesländer bei Bundestagswahlen nicht zur Ab-
stimmung steht, ergeben Befragungen regelmäßig 
ein anderes Bild.

Das Meinungsforschungsinstitut Emnid etwa 
fand kurz vor den Bundestagswahlen 2017 heraus, 
dass 75 Prozent der Deutschen das Thema „Glei-
che Bildungschancen für alle Kinder schaffen“ im 
Ranking der Themen auf den Spitzenplatz hievte. 
(Emnid 2017)

Auf Platz zwei schaffte es mit 70 Prozent Zu-
stimmung ein Bundesthema: Altersarmut. Platz 
drei gelangte wieder ein Länderthema: Kriminali-
tätsbekämpfung.

In den Landtagswahlkämpfen, wo das Thema 
Bildung inhaltlich hingehört, ist der Streit um die 
Qualität der Bildung, Unterrichtsausfall, fehlende 
Technik und marode Schultoiletten ein Dauerbren-
ner. Werden Landesregierungen abgewählt, dann 
gehörte in der Regel auch irgendeine Form von Bil-
dungsnotstand mit zu den Gründen.

Für die Deutschen ist das Thema Bildung hoch-
politisch - aber es geschieht nichts

Weil das Thema auch politisch so sensibel ist, ist 
auch die schiere Zahl und Dichte von Kommissio-
nen, Gipfel und Gremien ungewöhnlich hoch. Das 
Feld ist kaum zu übersehen. 16 Bundesländer leis-
ten sich 16 bildungspolitische Diskussionen. Hinzu 
kommen die Arenen auf der Ebene des Bundes. So 
bleibt das Thema beständig am Kochen.

1990 etwa legte eine Enquêtekommission des 
11. Deutschen Bundestages ihren Abschlussbe-
richt zur Zukunft der Bildung vor. Wie Kulturkampf 
ganz praktisch funktioniert, lässt sich im Bericht 
von damals nachlesen. Anhänger der Gemein-
schaftsschule waren bis an die Zähne mit Argu-
menten bewaffnet, deren Gegner nicht minder. 

1993 erschien der Bericht einer Bildungskom-
mission der Länder Berlin und Brandenburg. 1995 
folgte in Nordrhein-Westfalen ein Report zur „Zu-
kunft der Bildung“ und „der Schule der Zukunft“.

Ein Game-Changer in der Debatte war der Start 
der PISA-Studien im Jahr 2000. Die ersten Ergeb-
nisse der im dreijährigen Turnus stattfindenden 

Crowdsourcing, Elektroantrieb, neue Berufe

UNTERNEHMEN, BETRIEBSRÄTE UND GEWERKSCHAFTEN BAUEN UM

Der technische Fortschritt wartet nicht, bis aus der deutschen Bildungsdebatte eine Bil-
dungsoffensive geworden ist, welche den Namen auch verdient. Der Umbau im VW-Kon-
zern oder die Einführung von Crowdsourcing bei dem Berliner Strom- und Gasversorger 
GASAG zeigen, dass die Zukunft da ist. Auch die passenden Berufe werden bereits entwi-
ckelt. Die Sozialpartner haben schnell gehandelt. 
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Wenn in Zwickau eines Tages nicht nur einige Mo-
delle von VW, sondern die gesamte elektrifizierte 
Autopalette des Konzerns vom Band laufen soll, be-
deutet das für einen am Werk angeflanschten Lo-
gistiker wie Schnellecke: Er muss mit jeder neuen 
Marke, mit jedem neuen Typ und mit jeder neuen 
Motorisierung oder Größe besondere Teile vorhal-
ten.

„Viele Zulieferer stehen vor dem Problem, dass 
sie neue Aufgaben bewältigen, neue Teile herstel-
len oder heranholen und schließlich für VW dispo-
nieren müssen“, sagt Thomas Knabel. Das bedeu-
tet zunächst mehr Beschäftigung. Doch neue Leute 
anzuwerben ist höchst schwierig.

„Der Arbeitsmarkt ist abgegrast“, sagt der Me-
taller. Jetzt wäre es gut, so der Zwickauer Bevoll-
mächtigte, wüssten die Betriebe, wen sie früher mit 
welchen Qualifikationen ins Werk geholt haben. 

Selbst VW, sagt ein anderer Insider, habe zu-
nächst keinen Überblick gehabt, wer im Werk ar-
beitete. Und wer vielleicht über Qualifikationen ver-
fügt, von denen der Konzern nichts weiß. Die er 
aber dringend gebrauchen könnte.

VW hat sich mit einem Zukunftspakt auf den 
Weg gemacht. Der Konzern will seine Hausaufga-
ben nachholen.

Bei Schnellecke als größtem Zulieferer am 
Standort des Montagewerkes, wurde immerhin 
eine Betriebsvereinbarung zu den von VW ausge-
lösten Veränderungen abgeschlossen.

Andere Zulieferer könnten sich anschließen - 
oder besser „sie wären gut beraten“, sagt Thomas 
Knabel. „Sie stehen alle vor den gleichen Aufga-
ben“. Manche Zulieferer, etwa ein Auspuff-Liefe-
rant, verlören einen ganzen Teil der Produktion.

„Wie lange halten die Zulieferer noch durch?“

Bei wieder anderen Unternehmen bricht VW einen 
Teil bislang vergebener Aufgaben aus dem Vertrag, 
etwa die Achsmontage. „Viele hier fragen sich: Wie 
lange halten die Zulieferer das durch,“ sagt eine Au-
tomobilerin aus Zwickau.

„Ohne Qualifizierung und genaue Planung kann 
das ein heilloses Durcheinander geben.“ Immer 
mehr Marken, immer mehr Typen, alle mit verschie-
denen Teilen. „Schon bei einem einzigen Wagentyp 
müssen je nach Motorisierung und Ausstattung die 
Ingenieure etwa unterschiedliche starke Stoß-
dämpfer einbauen. Sonst lägen die nicht gleich auf 
der Straße und einer stünde auf dem Parkplatz hö-
her als der andere.

Wenn dann noch mehr als ein Wagentyp über 
das Band geht, sondern verschiedene Typen ver-
schiedener Marken inner- und außerhalb des Kon-
zerns „wird das für alle Zulieferer eine Herausforde-
rung“, sagt Knabel.

Am Ende kostet jeder Umbau der Produktion 
Geld. Über Kurzarbeit beteiligt VW neben den Be-

schäftigten auch die Beitragszahler der Arbeitslo-
senversicherung an seiner Transformation.

Kleinere Unternehmen ohne Personaler vor Ort 
haben es mit solchen Lösungen schon deutlich 
schwerer. Die IG Metall würde gerne die Schnelle-
cke-Betriebsvereinbarung mit den weiteren Zuliefe-
rern verhandeln. „Viele wollen aber gar nicht.“ Tho-
mas Kabel weiter: „Die haben den Ernst der Lage 
offenbar nicht gar nicht erkannt.“

Bei VW hat man sich - wie man das im Konzern 
so macht - gründlich auf die Zukunft vorbereitet. 
Der Betriebsrat hat den Vorstand gedrängt, den 
Umbau von Diesel und Benzin auf Strom entschie-
den anzugehen.

Bis 2025 sind bei VW betriebsbedingte Kündi-
gungen ausgeschlossen

„Zukunftspakt“, nennen sie in Wolfsburg das Er-
gebnis. Trotz Umbau seien bis Ende 2025 be-
triebsbedingte Kündigungen ausgeschlossen, so 
Konzernbetriebsratsvorsitzender Bernd Osterloh 
in der November-Ausgabe 2016 der VW-Betriebs-
ratszeitung.

Ohne Stellenabbau geht es allerdings nicht. 
Auch wenn VW betriebsbedingte Kündigungen 
vermeiden will, 14.000 Arbeitsplätze werden im 
Konzern wegfallen.

Dafür baut der Automobilkonzern 9000 neue 
Stellen auf. Die meisten davon haben mit der 
Digitalisierung und der Elektrifizierung der Mo-
bilität zu tun. 

Der Zukunftspakt umfasst alle Werke des 
Konzerns. Auf das Getriebewerk in Kassel etwa 
kommt der Bau von Getrieben für Hybrid-Fahr-
zeuge hinzu. Hybride sind Autos, die sowohl 
mit Strom als auch einem Verbrennungsmotor 
angetrieben werden. 

Außerdem werden das Getriebe und die An-
triebskomponente für reine Stromer aus Kassel 
kommen.

Die Konzerntochter Audi bereitet ihr Monta-
gewerk in Brüssel auf den Elektroantrieb vor. 
Unweit von Zwickau hat BMW für den Bau der 
stromgetriebenen Vorreiter made in Germany, 
i3 und des i8, als Fabrik in der Fabrik gebaut. 
Seinen Produktionsstrom holt sich das i-Werk 
(per Saldo) aus vier Windrädern, die um den 
Standort stehen.

Auch diese Produktion muss mit neuen 
Werkstoffen und Verfahren zurechtkommen. 
Für die Verbindung der Glasfaser-Karosserietei-
le musste eigens ein Klebstoff entwickelt wer-
den, der so schnell bindet, als würde ein 
Schweißautomat Metall-Karossen zusammen-
fügen.

Die Kunden merken von all dem noch nichts. 
Doch lange werden die Angebote des Konzerns 
nicht mehr auf sich warten lassen.

Volkswagen und seine Zulieferer wechseln 
vom Verbrenner zum Elektroantrieb

Wenn dieser Wandel konkret wird, liest sich so: 
„Vom Verbrenner zum Elektroantrieb: VW schult 
alle 7700 Mitarbeiter in Zwickau um.“

Große Zahlen haben schon immer beeindruckt. 
Deswegen legte VW gegenüber dem Reporter des 
Mitteldeutschen Rundfunks (mdr) nach. Und der 
notierte: 1,2 Milliarden Euro investiere der Volks-
wagen-Konzern in sein Zwickauer Montage-Werk.

Das Ziel: Im Werk Zwickau sollen künftig nicht 
nur ausschließlich stromgetriebene Fahrzeuge 
vom Band gehen. Gleichzeitig soll der Automatisie-
rungsrad um das Dreifache angehoben werden. 
Dabei werde keine heutige Stelle verloren gehen.

Gelingen soll das, weil die Produktionskapazitä-
ten künftig neben Autos aus der Marke VW noch 
Stromer weiterer Zweige des Konzerns bauen sol-
len. Möglicherweise kämen sogar Aufträge zum 
E-Automobilbau von außerhalb des VW-Imperi-
ums hinzu.

In dem Bericht erklärt der für E-Mobilität zustän-
dige VW-Markenvorstand Thomas Ulbrich, 
Zwickau sei gerade das „größte Schulungslager“ 
in der Autobranche. Schließlich, sagte er dem digi-
talen Branchen-Newsletter Automobil Industrie, 
ziele VW mit dem „Modularen E-Antriebs-Baukas-
ten“ (MEB) auf „die nächste Evolutionsstufe der 
Hochmechanisierung im Automobilbau“ (Automo-
bil Industrie, 2019).

Pro Jahr soll Zwickau 300.000 bis 400.000 
E-Mobile bauen - 22 Millionen will der Konzern da-
von in einem Jahrzehnt auf den Markt gebracht ha-
ben (VW 2019).

Der Branchendienst hat tiefer in die künftige Pro-
duktion geschaut. Durch die Kombination von 
menschlicher Arbeitskraft, Künstlicher Intelligenz 
und Robotik kann die Losgröße 1 auch am Fließ-
band erreicht werden.

Wie, fragten sich die Planer des großen Werk-
stransformation, könne es gelingen „ohne Effizi-
enznachteile unterschiedliche Produktstrukturen in 
einem 60-Sekunden-Takt am Band so dazustellen, 
dass unterschiedliche Fahrzeuge in einer beliebi-
gen Reihenfolge gefertigt werden können?“ Jede 
Frage hat eine Antwort, vor allem, wenn ein Kon-
zern von sich berichtet. Das Abtaktungsprinzip 
funktioniere, auch dank KI. 

Ende 2019, so der Plan, soll das erste „stromge-
triebene“ Automobil in Zwickau vom Band rollen. 
Bis dahin läuft das Werk wegen dem Umbau mit 
halber Kraft.

Und genau damit beginnt das Problem. Jedoch 
nicht für VW selbst. „Im Werk werden ja nur die 
Autos zusammengebaut“, sagt Thomas Knabel, 1. 
Bevollmächtigter der IG Metall in Zwickau. Das 
größte Schulungslager der Automobilindustrie ste-
he möglicherweise doch nicht in Zwickau. Der 
größte Teil an Weiterbildungen beschränke sich 
auf Tagesschulungen. Viele Beschäftigten arbeite-
ten in Kurzarbeit und seien gar nicht im Werk - Zeit 
für Qualifikation wäre also vorhanden. Verstreicht 
aber.

Gekniffen seien stattdessen die Zulieferer des 
Konzerns am Standort. Sie müssen gegenwärtig 
die Durst-Strecke der halbierten Produktion wäh-
rend des Umbaus verkraften. Und danach müssen 
sie die neuen Anforderungen des Zwickauer Wer-
kes erfüllen können.
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Der ständige Austausch von Wissen durch agile 
Formen der Zusammenarbeit machen Wissen „in 
bisher ungeahnter Weise transparent“. Damit wür-
den Innovations- und Lernschleifen in eine neue 
Qualität der Verwertung geistiger Produktivkräfte 
überführt. Die soziale Kontrolle unter Kollegen wer-
de immer engmaschiger. Aufgrund der systemati-
schen Dokumentation der Arbeitsschritte landet 
das Wissen des Einzelnen im Wissensspeicher des 
Unternehmens. Oder in Managementsprache über-
setzt: Spezifisches Expertenwissen wird „für die 
Gesamtorganisation nutzbar gemacht“.

So wollen Unternehmen in Zeiten der Ver-
wandlung von Produktion in Information auch 
der Gefahr entgehen, von ihren Wissensträgern 
abhängig zu werden. 

Manche Teams sind nicht agil, sondern einfach 
nur dysfunktional

Bei ihrer Feldforschung zur agilen neuen Arbeitswelt 
sind die Forscher aus München auch auf zwei dys-
funktionale Typen der Zusammenarbeit gestoßen. 
Die potemkinschen und die verbrannten Teams. Zur 
ersten Kategorie werden hergebrachte hierarchische 
Strukturen der Arbeitswelt gezählt, die lediglich mit 
dem neuen ‚Branding’ agil versehen wurden.

In verbrannten Teams zeichne „sich das Bild ei-
ner Arbeitswelt ab, in der auch Kopfarbeit wie am 
Fließband organisiert und zunehmend austauschbar 
wird“. Nicht Selbstorganisation und Ressourcenho-
heit stehen dann im Vordergrund, sondern Kontrolle 
und erzwungene Transparenz.

Bei der GASAG in Berlin wollte man die letzten 
beiden Erfahrungen nicht machen. Es waren denn 
auch die Betriebsräte des Berliner Strom- und 

Agile Betriebsvereinbarungen für eine agile  
GASAG

Auch in Dienstleistungsunternehmen hat die Zu-
kunft begonnen. Neben dem Bestreben, mithilfe 
neuer Technologien Verwaltung zu automatisieren, 
Vertriebs- und Serviceangebote mit Hilfe von Bots 
und KI zu erweitern, zielen Unternehmensstrategi-
en darauf, bei einzelnen Mitarbeitern vorhandenes 
Wissen zum Wissen des Unternehmens zu ma-
chen. Wissen heißt es unter Personalern, soll aus 
den „funktionalen Silos“ geholt, der „Autismus“ 
von Teileinheiten überwunden werden (Boes et al., 
2017).

Das klingt schon etwas netter, weil nicht so nach 
Enteignung und Entmachtung. Aber es ist es schon 
ein Stück weit so gemeint. Prozesse laufen schneller, 
weil die Zusammenarbeit in der Gruppe den Druck 
erzeugt, schnell und effizient Wissen und Produkti-
onsstand auszutauschen.

Spezialisten und Experten werden Teil der Ma-
schine und verlieren - auch weil nicht mehr Herr ihres 
eigenen Wissens - einen Teil ihrer Sonderstellung.

Diese Prozesse laufen in hoher Geschwindigkeit 
ab. Die Unternehmen haben keine Zeit zu verlieren. 
Die Konkurrenz ist unterwegs. In China und der 
amerikanischen Ostküste womöglich voraus. Man-
cher Konzern hat auch seine „Services“ schon in 
Billiglohnländer ausgeflaggt. Von dort werden sie 
per Internet mit allen Konzernteilen verbunden.

Experten verlieren Sonderstellung und  
informelle Privilegien

Die Experten sind sich einig: Die Beschleunigung 
des Arbeitsprozesses wird weiter zunehmen. Im-
mer schnellere Prozessoren werden mehr Aufga-

ben in Bruchteilen von Sekunden lösen, zuneh-
mend komplexere Situationen analysieren und Ent-
scheidungen vorbereiten können. Wenn sie nicht 
sogar die Entscheidung treffen. Möglicherweise 
gelingt das eines nahen Tages auch deshalb, weil 
Menschen und Maschine eines Tages direkt über 
eine Schnittstelle verbunden sind (Zsolt, 2019).

Tatsächlich lässt der Tech-Guru Elon Musk an 
solchen Neurolaces forschen.

Noch ist das nur Zukunft. Gegenwärtig erschaf-
fen neue Arbeitsweisen auf einer veränderten tech-
nologischen Grundlage eine neue Arbeitswelt. 
An die Stelle der Teilsysteme wie Projekte, Ab-
teilungen und Referate treten sich selbst orga-
nisierende und selbst-disziplinierende Teams.

Idealerweise, so haben es Andreas Boes und 
Kollegen in ihrer Feldstudie „‚Lean‘ und ‚agil‘ im 
Büro“ zusammengefasst, werden diese Teams 
mit ausreichend Ressourcen ausgestattet, dass 
sie auch arbeitsfähig sind.

Solche „empowerten Teams sollen selbst 
über ihre Kapazitäten bestimmen und auf die-
ser Grundlage eigenverantwortlich agieren, 
wenn sie sich gegenüber dem ‚Product Owner’ 
für die Abarbeitung eines bestimmten Arbeits-
volumen in einem definierten Zeitraum ‚com-
mitten‘“.

Zu den Ressourcen sollten idealerweise hohe 
Gestaltungsspielräume in der täglichen Arbeit 
gehören. Die Teams sollten entscheiden kön-
nen, „wie sie ihre Anwendungen programmie-
ren, mit welchen Tools sie arbeiten usw.“. Auch 
Lernzeiten müssten die Teams einplanen.

Die immer neuen Projekte erfordern von allen 
Beschäftigten Einarbeitung, die Teams müssen 
sich das zugehörige Wissen aneignen können.
Und so beschreiben Boes und Kollegen die 
Überleitung von Wissen in Wissensmanagement: 
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Wenn die öffentliche Hand Steuer- oder Beitrags-
mittel aufwendet, um Weiterbildung zu fördern, 
stellt sich die Frage: Woher weiß die Behörde oder 
das Amt, ob diese Weiterbildung im Interesse des 
Arbeitgebers selbst liegt? Dann müsste sie von die-
sem auch bezahlt werden.

Daraus könnte geschlussfolgert werden, dass 
eine Qualifizierung nur dann gefördert wird, wenn 
diese unabhängig vom Arbeitgeber - also von Be-
schäftigten - beantragt wird. Das schließt aber 
auch nicht aus, dass Arbeitgeber ihre Mitarbeiter 
zur Arbeitsagentur schicken, um eine Weiterbil-
dung für einen betrieblichen Zweck zu organisie-
ren.

Bundesarbeitsminister Heil hat mit dem Qualifi-
zierungschancengesetz einen differenzierten Weg 
gewählt, um die Weiterbildung von Beschäftigten 
zu fördern.
1. Gefördert werden nur berufliche Weiterbildun-
gen, die über die üblichen kurzfristigen Anpas-
sungsfortbildungen hinausgehen.
2. Ein Berufsabschluss muss mindestens vier Jah-
re zurückliegen.
3. Ebenso darf eine Arbeitnehmerin/ein Arbeitneh-
mer nicht an einer nach dem Gesetz geförderten 
Weiterbildung teilgenommen haben.
4. Der Kurs muss mehr als 160 Stunden dauern 
und von einem zugelassenen Anbieter in- oder au-
ßerhalb des Betriebes angeboten werden.
5. Nicht nur der Anbieter braucht eine Zulassung 
für geförderte Weiterbildung. Auch jeder Kurs be-
darf einer Genehmigung.

Diese Einschränkungen dienen dazu, das Geld 
nicht wahllos wie mit einem Salzstreuer über 45 
Millionen Beschäftigten zu verteilen.

Gefördert werden Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die „berufliche Tätigkeiten ausüben, 
die durch Technologien ersetzt werden können 

oder in sonstiger Weise vom Strukturwandel be-
troffen sind“.

Auch wer „eine Weiterbildung in einem Eng-
passberuf“ anstrebe, könne mit Unterstützung der 
Arbeitsagentur rechnen. Was ein Engpass auf dem 
Arbeitsmarkt ist, ermittelt die Bundesagentur für 
Arbeit im halbjährlichen Turnus und veröffentlicht 
dazu eine „Positivliste“.

Eigentlich war diese Liste gedacht, um Zuwan-
derung gezielt zu steuern. Darauf stehen zwei Gat-
tungen von Berufen: Technische Berufe wie Me-
chatroniker, Bauelektriker, Dachdecker oder Berufe 
in der Fleischverarbeitung. Und dort finden sich 
Berufe aus dem Gesundheitsbereich: Hebammen, 
Altenpflegerinnen und Altenpfleger oder Hörgerä-
teakustiker.

Von Arbeitgebern wird eine „angemessene Be-
teiligung“ an der Bildungsbaustein verlangt - kleine 
Unternehmen bis zehn Beschäftigte ausgenom-
men. Hier zahlt die Bundesagentur eine anspruchs-
volle Ausbildung voll.

Von zehn bis 250 Beschäftigten wird vom Ar-
beitgeber ein Anteil von 50 Prozent der Lehrgangs-
kosten erwartet, bis 2500 Beschäftigten mindes-
tens 75 Prozent und darüber 85 Prozent. Vorteil für 
Betriebsvereinbarung oder Tarifvertrag: Liegt ein 
solches Regelwerk vor, muss der Arbeitgeber nur 
80 Prozent der Kosten selbst tragen.

Über die Lehrgangskosten hinaus soll die Bun-
desagentur auch Zuschüsse zum Arbeitsentgelt für 
die zeitaufwendigen Qualifizierungen gewähren. 
Hier unterscheidet das Gesetz zwischen der Ab-
sicht, einen Berufsabschluss nachzuholen und ei-
ner Weiterbildung im Rahmen der genannten Krite-
rien. Dann wird der Entgelt-Zuschuss je nach Grö-
ßen eines Betriebes bezahlt. 
(Qualifizierungschancengesetz 2018)

BEITRAGSGELDER FÜR DIE WEITERBILDUNG

Gas-Versorgers, welche die Initiative für gleicher-
maßen soziale wie technische Innovationen ergrif-
fen.

Konzernbetriebsrat und das rund 4000 Exper-
tinnen und Experten umfassende gewerkschaft-
lich ausgerichtete Netzwerk „Forum Soziale Tech-
nikgestaltung“ bereiteten sich von Herbst 2017 an 
auf den Abschluss einer Betriebsvereinbarung zur 
konzernweiten Einführung von Crowdsourcing 
vor. (Otte, Schröter, 2018)

Mithilfe einer digitalen Plattform wollte das Un-
ternehmen „ein beteiligungsorientiertes, freiwilli-
ges, unternehmensinternes Innovationsmanage-
ment“ aufbauen.

Zunächst ähnelte das Projekt einer Übersetzung 
des 'traditionellen Vorschlagswesens“ in die digi-
tale Welt, wie der Autor und Konzernbetriebsrats-
vorsitzende Andreas Otte es formuliert. Das im 
Unternehmen vorhandene Wissen sollte jederzeit 
zur Verfügung stehen, um Probleme zu überwin-
den, bessere Lösungen zu finden und Innovatio-
nen zu generieren. 

Die neue Form der Kooperation der Beschäftig-
ten sollte zugleich „bereichsübergreifendes Arbei-
ten“ fördern. Das war die Zielsetzung im Herbst 
2017. 

Den Betriebsräten war klar: Auf Dauer bleibt 
das Projekt Crowdsourcing keine freiwillige und 
wahrscheinlich auch keine konzerninterne Veran-
staltung.

Weiterreichende Entwicklungen könnten etwa 
sein, die Arbeit auf der Plattform verpflichtend zu 
machen, externe Wissensträger mit einzubeziehen 
oder sogar vom Sourcing zum Crowdworking 
überzugehen - also die Vergabe und Abwicklung 
von Aufträgen über den „digitalen Informations-
raum“ zu organisieren.

Technisch ist das alles schon heute machbar. 
Bei einem jungen Unternehmen würden diese 
Grundlagen wohl gleich von Anfang an gelegt.

Da Konzerne wie die GASAG jedoch komplexe 
Organisationen sind, müssten sie, um wie ‚start 
ups’ zu arbeiten, erst zerschlagen und parallel neu 
aufgebaut werden. Ein solcher disruptiver Vor-
gang würde ebenfalls zu einem enormen Wissens-
verlust und sehr wahrscheinlich in die Katastrophe 
führen.

Weil dies ebenso ökonomisch wie sozial fahr-
lässig wäre, handelten Vorstand und Betriebsrat 
zusammen. „Betriebsräte und Beschäftigte“, 
schreiben Otte und Schröter, „wollen nicht Getrie-
bene einer Technikeinführung sein“. 

Zu diesem Zweck sollte eine „lebende“, eine 
„agile Konzernbetriebsvereinbarung geschlossen 
werden. Gemeint ist damit ein Vertragswerk, das 
von vornherein auf bindende Regeln für einen Pro-
zess angelegt ist und nicht eines Zustandes.

Um Sicherheit der Beschäftigung und nicht 
Auflösung der Arbeitsstrukturen im „world-wi-
de-web“ zu unterschreiben, einigten sich die GA-

SAG-Betriebsparteien auf drei wesentliche Eck-
punkte:
1. Externe sollten weder in das Wissensmanage-
ment einbezogen noch die Plattform ein Vehikel 
werden, um Aufträge intern und extern auszu-
schreiben. (Crowdworking)
2. Die Bearbeitung von Kundenaufträgen über die 
Plattform „ist derzeit nicht vorgesehen“.
3. Sollte der digitale Arbeitsraum für Externe ge-
öffnet und zur Einführung von Crowdworking er-
weitert werden, müsse die „lebende Konzernbe-
triebsvereinbarung“ ergänzt oder eine eigene aus-
gehandelt werden.

Das Unternehmen sichert sich die 
Entwicklungsmöglichkeit. Der Betriebsrat den 
Einfluss darauf.

Dem Unternehmen sicherte sich so die Entwick-
lungsfähigkeit. Der Betriebsrat die soziale Kontrolle 
in der Entwicklung. 

Für die Beschäftigten ist die Veränderung trans-
parent und berechenbar - ein „Weg zu guter digita-
ler Arbeit“, schreiben Otte und Schröter in einem 
Projektbericht für das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung.
Der Organisation von Weiterbildung kommt in der 
Vereinbarung eine zentrale Rolle zu. Es müsse ge-
prüft werden „wie ältere und technikfernere Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer an die Arbeit mit 
der IV-Plattform herangeführt und motiviert werden 
können“.

Um Fehlentwicklung wie bei Boes und Kollegen 
beschrieben, zu entgehen, schließt das bei der GA-
SAG vereinbarte Monitoring der Betriebsvereinba-
rung vor, die Entwicklung psychischer Erkrankun-
gen in Folge des Prozesses in den Blick zu nehmen.

Im April 2019 sollte das Projekt von Pilotphase in 
den Regelbetrieb übergehen. Eine Rückfrage bei 
Andreas Otte ergab: Soweit ist man im Konzern 
noch nicht. Dazwischen kam - wie so oft - eine sehr 
konventionelle Umstrukturierung und ein Umzug. 
Aber: Aufgeschoben ist nicht aufgehoben. Wahr-
scheinlich kommen die in der Konzernbetriebsver-
einbarung skizzierten Schritte eher schneller als ge-
plant.

Neue alte Berufsbilder

Die Wirkungskette bestehend aus Alterung, Digitali-
sierung und Globalisierung, Energie- und Mobilitäts-
wende führt nicht nur zu ambitionierteren Erwartun-
gen an das Bildungssystem. Die Berufe selbst sind 
tief reichenden Veränderungen unterworfen.

Dies geschieht auf zwei Ebenen. Zum einen er-
möglicht die Digitalisierung Angebote, die ohne sie 
gar nicht möglich waren. So entstehen neue Berufe 
und alte verschwinden - oder müssen sich ändern.
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In den Metallberufen (siehe auch Kasten M*E-Sozi-
alpartner machen die Zukunft der Arbeit konkret) ler-
nen die Auszubildenden künftig das „Installieren 
und Inbetriebnehmen cyberphysischer Systeme“ 
oder wie man „für digitale 3D-Modelle parametri-
sche Datensätze entwickelt“. (Bundesgesetzblatt, 
2018)

Als ginge es nicht um die Leistungsschau am 
Vorabend einer technologischen Revolution, die 
Wirtschaft und Arbeitsmarkt umkrempeln wird, 
schreibt das Ministerium in seiner Vorlage für den 
Ausschuss lapidar: „Unsere Ausbildungsordnungen 
lassen Spielraum für tätigkeitsrelevante Aufstiegs-
fortbildung und individuelle Spezialisierung und 
Weiterbildung.“

Die Berufe und die mit ihnen verbundenen Be-
rufsbilder sind jedoch nur eine Etappe im Umbruch-
prozess. Für die nächsten Jahre wird es wohl rei-
chen.

Der technische Fortschritt wird aber tiefere Ver-
änderungen bewirken. Frank Deser, Leiter des 
BWL-Studiengangs an der Dualen Hochschule Ba-
den-Württemberg, und Roland Landwehr, Leiter Fi-
nanzen und Controlling bei einem deutschen Mittel-
ständler, haben sich eingehend mit der Zukunft der 
Ausbildung der Kaufmannsgehilfen beschäftigt.

Aktuell sei die Situation in der Verwaltung mit 
der vor zehn oder zwanzig Jahren kaum mehr zu 
vergleichen. „Im Office-Bereich bleibt von den 15 
Arbeitsplätzen neuerdings die Hälfte unbesetzt.“ 
Die Mitarbeiter organisieren ihre Arbeit entlang fle-

xibler Arbeitszeiten. Und das „bevorzugt im Ho-
meoffice“, fassen die beiden Autoren eines ihrer Ex-
perteninterviews zusammen (Deser, Landwehr, 
2018).

Ob die Beschäftigten durch die neue Form der 
Arbeitsorganisation wirklich glücklicher sind, be-
haupten die Verfasser. Den Beleg bleiben sie schul-
dig.

Perspektivisch gehen sie von folgendem Szena-
rio aus: „Im Bereich Finanz-Rechnungswesen und 
Controlling ergeben sich durch die Digitalisierung 
gewaltige Veränderungen.“

Der klassische Buchhalter beispielsweise sterbe 
aus. Das Berufsbild werde zum Datenmanager, Pro-
zesscontroller und Prozessmanager weiterentwi-
ckelt.

Der ganze Bereich werde sich von einer verwal-
tenden Tätigkeit hin zu einer Steuerungsfunktion al-
ler Glieder eines Unternehmens und dessen Verbin-
dung mit der Außenwelt weiterentwickeln.

Noch werden Sachbearbeiter in der Buch-
haltung gebraucht. Nicht mehr lange?

Bislang sei noch notwendig, dass „Sachbearbeiter 
im klassischen Sinne für Eingangs- und Ausgangs-
rechnungen benötigt“ werden. 

Mit Hilfe von Computern erstellen sie Übersich-
ten und sichern das Terminmanagement etwa im 
Zahlungsverkehr ab.

Aufwuchs der Beratung vor dem Erwerbsleben korrepondiert zu Personalaufwuchs in drei Jahresscheiben

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

1 	 Abzüglich Differenz zwischen Personalbestand ist und rechnerischem Personal-
bedarf heute (100VZÄ)

2 	 Inkusive 3 VZÄ Mehrbedarf für Maßnahmenmanagement
3 	 vorläufig: Kalkulation von POE3/Arbeitsgruppe

definierter Zielzustand (personell und 
fachlich) muss 2021 erreicht sein

Zeitschiene Personalrekrutierung fällt in 
AA unterschiedlich aus

Umsetzung LBB muss (mindestens) dem 
Stand der Personalisierung entsprechen

unterschiedliche Ausgangsbasis und 
Rahmenbedingungen in den AA

Realisierungspfade sind agentur- 
spezifisch zu definieren

Nachhaltung der Umsetzung erfolgt  
über RD

Personalzu-
wachs LBB

Personalzuwachs Beratung 
im Erwerbsleben

Personalzuwachs Beratung 
im Erwerbsleben

Höhere Durchdringung an Hochschulen 
und für Nichtschülerinnen und -schüler2

Höhere Durchdringung an weiterführenden  
beruflichen Schulen und Berufsschulen

Höhere Durchdringung an allgemeinbildenden Schulen 
(SEK I und SEK II)1

+x

+x

+ rund 2733

+ rund 2323

+ rund 4553

Zum anderen mutieren Produktions- zu Informa-
tions- und Dienstleistungsberufen. Wenn aus Ar-
beit an und mit der Maschine vorrangig Arbeit mit 
den Daten  wird, die sie produziert, muss sich das 
in einem veränderten Berufsbild niederschlagen. 

Ein simples Beispiel für die Veränderung der Be-
rufelandschaft ist der Wettstreit zwischen Uber, 
Lyft und den Taxi-Organisationen weltweit. Über 
Jahrzehnte war der Markt der Transportdienstleis-
tungen nicht nur in Deutschland durch die Kom-
mune vorgegeben und durch die Zentralen der Ta-
xidienste fast verkammert.

Fahrtvermittlungen via App wirbelten das feste 
Gefüge durcheinander. Fahrer konnte im Prinzip je-
der sein, der ein Auto hatte.

Der Markt ist in manchen Ländern wie Deutsch-
land wieder ein Stück weit re-reguliert worden. 
Doch das ändert nichts daran, dass aus einem 
stark reglementierten ein recht offener Arbeits-
markt wurde. Der Berufsstolz ist angekratzt.

Ein Beruf dient mehr als nur der Erzielung von 
Einkommen, sondern auch dem Erwerb von An-
sprüchen wie der Versicherung gegen Not im Al-
ter, bei Krankheit oder Arbeitslosigkeit. In der Idee 
eines Berufes sind demnach auch Wertvorstellung 
und Ziele eines Lebens verbunden, eine gesell-
schaftliche Wertschätzung und nicht zuletzt geht 
es um soziales Ansehen.

Ein Beruf hängt nicht an einer geordneten Aus-
bildung. Aber: Die Ordnung der Berufsausbildung, 
so wie wir sie in Deutschland kennen, denkt die 
verschiedenen Ebenen eines Berufes mit.

An der Normierung sind der Staat, die Sozial-
partner und die Wissenschaft beteiligt. Eine typi-
sche Konstruktion im ausbalancierten Sozialstaat.

Die Zuständigkeit dafür liegt beim Bundeswirt-
schaftsministerium sowie dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF) mit dem nach-
geordneten Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB).

Am Beginn ihrer Arbeit wollten die Mitglieder der 
Enquêtekommission berufliche Bildung von den bei-
den Bundesministerien denn auch wissen, welche 
Projekte sie mit Blick auf die Berufsbildung und 
auf die Digitalisierung der Arbeitswelt bereits un-
ternommen oder in Planung haben.

Das Forschungs- und Bildungsministerium im 
Bund gab einen formellen Bericht über Monito-
ring-Prozesse und Entwicklungen von Berufen ab.

Für das dem Ministerium nachgeordnete BIBB 
erklärten die Wissenschaftlerinnen Ute Leber und 
Britta Matthes, nach welchen Kriterien sie die Not-
wendigkeit zur Weiterentwicklung von Berufen 
vermessen.

3D-Druck, Augmented Reality und sogenannte 
Exoskelette seien in der schnellen digitalen Ent-
wicklung eigentlich schon Geschichte.

Die Treiber der kommenden Entwicklung wür-
den sein: Digitale Zwillinge, in denen entweder 
echte Anlagen nachgebildet. Oder aber künftige 
Anlagen digital entworfen würden. Mit Hilfe von 

Simulationsmodellen könnten schon während der 
Planung Abläufe verbessert oder später im laufen-
den Betrieb optimiert werden.

Weiter nannten die beiden Wissenschaftlerin-
nen die Blockchain, mit deren Hilfe Werte oder In-
formationen einerseits sicher andererseits ohne 
den Übergang garantierende oder vermittelnde 
Dritte übermittelt werden können. Bekanntestes 
Beispiel sind Kunstwährungen wie Bitcoins, die 
ohne Banken über das Internet inzwischen rechts-
sicher als Zahlungsmittel eingesetzt werden.

Es werde weiter gehen um Algorithmen, die in 
der Lage sind, aus großen Datenmengen Wahr-
scheinlichkeiten für das Eintreffen künftiger Ereig-
nisse zu erstellen. Überhaupt würden Daten aus 
sozialen Netzwerken gewonnen, ausgelesen und 
zur Grundlage von Geschäftsmodellen quer durch 
alle Wertschöpfungsstufen gemacht.

Arbeit könne so von noch mehr belastenden 
oder monotonen Tätigkeit befreit werden, der Zu-
gang zu Bildungsangeboten ist nunmehr einen 
Tastendruck oder einen Mausklick entfernt.

Das Bundeswirtschaftsministerium ist der Hü-
ter für 301 der 325 Ausbildungsberufe. Mit den 
Sozialpartnern, erklärte das Haus den Mitgliedern 
der Bundestags-Enquête im November 2018, wür-
den regelmäßig Berufe neu beschrieben und Lern-
inhalte aktualisiert. So seien Berufsschulen, Leh-
rerinnen und Lehrer sowie die Auszubildenden im-
mer auf der Höhe der Zeit sein.

So sei 2018 beispielsweise das neue Berufsbild 
eines Kaufmanns/einer Kauffrau im E-Commerce 
geschaffen worden, in die Elektro- und Metallbe-
rufe sei das Thema Datenschutz und Datensicher-
heit in die Ausbildungsordnung aufgenommen 
werden.

Beim Beruf des Chemikanten habe man eine 
Wahlqualifikation zur Digitalisierung für die Aus-
bildung aufgenommen.

Mit dem Datenschutz und der Datensicherheit 
hatte das Ministerium etwas untertrieben.

Chemikanten lernen die Zusammenarbeit in  
virtuellen Teams

Tatsächlich wurde in das Berufsbild des Chemi-
kanten eine umfassende Wahlqualifikation einge-
führt. Die jungen Auszubildenden, so sie sich für 
die erweiterte Variante ihres Berufsbildes entschei-
den, lernen „in der digitalen vernetzten Produktion 
selbstorganisiert“ zu arbeiten, digitale Kommuni-
kationsmittel einzusetzen und in virtuellen Teams 
mitzuwirken.

Weiter lernen sie, Daten digital zu erfassen, zu 
prüfen, auszuwerten und Fehler beim Datenaus-
tausch zu erkennen.

Aus Datenanalyse oder Simulationen lernen sie 
die vorausschauende Instandhaltung, statt erst 
bei Eintritt eines Schadens tätig zu werden.
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Wer aus dieser Gruppe seinen Arbeitsplatz heute 
nach Hause verlagert oder hergebracht ins Büro 
geht, könnte ihn morgen los sein. Kunden, Liefe-
ranten und Banken werden soweit es irgend geht, 
digital in das Rechennetzwerk eines Unternehmens 
eingebunden. Rechnungen werden gestellt, ge-
zahlt, verbucht - all das wird weitgehend ohne Zu-
tun von Menschen geschehen.

Auch das Reporting übernehmen digitale Werk-
zeuge.

Menschen dagegen werden beispielsweise ge-
braucht, um einen zertifizierten Datenverkehr si-
cher zu stellen. Anstelle kaufmännisch ausgebilde-
ter Angestellter braucht es in Zukunft Datenmana-
ger.

Die sekundenschnelle Datenanalyse erkennt 
Muster, die Reaktionen erfordern, Fehler und Ver-
stöße gegen Compliance-Regeln werden sichtbar. 
Die Routinen-Aufgaben im Büro verschwinden.

Kaufmannsgehilfen werden zwar weiter das 
Wesen der doppelten Buchführung wie der Kos-
ten-Leistungs-Rechnung erlernen müssen. Aber 
ihre Hauptaufgabe wird darin bestehen, mit dem 
Reporting des Computers umzugehen. Der Um-
gang mit Daten und Software wird essenziell.

„Für manche kaufmännischen Berufsbilder wer-
den graduelle, evolutionäre Weiterentwicklungen 
ausreichen“, schreiben Deser und Landwehr. „Die 
weit größere Anzahl von Berufsbildern wird sich 
entweder revolutionär verändern oder völlig neu zu 
entwickeln sein.“

Weiterbildungsberatung, eine neue Aufgabe 
für die Bundesagentur für Arbeit

Am Beispiel der neuen Berufe wird nicht nur kon-
kret, warum Ausbildungsordnungen einem Prozess 
der stetigen, agilen Veränderung unterworfen wer-
den müssen. Sichtbar wird auch, dass die 45 Milli-
onen Menschen, die schon in der Arbeit stehen, ihr 
Wissen schnell updaten müssen.

Als Bundesarbeitsminister Hubertus Heil sich 
entschieden hatte, in Deutschland ein Recht auf 
Weiterbildungsberatung einzuführen, bekam er 
„strammen Gegenwind aus dem Apparat“, erin-
nert sich ein Insider.

So eine weitreichende Veränderung dürfe nicht 
über’s Knie gebrochen werden. Während in der 
Verwaltung die Sorge vorherrschte, der Minister 
überfordere den nach wie vor zentralistischen Ap-
parat, hegten die Arbeitgeber einen Verdacht: Hier 
soll ein erster Schritt gegangen werden, um aus 
der Bundesarbeits- auch eine Weiterbildungsagen-
tur zu machen.

15 Jahre war es schließlich erst her, dass sie ei-
nen weitgehenden Ausstieg der Bundesagentur 
aus der Weiterbildung erzwungen hatten.

Die Weiterbildung war ja da, wo sie aus Unter-
nehmersicht hingehört: im Betrieb. Damit blieb sie 
schließlich auf das für den Betrieb notwendige 
Maß reduziert. Mitarbeiter kamen in überbetriebli-
chen Verabstaltungen auch nicht in Kontakt zu 
konkurrierenden Arbeitgebern. 

Mehr Chancen durch Qualifizierung

Die Bundesregierung hat die Weiterbildungsförderung für beschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verbessert, deren 
berufliche Tätigkeiten durch Technologien ersetzt werden können, die in sonstiger Weise vom Strukturwandel betroffen sind 
oder eine beru iche Weiterbildung in einem Engpassberuf anstreben (also in einem Beruf, in dem Fachkräftemangel besteht).

Quelle: „Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2018
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Es gab Zeiten, in denen Berufsschullehrer noch Lo-
gistik mit der Lochkarte lehrten, da stand bei vielen 
Auszubildenden daheim schon ein PC. Und in der 
Expedition wurde der Packzettel vom Rechenzent-
rum ausgedruckt. „So steht es im Lehrplan“, sagte 
der Lehrer. Und bemühte sich, das Thema Loch-
karten schnell abzuschließen. Schließlich gab es 
schon über Computer etwas zu sagen.

Den Sozialpartnern in der Metall- und Elektroin-
dustrie will so etwas nicht passieren. Deswegen 
erarbeiteten IG Metall, Arbeitgeberverband Ge-
samtmetall mit den Wirtschaftsverbänden des 
Maschinen- und Anlagenbaus sowie der Elektroin-
dustrie „Handlungsempfehlungen der Sozialpart-
ner“. Das Ziel: Ausbildung und Qualifizierung in 
diesen Branchen auf die Höhe der Zukunft zu brin-
gen. (Sozialpartner Metall- und Elektroindustrie 
2017)

Im März 2017 einigte man sich auf 37 Seiten, 
die weniger den Charakter von Handlungsempfeh-
lungen als einer durchgetesteten Kampagne ha-
ben. IG Metall und Verbände haben nicht nur die 
Berufe in der Metall- und Elektroindustrie nach ei-
nem mehrstufigen Verfahren neu beschrieben. Sie 
haben nicht nur Möglichkeiten entwickelt, wie Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihre Qualifika-
tion systematisch weiterentwickeln können.

Sie entwickelten weiter einen Prozess, um die 
neuen Berufe durch die Institutionen der Be-
rufsentwicklung zu bringen, Lehrerinnen und Leh-
rer an den Berufsschulen zu gewinnen und Ent-
scheider in den Betrieben zu motivieren.

Die Zeit drängt. Die weltweite Konkurrenz 
schläft nicht.  Wieder einmal muss sich die Durch-
schlagskraft der sozialpartnerschaftlichen Ord-
nung im Wettbewerb beweisen.

Das liest sich so: „Leitbild der Industrie 4.0 sind 
wandlungsfähige und vernetzte Produktions- und 
Logistikprozesse, die eine hocheffiziente und 
hochflexible Produktion ermöglichen, Kunden-
wünsche in Echtzeit integrieren und individuelle 
Produktvarianten möglich machen.“

Zuerst ordneten die Autoren der Empfehlung 
die Berufe nach dem dreideimensionalen 4.0 Refe-

renzarchitekturmodell den Kompetenz-Typen Ent-
wicklung, Integration und Betrieb zu. Anschlie-
ßend formulierten sie die Inhalte. 

Für das Berufsbild eines „Fachinformatikers An-
wendungsentwicklung“ liest sich das so: Er wird 
ausgebildet, um bei der Analyse von 4.0-Anforde-
rungen unterstützen zu können. Er soll lernen, wie 
Software-Bausteine zu konzipieren, umzusetzen 
und in den Betrieb zu übertragen sind. Schnittstel-
lenprogrammierung und die Unterstützung von 
Systemtests gehören ins Aufgabengebiet des Be-
rufs. Das anspruchsvolle Berufsbild wird dem 
Kompetenz-Feld Entwicklung zugeordnet.

Die M+E-Berufe der Zukunft schließen Themen 
ein wie Fog-Computing, Echtzeitverarbeitung, Cy-
ber-physische Automatisierung ein. Das Arbeiten 
im 4.0 Referenzarchitekturmodell muss gelernt 
werden wie auch die neuen, vernetzten Formen 
des Prozessmanagements.

Was Wissenschaft als zunehmende Komplexi-
tät der Arbeitswelt 4.0 beschreibt, wird in der Me-
tall- und Elektro-Industrie gerade sehr konkret in 
die Berufswelt übersetzt. Einschließlich der Zei-
ten, die moderne, agile Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter brauchen, um sie das Wissen für ihre Pro-
jekten anzueignen.

Die Sozialpartner gehen davon aus, dass die 
von Ihnen nun definierten Ausbildungsziele weite-
rer schneller Veränderung unterworfen sein wer-
den. Deswegen beschlossen sie die Einführung ei-
nes „regelmäßigen Monitoring“, um vorausschau-
ende Beobachtungen anzustellen, ob „neue 
Ausbildungsberufe bzw. Fortbildungsprofile“ ent-
wickelt werden müssen.

Wegen der Beschleunigung, die das Berufesys-
tem gerade erfährt, werde die „enge Verzahnung 
von Aus- und Fortbildung immer wichtiger“. Auf 
die systematische Ausbildung müsse eine struktu-
rierte Fortbildung aufsetzen. Ziel der Sozialpartner 
ist es, Beschäftigten „attraktive Fachkarrieren“ zu 
eröffnen. Der Techniker-Ausbildung komme dabei 
„eine besondere Bedeutung“ zu.

M*E-SOZIALPARTNER MACHEN DIE ZUKUNFT DER ARBEIT KONKRET
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Report: Sehr geehrter Herr Minister, was raten 
sie einem 35jährigen Mechatroniker in einer Au-
towerkstatt beruflich zu tun? Was einer gleich-
altrigen Buchhalterin? Auf welche berufliche 
Entwicklung sollten sich die beiden einstellen?
Bundesminister Hubertus Heil: Grundsätzlich 
hüte ich mich, Ratschläge zu verteilen, aber wenn 
den beiden ihre Arbeit Spaß macht, würde ich ih-
nen raten: weitermachen und weiterbilden. Meis-
tens ist man in dem, was einem Freude macht, 
ziemlich gut. Und das ist die beste Voraussetzung, 
um mit neuen Entwicklungen ganz selbstverständ-
lich mitzugehen. Außerdem, Mechatroniker und 
Buchhalter wird es auch weiterhin geben, auch 

wenn sich ihre Arbeit durch den Einsatz von Künst-
licher Intelligenz mit Sicherheit verändern wird. Be-
rufsbilder und Qualifikationsprofile wandeln sich 
heute viel schneller als zu früheren Zeiten und es 
entstehen ganz neue Berufe. Wichtig ist die Hal-
tung, mit der wir diesem Wandel begegnen. Erge-
ben wir uns unseren Ängsten oder gehen wir 
selbstbewusst mit den Veränderungen um. Ich 
glaube, die Beschäftigten haben allen Grund, mit 
großem Selbstbewusstsein und einer realistischen 
Zuversicht in die Zukunft zu schauen. Schlüssel, 
um sein Berufsleben auch im digitalen Wandel 
selbstbestimmt gestalten zu können, sind Weiter-
bildung und Qualifizierung.

„DIE UNTERNEHMEN WISSEN AM BESTEN, IN WELCHEN BEREICHEN SIE 
WEITERBILDEN MÜSSEN.“

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil ist ein Jahr im Amt und hat eine Menge Reformen auf den 
Weg gebracht: Die vielleicht am weitesten in die Zukunft weisende: Das Qualifizierungschancen-
gesetz. Die Bundesagentur für Arbeit erhält einen Bildungsauftrag. Nicht erst wenn ein Beitrags-
zahler arbeitslos wird, kann er mit Unterstützung rechnen. Mit Weiterbildung wollen die Arbeits-
agenturen versuchen, künftig Arbeitslosigkeit vorzubauen. „Unser Ziel ist es, den präventiven 
Charakter der Arbeitslosenversicherung durch gezielten Zugang zu Qualifizierungsmaßnahmen 
auszubauen.“ Sagt Hubertus Heil im Interview mit dem HBS-Report.

Jetzt saß im Arbeitsministerium wieder ein Minis-
ter, der den Gewerkschaften zuhörte. Die von der 
gewerkschaftsnahen HBS einberufene Kommissi-
on Arbeit der Zukunft hatte in ihren Denkanstö-
ßen genau diese Einführung eines Rechts auf 
Weiterbildung empfohlen.

Ein kostenloses, niedrigschwelliges und gut er-
reichbares Angebot für lebensbegleitendes Ler-
nen müsse geschaffen werden. Die Bundesagen-
tur für Arbeit entwickle sich bereits dorthin, lobte 
die Kommission.

Dem Minister ging es nicht schnell genug. In 
Etappen, hatte man bei der Bundesagentur be-
schlossen, werde man sich des Themas anneh-
men.

Die Bundesagentur hatte vorgehabt, das Pro-
jekt zunächst mit einer intensiveren Beratung von 
Schülerinnen und Schülern insbesondere der 
Gymnasien zu beginnen. Dann sollten mehr Bera-
terinnen und Berater in die beruflichen Schulen 
und Berufsschulen gehen. 

Von 2021 an sollten die Beraterinnen und Bera-
ter der Agenturen noch die Hochschulen ins Vi-
sier nehmen. Nach Rechnung der Bundesagentur 
würde es allein für diese Aufgaben 962 neue Stel-
len brauchen.

Erst im Anschluss - also irgendwann nach 
2021 - sollte dann der Ausbau des Systems auf 
die Beratung von Frauen und Männern im Er-
werbsleben ausgedehnt werden. Der Personalzu-
wachs, das zeigt der abgebildete Chart, kann von 
der BA derzeit nicht vermessen werden.

Arbeitgeberinteresse nimmt mit neuen  
Modellen zu

In vier Städten hatte die Bundesagentur dazu Pi-
lotprojekte initiiert. So sollte ausgetestet werden, 
wie die Angebote angenommen werden.

Gestartet wurden die Piloten in Düsseldorf, 
Kaiserlautern-Pirmasens und Leipzig sowie mit 
etwas Verzögerung Regensburg.

Das Ergebnis der Weiterbildungsberatung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Er-
werbsleben kann sich sehen lassen. Zwischen 
September und Dezember 2017 suchten 3500 
Frauen und Männer die Bildungsberatung der Ar-
beitsagenturen auf. Sechs von zehn Besucherin-
nen und Besuchern waren nicht arbeitslos. Das 
heißt: Sie hatten keine Vorbehalte gegenüber der 
Behörde, die eigentlich exklusiv Arbeitssuchende 
als Klientel hat. Das spricht für das Ansehen der 
Agenturfilialen.

Nahezu zwei von drei Nicht-Arbeitslosen er-
warteten sich von der Beratung Information zu ei-
ner Neu- oder Umorientierung im Beruf. Elf Pro-
zent kamen wegen des Themas Weiterentwick-
lung und Aufstieg, sieben Prozent, weil sie sich 
im Beruf stabilisieren wollten.

Erfreulich: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
ohne Berufsausbildung, die in Umfragen in der Re-
gel als „Weiterbildungsfern“ eingestuft werden, 
stellten ein Viertel der Interessierten. Mehr als die 
Hälfte hatten eine Ausbildung abgeschlossen.

16 Prozent der Ratsuchenden, die freiwillig 
eine Bundesagentur betraten, hatten sogar einen 
Meister- oder Studienabschluss in der Tasche. 
Die meisten: zwischen 25 und 45 Jahre alt.

Das Angebot der Agenturen kam offenbar gut 
an. Zwei Dritteln der Besucher erklärten, sie hät-
ten jetzt eine solide Basis, um eine Entscheidung 
zu treffen und seien sich über die nächsten Schrit-
te im Klaren. Neun von zehn Teilnehmern gaben 
zu Protokoll, das Angebot weiterzuempfehlen zu 
wollen.

Der Regensburger Pilot ist geeignet, den Wi-
derstand im Arbeitgeber weich werden zu lassen, 
heißt es aus den entsprechenden Ausschüssen 
der Bundesagentur. Denn in der Stadt mit dem 
leergefegten Arbeitsmarkt berät die Agentur 
nicht allein Arbeitnehmer, sondern auch Arbeit-
geber. Und habe so - insbesondere auch mit dem 
Verweis auf die Förderprogramme wie WEGE-
BAU - bei Arbeitgebern gepunktet.

Kein Wunder, dass dem Minister die Verwal-
tungslogik der Bundesagentur zu wenig „agil“ 
war, wie man heute so sagt. 

Deswegen heißt es seit Dezember 2018 im 
Dritten Sozialgesetzbuch § 29 in Absatz „nach 
dem Wort ‚Berufsberatung‘ die Wörter ‚Ein-
schließlich einer Weiterbildungsberatung‘ und 
nach dem Wort ‚Arbeitsmarktberatung‘ die Wör-
ter „einschließlich einer Qualifizierungsberatung“ 
eingefügt“ wurden. (Bundesgesetzblatt 2018)

Auch den Vorrang für Vermittlung vor Weiter-
bildung hat das sozialdemokratische geführte Mi-
nisterium abgeschwächt. Von 2019 an wird die 
Notwendigkeit einer Weiterbildung bei arbeitslo-
sen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aner-
kannt, wenn (..) die individuelle Beschäftigungs-
fähigkeit verbessert wird.“ Oder ein „Engpassbe-
ruf“ erlernt werden soll.

Überdies wurden durch das „Qualifizierungs-
chancengesetz“ vielfache Möglichkeiten zur För-
derung beruflicher Weiterbildung geschaffen. Be-
sonders ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, Beschäftigte in klein- und 
mittelständischen Unternehmen sowie Men-
schen in vom Strukturwandel bedrohten berufen 
können den überwiegenden Teil der Aus- und 
Weiterbildungskosten von den Agenturen fördern 
lassen.

Jetzt muss sich zeigen, wie engagiert die Bun-
desagentur und ihre Gliederungen das Gesetz 
umsetzen. Der Einstieg in den Umstieg könnte 
nach 15 Jahren geschafft sein.
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Instrumente wie die Assistierte Ausbildung oder 
Einstiegsqualifizierung stärken, um beispielsweise 
Stellenbesetzungsschwierigkeiten besser begeg-
nen zu können und auch Jugendlichen mit Defizi-
ten eine Chance zu geben.
 
Report: Wie müssen die Sozialversicherungen 
(besonders Rente und Arbeitslosenversiche-
rung) modernisiert werden, damit wie auch im-
mer Beschäftigte in zehn, fünfzehn Jahren noch 
die Sicherheit des Sozialstaates erleben?
Heil: Mir ist sehr wichtig, dass sich die Menschen 
auf den Sozialstaat verlassen können. Dazu gehört, 
dass wir ein Kernversprechen unseres Sozialstaa-
tes verlässlich erneuern, nämlich, dass man nach 
einem Leben voller Arbeit eine auskömmliche, eine 
ordentliche Absicherung im Alter hat. Mit dem Ren-
tenpakt für Deutschland haben wir hierbei bereits 
im letzten Jahr einen großen und wichtigen ersten 
Schritt getan, weil wir das Vertrauen in dieses Kern-
versprechen stärken - durch Verlässlichkeit, Stabili-
tät und Sicherheit. In diesem Jahr gehen wir den 
nächsten Schritt, um die erste Säule der Alterssi-
cherung zu stärken: Wir werden in der ersten Jah-
reshälfte einen Entwurf für eine Grundrente vorle-
gen. Wir wollen, dass Menschen, die ihr Leben 
lang für wenig Geld fleißig gearbeitet haben, eine 
auskömmliche Rente im Alter bekommen. Es muss 
einen Unterschied machen, ob jemand gearbeitet 
hat oder eben nicht. Es geht um die Anerkennung 
der Lebensleistung. Darüber hinaus wollen wir in 
dieser Legislaturperiode auch bei den Selbstständi-
gen eine bessere Absicherung im Alter erreichen. 
Nicht zuletzt werden wir mithilfe der Kommission 
„Verlässlicher Generationenvertrag“ die Sicherheit 
des Sozialstaates stärken. Diese wird im Frühjahr 
2020 einen Bericht und Handlungsempfehlungen 
vorlegen, wie wir langfristig, auch über 2025 hin-
aus, das System der Alterssicherung auf stabile 
Füße stellen.  Eine zukunftsfähige Arbeitslosenver-
sicherung wiederum muss ihren Sicherungsauftrag 
auch unter sich wandelnden Bedingungen am Ar-
beitsmarkt weiterhin erfüllen können. Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, die in die Versiche-
rung eingezahlt haben, müssen sich darauf verlas-
sen können, dass sie im unvermeidbaren Fall 
bevorstehender Arbeitslosigkeit angemessenen ge-
schützt sind. Unser Ziel ist es, den präventiven Cha-
rakter der Arbeitslosenversicherung durch geziel-
ten Zugang zu Qualifizierungsmaßnahmen auszu-
bauen.
 

Report: Stimmen die jüngsten Studien über die 
Zukunft, dann wird es in Zukunft wesentlich 
mehr Soloselbstständige geben, die in der Re-
gel von den Aufträgen weniger Auftraggeber 
wirtschaftlich abhängig sind. In der DGB-Studie 
zur Arbeit der Zukunft wird eine Novelle des Ta-
rifvertragsrechts gefordert, dass für „arbeitneh-
merähnliche Freiberufler“ schon ab einer Ab-
hängigkeit von 25 Prozent Tarifverträge abge-
schlossen werden können. Damit könnten sie 
auf geregelten Urlaub, Zugang zu Bildungsur-
laub, Entgeltzahlung im Krankheitsfall oder Ver-
tretung in der Mitbestimmung hoffen. Kann es 
eine solche Novelle noch in dieser Legislatur ge-
ben?
Heil: Natürlich wünsche ich mir mehr tarifvertragli-
che Regulierung in diesem Bereich. Die geringe 
Verbreitung von Tarifverträgen bei Solo-Selbststän-
digen liegt auch darin, dass es für diese Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer schwierig ist, sich ge-
werkschaftlich zu organisieren. Vor diesem Hinter-
grund stehe ich gesetzlichen Änderungen zwar 
grundsätzlich offen gegenüber. Mir ist aber wich-
tig, dass wir auch tatsächlich eine Verbesserung 
für Solo-Selbständige erzielen. Dies gilt es, gemein-
sam mit den Sozialpartnern zu diskutieren.    
 
Report: Noch einmal zurück zum Thema Weiter-
bildung. Wer heute arbeitslos ist, hat Zugang zu 
Weiterbildung und bekommt in der Zeit Lohner-
satz. Sie haben sich dafür stark gemacht, dass 
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer seit 
2019 ein Recht auf Weiterbildungsberatung 
durch Arbeitsagenturen haben. Können Sie sich 
vorstellen, dass sich aus der gegenwärtigen Ar-
beitslosenversicherung eine Arbeitsversiche-
rung machen lässt, in der alle Sozialversicher-
ten unabhängig von ihrem Arbeitgeber eine ge-
förderte Weiterbildung mit Lohnersatz machen 
können?
Heil: Mit dem Qualifizierungschancengesetz haben 
wir einen großen Schritt in der Entwicklung der Ar-
beitslosenversicherung zu einer Arbeitsversiche-
rung gemacht. Beschäftigte, die vom Strukturwan-
del betroffen sind, erhalten erstmals unabhängig 
von Qualifikation, Lebensalter und Betriebsgröße 
Zugang zur Weiterbildungsförderung. Weitere 
Schritte zur Unterstützung von Beschäftigten sollen 
im Rahmen der Nationalen Weiterbildungsstrategie 
folgen. Außerdem läuft seit einem Jahr unser Zu-
kunftsdialog zur Weiterentwicklung des Sozialstaa-
tes. Auch hier werden wir im Herbst noch Empfeh-
lungen bekommen, was zu tun sein wird, damit Un-
ternehmen und Beschäftigten im digitalen Wandel 
bestehen können. Hinter all diesen Anstrengungen 
steht immer das Ziel, dass wir Arbeitslosigkeit ver-
hindern, bevor sie entsteht.

 
Report: Nur rund die Hälfte der Arbeitgeber set-
zen auf Weiterbildung ihrer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, zeigt die neue Bertelsmann-Stu-
die zur Weiterbildungsfinanzierung. Lediglich 
zwölf Prozent der Beschäftigten haben in den 
vergangenen zwölf Monaten an einer Qualifizie-
rung teilgenommen. Menschen in prekären Si-
tuationen sogar noch weniger. Wie wollen Sie 
die Leute motivieren, ihre Zukunft in die Hand 
zu nehmen?
Heil: Qualifizierung und Bildung haben in Deutsch-
land einen hohen Stellenwert. Mir ist wichtig, dass 
das so bleibt und noch weiter ausgebaut wird. Ich 
möchte, dass wir Hürden beim Zugang zu Weiter-
bildung senken. Mit dem Qualifizierungschancen-
gesetz greifen wir gerade kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen massiv bei der Qualifizierung 
ihrer Belegschaften unter die Arme. Das sind die 
richtigen Maßnahmen, damit Deutschland eine Ar-
beitsgesellschaft bleibt.

Dabei liegt Verantwortung für die berufliche 
Weiterbildung der Beschäftigten auch weiterhin 
grundsätzlich bei den Unternehmen selbst. Es liegt 
doch im Interesse der Arbeitgeber, Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer anzuhalten, sich im-
mer wieder mit neuen Entwicklungen auseinan-
derzusetzen und sich neue Kenntnisse anzueignen. 
Wir wollen aber auch das Initiativrecht von Be-
triebsräten für Weiterbildung stärken. Zudem ha-
ben wir Ende 2018 begonnen, gemeinsam als Bund 
mit Ländern, Gewerkschaften und Wirtschaftsver-
bänden eine nationale Weiterbildungsstrategie zu 
erarbeiten. Wir wollen die Weiterbildungsangebo-
te in Deutschland transparenter machen, die Bera-
tung verbessern und Anreize für mehr betriebliche 
und individuelle Weiterbildung geben. Der erste 
Baustein für mehr Weiterbildung ist das besagte 
Qualifizierungschancengesetz. Damit haben Be-
schäftigte ein Recht auf Weiterbildungsberatung 
durch die Bundesagentur für Arbeit.
 

Report: Vielleicht liegt es aber auch daran: 1995 
bis 2016 gingen die Beiträge der öffentlichen 
Hand zur Weiterbildung um mehr als 40 Prozent 
zurück, heißt es in der gleichen Bertels-
mann-Studie. Von mehr als elf auf etwas mehr 
als 6,3 Milliarden per anno. Wie wollen Sie den 
Trend umkehren? Welche Ziele setzen Sie – 
quantitativ und qualitativ?
Heil: Ich habe in den vergangenen Monaten mit 
zahlreichen Unternehmen gesprochen. Mein Ein-
druck ist, dass sie schon ganz genau wissen, dass 
sie mit bestimmten Entwicklungen nur Schritt hal-
ten können, wenn sie massiv in die Weiterqualifi-
zierung ihrer Mitarbeiter investieren. Und das sind 
nicht nur Unternehmen im Strukturwandel.  Der 
Fachkräftemangel befördert diese Tendenz meiner 
Erfahrung nach noch. Die Unternehmen wissen am 
besten, in welchen Bereichen sie weiterbilden müs-
sen. Die Bundesregierung stößt Prozesse an - wie 
die genannte nationale Weiterbildungsstrategie - 
um auf den gesamtgesellschaftlichen Mehrwert 
von guter und sinnvoller Weiterqualifizierung hin-
zuweisen.
 
Report: Noch weniger Firmen bilden aus. Von 
Jahr zu Jahr investieren weniger Betriebe in die 
Arbeitskräfte der Zukunft. Wie wollen Sie diese 
zurückgewinnen? Oder braucht es doch ein 
System einer Ausbildungsumlage, um alle Fir-
men an dieser Zukunftsleistung zu beteiligen?
Heil: Richtig ist, der Anteil der ausbildenden Betrie-
be ist zuletzt wieder leicht angestiegen. Lediglich 
bei Kleinstbetrieben ist ein Rückgang an Ausbil-
dungsbetrieben zu verzeichnen. Das liegt einerseits 
am fehlenden Bedarf an Nachwuchskräften aber 
auch daran, dass es überhaupt keine oder nur un-
geeignete Bewerberinnen und Bewerber gibt. Eine 
Ausbildungsumlage ist meiner Ansicht nach nicht 
der richtige Weg, um die Anzahl ausbildender Be-
triebe zu steigern. Vielmehr müssen wir bewährte 
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Nach zwanzig Jahren der Diskussion für ein modernes 
Bildungssystem könnte die Initiative von Hubertus Heil 
und die Grundgesetzänderung für ein Schul-Investiti-
onsprogramm des Bundes der Anfang eines Aufbruchs 
sein.

Doch selbst dann, wenn alle Punkte des Koalitions-
vertrages, die das Wort Bildung beinhalten, umge-
setzt würden, würde daraus noch keine bildungspoliti-
sche Offensive.

Es fehlt der Mut, das nötige Geld aufzubringen, die 
erforderlichen Institutionen zu schaffen und Ansprü-
che der Bürger gegen Staat und Unternehmen zuzu-
lassen.

Die endlose Reformdebatte etwa für die Einführung 
einer betreuten Ganztagsschule oder für die Weiter-
entwicklung der Arbeitslosen- zu einer Arbeitsversi-
cherung hat einen Vorteil: In den Schubladen liegen 
mehr als eine ausdiskutierte Reformoption.

SPD 2001: Arbeitslosenversicherung muss  
Erwerbstätigenversicherung werden.

Beispiel Arbeitsversicherung: Bevor die rot-grünen 
Koalitionäre sich 2003 daran machten, die damals 
noch vorhandene Kultur der öffentlich finanzierten 
Weiterbildung Arbeitssuchender abzuwickeln, fass-
te der Parteitag der SPD im November 2001 einen 
ganz anderslautenden Entschluss:

„Langfristig werden wir prüfen müssen, ob nicht 
der Ausbau der Arbeitslosenversicherung zu einer 
umfassenden Erwerbstätigenversicherung erforder-
lich ist. Eine solche Erwerbstätigenversicherung 
müsste nicht nur alle Formen selbstständiger und 
unselbstständiger Erwerbstätigkeit umfassen, son-
dern auch den Versicherten Hilfen zur Erhaltung ih-
rer dauerhaften Beschäftigungsfähigkeit bereitstel-
len und die Chancen auf Weiterbildung verbessern.“

Arbeitsversicherung, BAföG für Erwachsene, Ganztagsschule, kleinere Klassen

IN DEN SCHUBLADEN WARTET DIE ZUKUNFT UNSERER BILDUNG

Die Diskussion über die richtige Bildung für die Zukunft hat keine Ewigkeitsgarantie. Die 
Aufgaben, vor denen das Land steht, sind von einer Größenordnung, dass sie nicht mehr län-
ger aufgeschoben werden dürfen. De Schaden bildungspolitischer Untätigkeit ist schon jetzt 
immens. Heute geht immer noch jeder zehnte Schüler ohne Abschluss von der Schule. Wenn 
das in den vergangenen 20 Jahren verhindert worden wäre, stünden eine Million mehr Men-
schen als Fachkräfte dem Arbeitsmarkt zur Verfügung. Das ist nur die ökonomische Sicht. 
Die Schäden für Zusammenleben und Demokratie sind nicht bilanzierbar. Mehr als 40 Pro-
zent der Deutschen geben an, ihre „digitalen Fähigkeiten“ reichten künftig nicht mehr, um 
im Beruf zu bestehen (Vodafone Stiftung, 2018). Viele Menschen sind verunsichert. Doch 
Angst und Unsicherheit schwächen den Zusammenhalt in der Gesellschaft und damit eine 
der tragenden Pfeiler unserer Demokratie. Der Weg in eine demokratische Arbeitswelt 4.0 
führt unweigerlich über Bildung. 

Zwar schränkte der Parteitag ein, dass aus finanzi-
ellen Gründen die Verwirklichung des Beschlusses 
erst dann anstehe, wenn die Arbeitslosigkeit weit-
gehend beseitigt ist. 

Dennoch: Mit dem Beschluss 18 Jahre bevor 
dieser Bericht fertiggestellt wurde, war eine grobe 
Skizze für eine Arbeitsversicherung in der Politik 
angekommen.

In der Welt war sie schon länger. Nicht umsonst 
hatte sich eine Weiterbildungskultur in der Bun-
desrepublik mit halbwegs stabilen Strukturen ent-
wickeln können.

Eine Arbeitsversicherung war das Weiterbil-
dungsprogramm der Bundesagentur nicht. Es rich-
tete sich vornehmlich an Arbeitslose. Aber die 
Strukturen zur Aus- und Weiterbildung Erwachse-
ner waren vorhanden. Es hätte einer Qualitätssi-
cherung bedurft. Weiterbildner hätten selbst wei-
tergebildet werden müssen. Die Bildungsangebote 
hätten transparent geordnet und mit einer Logik 
von Abschlüssen versehen werden müssen.

So wäre etwas daraus geworden: Stetige Bil-
dung auf hohem Niveau verhindert den Eintritt des 
Schadens Arbeitslosigkeit. 

Gösta Rehn: „Dem Einzelnen so viel Freiheit 
wie möglich geben“

1970 skizzierte der schwedische Wirtschaftswis-
senschaftler Gösta Rehn auf der OECD-Conference 
„For greater flexibility of working life“ seine Idee 
für sogenannte Ziehungsrechte: „Regierungen und 
Unternehmen sollten es zu einem Grundsatz ihrer 
Politik machen, dem einzelnen so viel Freiheit wie 
nur möglich zu geben, über die Aufteilung seiner 
Zeit zwischen verschiedenen Verwendungsarten zu 
entscheiden.“ Die Bildung zählte Rehn dazu. 

Sein Vortrag, gehalten im Reformgeist der 70er 
Jahre, war der Ausgangspunkt für mehrere der 
heute in den Schubladen bereit liegenden Vor-
schläge, den Erwerb von Bildung zum selbstver-
ständlichen Teil des Lebens zu machen.

Der 372 Monate nach der Rede von Rehn ge-
fasste Parteitagsbeschluss der SPD hinderte das 
Kabinett Schröder/Fischer nicht daran, die soziale 
Ordnung auf dem Arbeitsmarkt in vielerlei Hinsicht 
hinter den in den 70er Jahren erreichten Stand zu-
rück zu werden. 

Entsprechend atmete auch die 2002 ins Leben 
gerufene Expertenkommission Finanzierung le-
benslangen Lernens unter dem Vorsitz des Bil-
dungswissenschaftlers Dieter Timmermann den 
zerrissenen Geist der Zeit. Die kommende Digitali-
sierung, die sichtbar werdende Alterung, die in den 
Betrieben spürbare Globalisierung und die Vision 
einer neue Energieära hatten 1998 einen Politik-
wechsel möglich gemacht.

Die Expertenkommission Finanzierung lebens-
langen Lernens empfahl die „Erweiterung des öf-

fentlichen Bildungsauftrages“, erinnert der Wis-
senschaftler Gerhard Bosch, in einem Aufsatz für 
die WSI-Mitteilungen 2017. Aber nur ein bisschen. 

2004 legten die fünf von Bildungsministerin 
Edelgard Bullmahn berufenen Experten ihren 
Schlussbericht vor.

Wie so viele Gutachten davor und danach mahn-
ten die Forscherinnen und Forscher: „Die Transfor-
mation der gegenwärtigen Weiterbildungsland-
schaft nach den Erfordernissen des Lebenslangen 
Lernens wird unzweifelhaft mehr Ressourcen er-
fordern. Alle Akteure, Individuen, Unternehmen 
und die öffentliche Hand werden mehr als in der 
Vergangenheit in Bildung investieren müssen.“

Doch wie sollte die öffentliche Hand das bewir-
ken? Der Kommissionsbericht spiegelte die damali-
ge Skepsis gegenüber der Bundesagentur wider. 
Ihre Aufgabe und Bedeutung im Strukturwandel 
wollte und konnte das 5er-Gremium nicht kleinre-
den. Aber die Arbeitsagentur als Weiterbildungs-
lotse?

Neben der Empfehlung, der Staat möge privates 
Bildungssparen fördern und ein Meister-BaföG ein-
führen, hieß es nüchtern in einem Bericht, der die 
Ergebnisse zusammen fasste: „Die Bundesagentur 
für Arbeit soll stärker als bisher präventiv die Wei-
terbildung der auf dem Arbeitsmarkt am stärksten 
gefährdeten Gruppe, der An- und Ungelernten im 
Betrieb fördern.“ (Bosch, 2004) Mehr war nicht 
drin.

Der Bericht fiel damit hinter Empfehlungen der 
vorausgegangenen Hartz-Kommission zurück. Der 
Wissenschaftliche Dienst des Bundestages hat die 
Debatte um die Arbeitsversicherung 2018 noch 
einmal nachgezeichnet und zitiert die Vorschläge 
der Hartz-Kommission: „Die Arbeitslosenversiche-
rung wird langfristig zur ‚Beschäftigtenversiche-
rung‘ weiterentwickelt, die Einkommensrisiken 
durch Übergänge zwischen verschiedenen Be-
schäftigungsverhältnisses während des Erwerbs-
verlaufs absichert. Die Weichen dafür müssen be-
reits heute gestellt werden.“ (Wissenschaftlicher 
Dienst des Deutschen Bundestages, 2018)

Gerhard Bosch sieht 15 Jahre nach dem Tim-
mermann-Bericht sechs verschiedene Wege, die 
zur gegenwärtigen Transformation passende Wei-
terbildung 4.0 zu finanzieren (Bosch, 2017).

1. Lebenszeitkonten
Das auf die Vorschläge von Gösta Rehn zurückge-
hende Konzept sieht die Einführung von Ziehungs-
rechten für bestimmte Weiterbildungsmaßnahmen 
vor. Bosch steht dem dieser Weiterentwicklung 
von Rehns viel breiterem Ansatz skeptisch gegen-
über: „Die Idee der Lebenszeitkonten ist in der Zwi-
schenzeit sehr populär geworden, da man private 
Einzahlungen auf solche Konten einfordern und die 
Privatisierung der Bildungsfinanzierung schrittwei-
se einleiten kann.“
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2. Arbeitszeitkonten
Beschäftigte sparen auf Langzeitkonten Geld oder 
Zeit an, um diese zu einem späteren Zeitpunkt für 
Bildung einzusetzen. Die Weiterbildung kann von 
Arbeitgebern oder vonseiten des Staates bezu-
schusst werden. Diskutiert werde unter dieser 
Überschrift ein Element der französischen Arbeits-
marktpolitik. Im Nachbarland erhalte jeder Arbeit-
nehmer jedes Jahr einen Anspruch auf 24 Stunden 
Bildungs- oder Job-Übergangszeit. Die Guthaben 
können angespart werden. In dem 2016 vom Bun-
desarbeitsministerium herausgegeben „Weißbuch 
Arbeiten 4.0“ wird in Anlehnung an das französi-
sche Modell vorgeschlagen, in Deutschland ent-
sprechende Erwerbstätigenkonten einzurichten. 
Bosch ist skeptisch: Er sei sich unsicher, ob in der 
Praxis etwas für Weiterbildung übrig bleibt. 
Schließlich sollten die Konten unter anderem für 
Pflege, Existenzgründung und Sabbaticals einge-
setzt werden können.

3. Ziehungsrechte
Sehr verwandt mit dem Modell Lebenszeitkonten. 
Allerdings wird die Unterstützung für eine Weiter-
bildung nach Prüfung des Weiterbildungsantrages 
gewährt. Das Ziehungsrecht könnte etwa durch 
eine Verbesserung des BAföG verwirklicht werden, 
in dem es „bei Bedarf auch die Maßnahmekosten 
und den Lebensunterhalt“ auffängt. Eine hohe Hür-
de für Frauen und Männer in Beschäftigung beste-
he gegenwärtig darin, dass sie bei einem Wechsel 
vom Beruf in eine zeitraubende Weiterbildung ge-
hen, einen Teil oder ihr ganzes Einkommen einbü-
ßen - inklusive der fehlenden Beiträge zur Sozial-
versicherung.

4. Weiterbildungsfonds
Weiterbildungsfonds können durch Einzahlungen 
von Arbeitgebern und Beschäftigten gespeist wer-
den. Nach dem Vorschlag von Bosch sollten Arbeit-
geber 0,7 Prozent, Arbeitnehmer 0,3 Prozent der 
Lohnsumme einzahlen. So kämen pro Jahr zehn 
Milliarden Euro zusammen, die für Weiterbildung 
eingesetzt werden können. Arbeitgeber könnten 
nach dem Bosch-Modell vom Beitrag ausgenom-
men werden, wenn sie bereits 0,7 Prozent der be-
trieblichen Lohnsumme in die Weiterbildung inves-
tieren. Für Leiharbeitnehmer und befristet Beschäf-
tigte wäre wegen ihres höheren Risikos arbeitslos 
zu werden, ein entsprechend höherer Beitrag der 
Arbeitgeber fällig.

5. Investive Arbeitsmarktpolitik
Eine Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik würde 
den gegenwärtigen Vorrang der Vermittlung von 
Arbeitslosen auch vor Weiterbildung durch ein aus-
gewogenes nachhaltiges Modell ersetzen. Unter 
Umständen würde der technologische Vorsprung 
so groß, dass die De-Qualifizierung von Arbeitslo-
sen sehr schnell einsetzt und eine Weiterbildung 

vor der Vermittlungsphase mehr Sinn macht als die 
Vermittlung unter Qualifikation.

6. Arbeitsversicherung
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales un-
terbreitete in seinem „Weißbuch Arbeiten 4.0“ 
auch diesen Vorschlag zur öffentlichen Weiterbil-
dungsfinanzierung. Inzwischen beschlossen, aber 
noch nicht flächendeckend umgesetzt, soll bei der 
Bundesagentur eine Weiterbildungsberatung ange-
siedelt werden. Sie könnte um entsprechende För-
derangebote erweitert werden.

Wahrscheinlich, so Bosch, laufe es am Ende auf 
eine „Kombination (..) einer investiven Arbeits-
marktpolitik (..) mit einem Erwachsenen-BAföG 
oder einem Fondsmodell“ hinaus. Letzteres, ver-
mutet der Wissenschaftler, werde nur „in einem 
Kraftakt gegen den Widerstand der Unternehmen“ 
durchzusetzen sein.

Weiterbildung ohne festen Wohnsitz

In der Diskussion über die Zukunft der Weiterbil-
dung taucht wiederholt die Formulierung auf, sie 
müsse eine eigenständige 4. Säule im Bildungssys-
tem werden. Die anderen drei sind neben der (1) 
Grundbildung, (2) weiterführende Schulen und Be-
rufsausbildung sowie (3) Hochschulen.

Doch während diese drei Zweige der Bildung 
mit konkreten Institutionen verbunden sind - Kin-
dertagesstätten, Schulen, Berufsschulen, Unter-
nehmen und Hochschulen - fehlt die Vorstellung, 
wer eigentlich wie zuständig ist für dieses „Weiter“ 
in der Bildung. Denn es schließt neben der berufli-
chen, die politische und kulturelle Bildung ebenso 
ein, wie der Erwerb und den Umgang von und mit 
Wissen ohne Ziel.
Für Schulen und Hochschulen gibt es Lehrpläne und 
Curricula, für die Berufsbildung existieren Ausbil-
dungsordnungen.

Wer nicht mehr in den ersten drei Säulen des Bil-
dungssystems eingebunden ist, steht einem 
Dschungel von Angeboten gegenüber. Das Ange-
bot von Volkshochschulen, Bildungsanbietern, dua-
len Hochschulen, Offerten der Kammern und Ver-
bände ist selbst für den interessierten Laien kaum 
zu durchschauen, welcher Kurs wozu gut ist.

Beispiel: Zwischen einem Literatur-Kurs an der 
Volkshochschule unter dem Erlernen der Arbeit im 
„digitalen Informationsraum“ liegen Welten, könnte 
man einwenden. Der Fokus in der Weiterbildungs-
debatte ist - nachdem in den 70er Jahren Erwachse-
nenbildung und berufliche Weiterbildung ver-
schmolzen worden waren - in der Öffentlichkeit 
stark auf den beruflichen Zweig ausgerichtet wor-
den.

Auch in anderen Bildungssäulen treffen Mathe-
matik, Literatur, Chemie, Musik und Sport in einem 
Wochenstundenplan zusammen.

Für die Weiterbildung existiert kein übergeordneter 
Bildungsgedanke. Für die einen geht es um die 
klassische Erwachsenenbildung, Literatur, Sprach-
kurse und kulturelle Horizontentwicklung. Dafür 
sind die Volkshochschulen und Akademien zustän-
dig. Für die anderen ist Weiterbildung Qualifizie-
rung im oder für den Beruf. Das wiederum wird von 
einem unübersichtlichen Angebot von Anbietern 
aus dem Bereich von Kammern, Verbänden und 
privaten Dienstleistern zugeordnet. Auch die Volks-
hochschulen mischen mit. Und Politische Bildung 
findet - fast ausschließlich - im Bildungsurlaub 
statt. Wenn überhaupt. Oder es ist Privatsache.

Was bei der Konstruktion der 4. Säule einmal zu-
sammen gedacht worden war, gleicht heute einem 
in die Jahre gekommenen rissig gewordenen Netz. 
Die innere Beziehung zwischen den Angeboten 
fehlt.

Die Wahl unserer Zeit besteht darin, hier eine 
neue Ordnung zu suchen. Vielleicht fördern ja neue 
Methoden wie Design Thinking, Scrum und 
Shopfloor die Einsicht in die Notwendigkeit einer 
breiten Bildung. Mit Anderen einem literarischen 
Text Sinn und Deutung abzuringen und ihn vor der 
eigenen Existenz zu reflektieren, könnte in der auf 
den Umgang mit Informationen geeichten Arbeits-
welt sogar mehr Sinn machen, als die Beschulung 
die zur Prozesssteuerung eingesetzte Software oder 
eine Maschine.

Je besser Menschen in der Lage sind, Dinge zu 
hinterfragen, um so besser sind sie auf die neue 
Arbeitswelt vorbereitet

Je besser Menschen lernen und reflektieren, kom-
munizieren und infrage stellen können, um so hö-
her ihre Chancen, im Zeitalter von Künstlicher Intel-
ligenz, digitalen Zwillingen und all den Technologi-
en, die wir noch gar nicht kennen, die uns aber 
begegnen werden, zu bestehen.

Schon einmal hat solche breites - auf amorpher 
Erfahrung gebautes - Wissen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern geholfen, selbstbewusst einen 
Strukturwandel meistern zu können. Der Bildungs-
forscher Christoph Ehmann erinnerte sich in einem 
Vortrag 2011 an die 60er Jahre, als er sich angese-
hen habe, „was qualifizierte Hauern lernen muss-
ten, um z.B. bei Rockwool Säureschutz oder Sie-
mens Telefonbau arbeiten zu können“. (Ehmann, 
2011)

In den Firmen, welche die Bergleute aufgenom-
men hatten, erhielten diese Arbeitseinweisungen 
von maximal sechs Monaten. Die Zeit habe genügt, 
um zu lernen, was nötig war. „Warum benötigten 
sie eine so kurze Zeit - anstatt drei Jahren Berufs-
ausbildung?“, fragte sich Ehmann damals.

Sie hätten gelernt, beantwortet Ehmann seine 
Frage heute, sich in der Arbeitswelt zurechtzufin-
den, „sich mithilfe ihrer Gewerkschaften und Be-

triebsräte zu behaupten und aktiv am Wirtschaftsle-
ben teilzunehmen“. 

Kurzum, sie hatten wertvolles soziales Kapital er-
worben, das ihnen half, in einer völlig neuen Ar-
beitswelt zurecht zu kommen.

Dies alles sei von den Bildungsreformern Anfang 
der 70er Jahre ignoriert ja sogar aus dem Bildungs-
kanon entfernt worden. „Die Lehrplanreformen (..) 
hatten vor allem darin bestanden, all jene Fächer 
aus den Lehrplänen der Realschulen und vieler 
mehrjähriger Fachschulen zu entfernen oder doch 
in ihrer Wertigkeit herabzusetzen, die vermuten lie-
ßen, beruflich verwertbare Kompetenzen zu vermit-
teln.“

Die Bildungsreform der 70er Jahre ignorierte die 
Erfahrungen von Fach- und Berufsschulen

Als dann die Bundesanstalt für Arbeit mit einem 
stattlichen Weiterbildungsetat ausgestattet wurde, 
der alle damaligen Mittel für die Erwachsenenbil-
dung zusammengenommen um ein Mehrfaches 
übertroffen habe, sei eine Weiterbildungsbürokratie 
entstanden, die sich eine entsprechende Dienstleis-
tungslandschaft um sich herum erschuf.

Die Erfahrungen der Berufsschulen, Fachschulen 
und ihrer Lehrerinnen und Lehrer seien ignoriert 
worden, so Ehmann weiter. Stattdessen entstand 
ein mitunter prekäres System, in dem sich „berufsu-
nerfahrene, arbeitslose Lehrer zusammengefunden 
hatten und die zu Gehältern knapp über dem Ar-
beitslosengeld bereit waren, die Vermittlung mo-
derner, zukunftsweisender Qualifikationen überneh-
men zu unterrichten.“

Wenn schon „die Arbeitslosen wenig Geld beka-
men, sollten es ihre Weiterbildner auch“, wunderte 
sich der Wissenschaftler in seinem Vortrag.

Vergeblich habe sich das Bundesinstitut für Be-
rufsbildung über Jahre bemüht, Qualitätsstan-
dards in die Weiterbildung einzubringen. Nach der 
Arbeitsmarktreform des Kabinetts Schröder/Fi-
scher brach dann auch dieses System zusammen. 
Ehmann: „Die endgültige Entprofessionalisierung 
schließlich wurde dadurch bewirkt, dass die ge-
samte Finanzierung auf zeitlich begrenzte Projekt-
finanzierung umgestellt wurde, was die Gewin-
nung qualifizierter Mitarbeiter (..) nahezu unmög-
lich machte.“

Es habe zwar immer wieder Anläufe gegeben, 
mithilfe einer Rahmengesetzgebung des Bundes 
die „Weiterbildung zu einer ‚vierten Säule‘ des Bil-
dungssystems auszugestalten“. Sie endeten im 
Nirgendwo.

Dieser Rede wurde 2011 - am Tiefpunkt der öf-
fentlichen Weiterbildungsfinanzierung gehalten.

Es ist wichtig, sich diesen Erfahrungshorizont in 
Erinnerung zu rufen. Zu oft wird der politische Auf-
bruch in den 1970er Jahren per se positiv gedeu-
tet.
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Vor diesem Hintergrund wie auch weiterer im San-
de verlaufender Wiederbelebungsversuche für ein 
Konzept einer vierten Säule, muss eine gewerk-
schaftliche Initiative aus dem Bundestagswahljahr 
2017 gesehen werden. GEW, IG Metall und ver.di 
hatten sich unter dem Titel „Weiterbildung refor-
mieren - Sechs Vorschläge, die wirklich helfen“ auf 
einen neuen Anlauf für eine Ordnung der Weiterbil-
dung verständigt.

Ihre Motivation: Die soziale Lage der Beschäftig-
ten im Weiterbildungssystem und der Aufbau ei-
nes Systems, das allen „mehr Teilnahme und Lern-
möglichkeiten“ zusichert.
Und so soll dies gelingen:

1. Aufbau eines Weiterbildungsfonds
Weil die Weiterbildung so viele Facetten habe, kön-
ne es nicht eine Finanzierung der Weiterbildung ge-
ben. Es wird ein Weiterbildungsfonds aufgebaut, in 
den Arbeitnehmer und Arbeitgeber gemeinsam ein 
Prozent der Lohnsumme einbringen, um die be-
triebliche Weiterbildung zu finanzieren. Je nach An-
teil werde mehr betriebsnahe Qualifizierung finan-
ziert oder aber individuelle Interessen der Beschäf-
tigten erfasst. Diese Form der Weiterbildung soll 
durch ein verbessertes Erwachsenen-BAföG oder 
besondere Darlehen ausgebaut werden. Der Vor-
rang für Vermittlung von Arbeitslosen soll dem 
Konzept einer nachhaltigen investiven Arbeits-
marktpolitik weichen.

2. Anspruch auf Lernzeit
Ähnlich wie in Österreich soll durch ein Bundeswei-
terbildungsgesetz ein Anspruch auf Freistellung 
von Arbeit zu Bildungszwecken eingeführt werden.

3. Weiterbildungsberatung ausbauen
Ein Netz regionaler und digitaler Beratungsstellen 
soll allen Bürgerinnen und Bürgern einen gleichen 
Zugang zu einer qualifizierten Weiterbildung er-
möglichen.

4. Mindeststandards für Lehrkräfte
Für die Lehrerinnen und Lehrer sollen verbindliche 
Standards eingeführt werden, die Voraussetzung 
für ein qualitativ hochwertiges Bildungsangebot 
sind. Den Lernenden sollen die Aufgabe wie die 
Möglichkeit haben, durch Weiterbildungstests, Be-
schwerdestellen und Checklisten sich an dem Sys-
tem der Qualitätssicherung zu beteiligen.

5. Zertifizierung der Lehre
Kompetenzen, die in Lehrgängen erworben wer-
den, sollen zertifiziert werden. Damit können die 
Lernenden ihre erworbenen Qualifikationen besser 
bei der Arbeitssuche oder im Aufstieg einsetzen. 
Dazu zählt auch die Möglichkeit, „informell erwor-
bene, aber nicht zertifizierte Kompetenzen aus Be-
rufserfahrung, Familientätigkeit (z.B. Kindererzie-
hung, oder Elternpflege) und bürgerschaftlichen 
Engagement erfassen und anerkennen.“

6. Bessere Kooperation durch Koordination
Regionale und nationale Weiterbildungsräte sollen 
die Zusammenarbeit durch die verschiedenen Wei-
terbildungsakteure absichern. 

Die Inhalte sind nicht wirklich neu. Aber gut, 
dass sie gerade jetzt, nach vier Jahrzehnten der 
Abwehr und der Zurückweisung entsprechender 
Vorstöße (Initiativen der SPD-Bundestagsfraktio-
nen Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre für 

ein Weiterbildungsrahmengesetz) auf dem Markt 
sind.
Die tiefe Transformation macht eine Bildungsoffen-
sive einfach notwendig. Das Land ist - wollen wir 
auch am Ende der 20er Jahre in einer Wohlstands-
gesellschaft leben - gezwungen, seine Bildungs-
ausgaben massiv zu erhöhen - allen voran die Aus-
gaben für die Weiterbildung von 45 Millionen Er-
werbstätigen.

Öffentliche Förderung der Weiterbildung  
finanziert sich selbst.

Weiterbildung muss nicht einmal teuer sein. Das 
Forschungsinstitut der Bundesagentur für Arbeit 
(IAB) hat 2019 eine Studie zu den Selbstfinanzie-
rungseffekten öffentlicher Weiterbildung vorgelegt.

Das Szenario einer großen Weiterbildungsoffen-
sive beruht auf zwei Annahmen: Zehn Prozent hö-
here Teilnahme an Ausbildung mit Zertifikaten, ein 
Prozent höhere Teilnahme an Weiterbildungen mit 
Berufsabschlüssen.

Das Ergebnis sollte allen, die ausgeglichene 
Haushalte für wertvoller als Bildungsausgaben hal-
ten, nachdenklich stimmen: Auf die öffentlichen 

Hände kämen zwar Mehrausgaben in Höhe von 83 
Milliarden Euro zu. Dem stünden jedoch Mehrein-
nahmen in einer Größenordnung von 73 Milliarden 
Euro gegenüber.

Schließlich, so die Studie weiter, münde Weiter-
bildung direkt in höhere Produktivität, steigende 
Einkommen und Gewinne. Das wiederum lässt die 
Steuerquellen und Beitragseinnahmen der Sozial-
versicherungen sprudeln.

Nicht einkalkuliert, schreiben die Autoren wei-
ter, ist der „Nutzen für die Bürger - der für die Poli-
tik in erster Linie handlungsleitend ist“. (Weber et 
al., 2019)

Die Wirtschaft denkt um: Dienen sie der  
Prosperität, machen Schulden Sinn

Das lange Zeit als Gralshüter der Austeritätspolitik 
auftretende Institut der Deutschen Wirtschaft (IW) 
gibt unter dem Eindruck der über Jahre vernachläs-
sigten öffentlichen Förderung der Weiterbildung 
seine Verteufelung öffentlicher Verschuldung auf. 
In der Süddeutschen Zeitung veröffentlichte des-
sen Direktor, Michael Hüther gemeinsam mit Jens 
Südekum einen Aufsatz mit der Überschrift: „Die 

Weiterbildungsinvestitionen finanzieren sich selbst
Diskontierte Einnahmen und Ausgaben bei einem Diskontsatz von 1,5 Prozent – in Millionen Euro

Stadt
Fiskalische 

Mehreinnahmen bzw. 
Einsparungen

Fiskalische 
Mindereinnahmen und 
Weiterbildungskosten

Saldo

(1) (2) (3)

Lohnsteuer 20.804 4.059 + 16.745

Unternehmenssteuern 11.933 4.442 + 7.491

Sozialversicherungsbeiträge Arbeitnehmer 12.977 4.936 + 8.041

Sozialversicherungsbeiträge Arbeitgeber 16.024 5.502 + 10.522

Umsatzsteuer 8.970 3.079 + 5.891

ALG II (Regelsatz) 1.304 + 1.304

ALG II (Kosten der Unterkun ) 1.297 + 1.297

Wohngeld 137 + 137

Kinderzuschlag 120 + 120

Personalausfallkosten nicht-formale Weiterbildung 2.655 - 2.655

Lohnersatzleistung formale Weiterbildung 13.681 - 13.681

Zuschüsse zur Sozialversicherung 11.597 - 11.597

Direkte Weiterbildungskosten (formal) 30.021 - 30.021

Direkte Weiterbildungskosten (non-formal) 2.972 - 2.972

Gesamt 73.565 82.943 - 9.379

Nachrichtlich: Fiskalische Effekte bei einem Diskontsatz von ...

... 0 Prozent 87.390 83.408 + 3.982

... 3 Prozent 63.160 82.494 - 19.334

Quelle:  IAB_Kurzbericht 8/2019
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Schuldenbremse ist nicht mehr zeitgemäß“. Darin 
zeigen sie: Die Haushaltsüberschüsse der vergan-
genen Jahre bauen auf einer verdeckten Ver-
schuldung auf: „Marode Schulen, Straßen und 
Brücken; ein unterfinanzierter Bildungssektor; 
langsames und unzuverlässiges Internet; eine 
Bundeswehr in beklagenswertem Zustand. Die 
Liste ließe sich fortsetzen. Diese Defizite“, schrei-
ben Hüther und Südekum weiter, „haben sich 
mittlerweile zur zentralen Bremse für private In-
vestitionen entwickelt und sind zum Signum 
staatlicher Handlungsunfähigkeit geworden. 
Wenn Firmen keinen Zugang zu guter Infrastruk-
tur und ausgebildeten Fachkräften haben, dann 
halten sie sich mit Investitionen zurück und legen 
das Geld lieber im Ausland an.“ Auf diese Weise, 
so die beiden arbeitgebernahen Wissenschaftler, 
entstünden weder Innovationen noch Arbeitsplät-
ze.

Beim Thema Bildung nähert sich die  
Wirtschaft an Gewerkschaften an

Wenn sogar der Think Tank der Wirtschaft er-
kannt hat, dass Schulden sich nicht in Schulen 
verstecken lassen, sollte das eine gute Vorausset-
zung mehr für dann Aufbau eines modernen Bil-
dungssystems sein. 

Beste Voraussetzungen also für die GEW, den 
von ihr seit Jahren geforderten Ausbau des Bil-
dungssystems umzusetzen. 

2016 legte der Bildungswissenschaftler Ro-
man Jaich ein Gutachten zu der Frage vor, was 
ein zeitgemäßes Bildungssystem denn mehr kos-
ten würde. Die im Auftrag der GEW erstellte Stu-
die kommt - nachdem Jaich die versteckte Ver-
schuldung Bundesland für Bundesland sichtbar 
gemacht hat - auf ein Defizit von 42 Milliarden 
Euro, die allein Länder und Kommunen mehr für 
Bildung investieren müssten. Jährlich.

Der Bund müsste ebenfalls per anno mehr als 
fünf Milliarden Euro für die Bildung zugeben. 

Rund zwei Prozentpunkte des Bruttoinlandspro-
duktes mehr müssten also jedes Jahr in die Bil-
dung fließen.
Einige der Defizite, die das Deutsche von einem 
modernen Bildungssystem trennen: 

Es fehlen mehr als 30.000 Erzieherinnen und Er-
ziehern in den Kitas, damit drei- bis sechsjährige 
Kinder angemessen betreut werden können. Ge-
meint ist ein ausreichendes Angebot für die Ganz-
tagsbetreuung und eine angemessene Betreu-
ungsquote. Für Kinder unter drei Jahren fehlen 
mehr als 60.000 Erzieherinnen und Erzieher. Wei-
ter müssten mehr als 6700 Leitungskräfte einge-
stellt werden.

Es fehlen mehr als 100.000 Lehrende.  
Erzieherinnen und Erzieher und Schulpädago-
gen.

�� 	 An den Grundschulen fehlen fast 15.000 Lehre-
rinnen und Lehrer. In den Sekundarstufen I und 
II sind es noch einmal 70.000 Lehrende, die es 
für ein ausreichendes Ganztagesangebot, eine 
leistbare Zahl von Pflichtstunden, für angemes-
sene Klassengrößen, für Vertretungen und die 
Integration Benachteiligter bräuchte. Es fehlen 
weiter 50.000 Schulsozialpädagoginnen und 
-pädagogen sowie Sachmittel für einen an-
spruchsvollen Unterricht (in Summe 1,3 Milliar-
den Euro). 

�� 	 Auch an den Berufsschulen fehlen fast 30.000 
Lehrerinnen und Lehrern als Ersatzlehrer, zur 
Verkleinerung der Klassen und mit dem Ziel, 
die Pflichtstunden auf ein leistbares Maß zu 
senken. Es herrscht ein eklatanter Mangel von 
rund 50.000 an Sozialpädagogen. Benachteilig-
te müssten in die Klassen integriert werden - 
aber es fehlen dazu die Lehrenden, die das gut 
bewerkstelligen könnten. Auch die in den 
Schulen vorhandenen Sachmittel müssten für 
1,3 Milliarden Euro jährlich auf den neuesten 
Stand gebracht werden. 

�� 	 Die Hochschulen platzen - kurz gesagt - aus al-
len Nähten. Es fehlen 50.000 Stellen in Wissen-
schaft und Lehre, wenn die Betreuung der Stu-
dierenden auf einem angemessenen Niveau an-
kommen soll. Die Ausgaben für Sachmittel 
müssten per anno um 1,5 Milliarden Euro auf-
gestockt werden.

�� 	 In der Weiterbildung fehlen allein mehr als 
3300 Stellen alleine, um wenigstens eine ange-
messene Beratungsstruktur aufzubauen. 

„Wir erreichen nicht die nötige  
Geschwindigkeit“

In einem gemeinsamen Interview mit der Wochen-
zeitung Die Zeit machten der ehemalige Vorsitzen-
de der Geschäftsführung von Bosch, Franz Fehren-
bach und Jutta Leibinger-Kammüller, Vorsitzende 
der Geschäftsführung des Maschinenbauherstel-
lers Trumpf allen Mut, die die Zustände nicht länger 
ertragen. (Die Zeit, 2018)

Deutschland wirke wirtschaftlich erfolgreich, so 
Fehrenbach. Doch wenn er darüber nachdenke, ob 
das Land in zehn bis zwanzig Jahren noch erfolg-
reich sein könne, laufe es ihm kalt den Rücken her-
unter. Frau Leibinger-Kammüller pflichtete bei: 
„Wir erreichen nicht die notwendige Geschwindig-
keit.“

Gefragt, wie das gehen könnte, erweiterte der 
Bosch-Mann kurzerhand den Stundenplan einer 9. 
Klasse um Informatik ab Klasse 5 und „auch die 
anderen MINT-Fächer (Mathematik, Informatik, 

Naturwissenschaften, Technik) sind entscheidend, 
ebenso wie die ökonomische Bildung“. Sie sollten 
ein Viertel des Stundenplanes ausmachen.

Auf die Frage, welche Fächer dann gestrichen 
werden sollten, konterte Frau Leibinger-Kammüller, 
warum denn die Schulen nicht einfach Nachmit-
tagsunterricht einführen sollten. Das sei bei ent-
sprechender Auflockerung des Stundenplanes ver-
kraftbar.

„Wir dürfen die neuen Fächer nicht in Konkurrenz 
zu Fächern wie Deutsch und Geschichte sehen.“ 
Ohne einen geistesgeschichtlichen Hintergrund 
könne man „die Transformation der Welt nicht ver-
stehen“, so die Trumpf-Chefin.

Wie die Aufgabe zu lösen wäre, fragten die 
Zeit-Redakteure Lisa Nienhaus und Manuel J. Har-
tung die Manager. Zumal nach der von der Zeit zu-
grunde gelegten Rechnung 2030 „40.000 Lehrer 
fehlen“. Trumpf-Managerin Leibinger-Kammüller, 
deren Unternehmen ebenfalls die Talente ihrer Dis-
ziplinen am Arbeitsmarkt abfischt: Die „Besten 
müssen Lehrer werden“. Und Bosch-Mann Fehren-
bach fügt an: „Wir müssen viel deutlicher sagen, 
wie wichtig Lehrer sind.“

Ein Zeitfenster für Reformen öffnet sich

Es gibt Zeitfenster in der Geschichte, in der plötzlich 
verschiedene Strömungen, die Jahrzehnte als Ge-
genpole Schritte der Modernisierung eines Landes 
verhindert haben wie aufgehoben erscheinen.

Vor 15 Jahren, als der politische Streit um Ar-
beitsmarktreformen entbrannte wäre der richtige 
Zeitpunkt für den Start in eine neue Moderne gewe-
sen. Nun fürchtet man sich in manchen Chefetagen, 
dass das Silicon Valley, die Wirtschaftsmacht China 
und bisweilen auch noch Japan, an der deutschen 
Wirtschaft vorbeiziehen könnte und die Wertschöp-
fung von heute samt den dahinter liegenden Pro-
duktionsstrukturen wertlos werden könnte.

Arbeitgeber, Politik und Gewerkschaften müs-
sen Bildung gemeinsam modernisieren

Christiane Benner, 2. Vorsitzende der IG Metall, 
sprach 2018 vor Betriebsräten auf der Hanno-
ver-Messe, Klartext: Qualifizierung „ist eine über-
greifende Aufgabe, die Arbeitgeber, Politik und Ge-
werkschaften gemeinsam bewältigen müssen.“ 

Die Frage ist, wie viel gemeinsames Handeln 
wird zwischen Politik, Arbeitgebern und Gewerk-
schaften möglich sein, wenn voraussichtlich im 
Herbst 2021 ein neuer Bundestag zusammentritt. 
Sind die Parteien ausreichend vorbereitet?

Die gegenwärtige Koalition baut auf einem Ver-
trag auf, durch den sich das Wort Bildung als wäre 
es ein roter Faden. Der ist jedoch nur mühsam er-
kennbar.

In der Präambel erläutern die Unterhändler von 
CDU, CSU und SPD ihre Absichten: „Wir geben al-
len Kindern und Jugendlichen gleiche Bildungs-
chancen, damit Leistung und Talent über die per-
sönliche Zukunft entscheiden, nicht die soziale Her-
kunft.“ 

Teile des Pakets wie etwa die Erhöhung des 
BAföG oder die Grundgesetzänderung zwecks 
Bundesinvestitionen in Schulen sind erledigt. Oder 
mitten in der Bearbeitung.

Andere Baustellen wie das geplante Innovieren 
der Weiterbildungslandschaft oder die Einrichtung 
eines nationalen Bildungsrates haben eine unbe-
stimmte Zukunft in dieser 19. Legislaturperiode 
des Deutschen Bundestages.

Umso wichtiger der Blick auf die Programme 
und Programmentwürfe, nach denen die Parteien 
die Politik für kommende Generationen ausrichten 
wollen.

 Die CDU arbeitet gegenwärtig an ihrem künfti-
gen Grundsatzprogramm. Die Grundlinien ihrer 
künftigen Bildungspolitik sind folglich noch nicht 
recht erkennbar.

Der Parteivorstand hat in die Diskussion an der 
Basis einen Katalog von Leitfragen gegeben. Zum 
Thema Bildung wird darin gefragt: „Wie garantie-
ren wir ordentliche Bildung und exzellente For-
schung?“

Die CDU-Mitglieder diskutieren derzeit über ihr 
Bild von Schule, über Rolle und Aufgabe der früh-
kindlichen Bildung, nach der Verantwortung der El-
tern oder die Zukunft des föderal geordneten Bil-
dungssystems. Berufliche Bildung und Weiterbil-
dung, so verraten einige Fragen dann doch, sollen 
gestärkt und als gleichwertig zu akademischer 
Ausbildung gestellt werden.

Die CDU hat die Diskussion so strukturiert, dass 
die Kapitel für sich stehen. Das Bildungsthema 
wird nicht explizit in Verbindung mit den Treibern 
der tiefen Transformation geführt. Das ist das Sig-
nal für eine eher normative, an pädagogischen 
Leitfragen entlang geführte Debatte.

Die SPD hat sich wie die CDU in eine Phase 
der Orientierung begeben. 2018 hat der Parteivor-
stand Mitglieder und ihre nahestehende Experten 
aufgefordert, Anregung für eine neue Ausrich-
tung sozialdemokratischer Politik zu geben. Dar-
aus hat der Parteivorstand begonnen, einen neu-
en „Sozialstaat für eine neue Zeit“ zu skizzieren.

Eines der Schwerpunkte des bislang vorge-
stellten 1. Kapitels Arbeit: Bildung. Die SPD 
spricht sich für die Einführung eines individuellen 
Rechts auf Weiterbildung aus. Dazu soll die bis-
herige Arbeitslosenversicherung zu einer Bundes-
agentur für Arbeit und Qualifikation ausgebaut 
werden.

Anders als die CDU diskutiert die SPD das Bil-
dungsthema nicht für sich, sondern in Verbin-
dung mit den Themen Arbeit und soziale Gerech-
tigkeit. Eine Arbeitsversicherung soll durch recht-



Dossier Nr. 2, 06.2019  ·  Seite 46 Dossier Nr. 2 , 06.2019 ·  Seite 47

zeitige Qualifikation Arbeitslosigkeit als Folge von 
Strukturwandel gar nicht erst entstehen lassen.

Auch wer keinen Schul- oder Berufsabschluss 
hat, soll eine garantierte Förderung bekommen, 
die es ihr oder ihm erlaubt, beide Abschlüsse 
nachzuholen. 

Bündnis 90/Die Grünen arbeiten wie CDU 
und SPD ebenfalls in einem beteiligungsorientier-
ten Prozess an den Grundlinien ihrer Arbeit.

In ihrem Zwischenbericht für ein künftiges 
Grünes Grundsatzprogramm, das 2020 beschlos-
sen werden soll, spricht sich die die Grünen für 
ein egalitäres Bildungssystem aus, das „in einer 
vielfältigeren Gesellschaft“ die „ungleichen Start-
chancen im Leben“ ausgleicht. 

Dafür sollen Schulen technisch auf den Stand 
der Zeit gebracht werden.

Die Grünen wissen auch, dass es mit Hardware 
nicht getan ist. „In den Kitas brauchen wir (..) gute 
Personalschlüssel, in den Schulen setzen wir auf 
mehr Personal und multiprofessionelle Teams. 
Nach den Grünen sollte „eine zweite Lehrkraft 
oder eine*n zweite*n Sozialpädagog*in“ in der 
Klasse Standard sein“.

Beim Thema Aus- und Weiterbildung ist das 
Programm weniger ausgefeilt. Aber in seinen 
Botschaften klar: „Kein Ausbildungsschritt“ dürfe 
„ohne Anschluss und Abschluss bleiben. Jede 
und jeder Jugendliche soll direkt nach der Schule 
eine anerkannte Berufsausbildung beginnen kön-
nen, die angemessen bezahlt ist.“

Die Grünen arbeiten beim Thema Berufs- und 
allem Qualifizierung noch nach. Anfang 2019 leg-
te ein Expertenkreis Weiterbildung der grü-
nen-nahen Heinrich-Böll-Stiftung einen Vorschlag 
dafür vor, wie ein grüner Entwurf für Weiterbil-
dung aussehen könnte.
Kernstück der Überlegungen: Die Einführung eines 
Weiterbildungsfonds, gespeist hälftig von öffentli-
cher Hand. Für die andere Hälfte sollen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer zu je gleichen Teilen aufkom-
men.

Daraus solle die individuelle Weiterbildung fi-
nanziert werden. Der Kreis derer, die davon profi-
tieren sollen, geht über die heutigen Beitragszahler 
hinaus. Soloselbstständige, Rückkehrer in den Ar-
beitsmarkt, geringfügig Beschäftigte sollen Zu-
gang zu den Angeboten der BA-finanzierten Wei-
terbildung bekommen.

Gefördert werden sollen zunächst nur Weiterbil-
dung, „mit denen ein arbeitsmarktrelevantes Zerti-
fikat (..) erreicht werden kann. Damit, so die Grü-
nen, soll im bisherigen Dickicht des Angebots die 
Qualität gehoben und für die Kunden Transparenz 
gewonnen werden.

Die FDP-Bundestagsfraktion hat gemeinsam 
mit den Grünen die Reform des Grundgesetzes un-
terstützt, wodurch der Weg frei wurde für ein Bun-
desinvestitionsprogramm für das digitale Update 
der Schulen.

In Verbindung mit der Zustimmung als Oppositi-
onsfraktion zu einem Regierungsentwurf hat die 
FDP Flagge gezeigt. Für sie war das nicht irgendei-
ne Abstimmung, sondern - wie es in dem Leitan-
trag für den FDP-Parteitag Ende April 2019 heißt - 
ein Stück „Reform des Bildungsföderalismus“.

Als FDP-Vorsitzender Christian Lindner gemein-
sam mit der FDP-Vize Katja Studing per Brief der 
Kanzlerin September 2018 die Zustimmung der 
FDP-Fraktion zur Grundgesetzänderung signali-
sierte er weitergehende Reformabsichten: „Wir 
brauchen bundesweit einheitliche, ambitionierte 
Bildungsstandards - nicht nur für das Abitur, son-
dern für alle Abschlüsse“, wird Studing zitiert. 

Grundsätzlich will die FDP bis 2030 jedem Ein-
zelnen „ein Leben lang die weltbeste Bildung er-
möglichen“. Dazu sollen die Ziele des Bund-Län-
der-Bildungsgipfels 2008 nicht nur umgesetzt, 
sondern übertroffen werden.

Zielmarke der FDP ist nicht der Durchschnitts-
wert der Bildungsausgaben unter den OECD-Mit-
gliedsstaaten, sondern das Mitspielen in der 
Top-Liga unter den ersten fünf. 

Ein ehrgeiziges Vorhaben, das weit mehr als 
jene 55 Milliarden Euro kosten dürfte, die im Mo-
dernisierungspaket der GEW aufgerufen werden.

Weiter will die FDP Schulen, Schülerinnen, 
Schüler und Lehrende per Glasfaser ans Netz und 
per Wifi in die Cloud bringen.

Lernen soll das Leben begleiten - und Beschäf-
tigte sich durch Verzicht auf Einkommen oder Ur-
laub die Zeit für eine Weiterbildung selbst zusam-
mensparen.

Die berufliche Bildung denkt sich die FDP in Mo-
dulen zerlegt. Und so, wie heute etwa ausgebildete 
Kaufleute im Wirtschaftswissenschaftlichen Studi-
um den Buchführungsschein nicht unbedingt ma-
chen müssen, sollen in der Berufsausbildung er-
worbene Abschlüsse an Hochschulen anerkannt 
werden - und umgekehrt, heißt es weiter im Ent-
wurf des Leitantrags des Bundesvorstandes der 
FDP zu ihrem Parteitag in 2019.

Einzelne Politiker in der Fraktion Die Linke im 
Bundestag, wie die aus der Landespolitik kom-
mende Erziehungswissenschaftlerin Birke Bull-Bi-
schoff, halten die Fahne der Bildungspolitik hoch. 
Sie arbeitet auch in der Enquêtekommission zur 
Weiterbildung mit. Aber ein großes Thema ist die 
Bildungspolitik für Die Linke nicht geworden. Sie 
haben es mehr mit den großen Aggregaten: Frie-
den, Abrüstung oder Verteilungsgerechtigkeit.

Mit Stellungnahmen zu Bildungsfragen etwa 
über das Internet bleiben die Linken sparsam. Un-
ter den Themenkacheln der Homepage taucht Bil-
dung erst gar nicht auf. 

Im Grundsatzprogramm von 2011 wird die Aka-
demisierung der Erzieherberufs gefordert, die Ge-
meinschaftsschule propagiert und die Einführung 
einer Ausbildungsumlage gefordert - eine von der 
Wirklichkeit inzwischen überholte Position.

Die Linke will Hochschulen ausbauen und diese für 
„beruflich Qualifizierte“ öffnen. Das BAföG soll „zu 
einer öffentlich finanzierten Erwachsenenbildungs-
förderung“ erweitert werden - den Bedarf deckend 
und unabhängig von Einkommen und Vermögen 
der Eltern.

Die AfD hingegeben hängt als letzte Partei im 
ideologischen Bildungskrampf der frühen 70er 
Jahre fest. Die Pisa-Studienergebnisse sind spur-
los an der deutschnational bis rechtsextremen Par-
tei vorbeigegangen.
Konsequent fordern die Blau-Braunen ein Schulsys-
tem, das „dem unterschiedlichen Leistungsvermö-
gen der Schüler“ gerecht wird. Und meint damit, 
dass das Schulsystem Spätzünder und Kinder, de-
ren Eltern ihrem Nachwuchs keine Nachhilfe ange-
deihen lassen können, aussortieren soll.

 Die Pisa-Ergebnisse können bei der AfD gar 
nicht verfangen. Denn am rechten Rand des Partei-
enspektrums wird der „Einfluss von internationa-
len Konzernen, Stiftungen und anderen Lobby-
gruppen wie der OECD und des PISA-Konsortiums 
auf unser Bildungssystem und damit auf die Zu-
kunftsfähigkeit Deutschlands“ abgelehnt.

An Stelle der international anerkannten Bache-
lor- und Master-Abschlüsse sollen wieder das Dip-
lom und der Magister treten. Die Möglichkeiten der 
Drittmittelforschung und damit der Einfluss der In-
dustrie auf die Hochschulen sollen begrenzt wer-
den. Von den Schulen soll die demokratische Bil-
dung als Propaganda ebenso verbannt werden, 
wie der Islam-Unterricht.

Es werde, so die AfD, an deutschen Schulen 
häufig nicht die Bildung der eigenen Meinung ge-
fördert, sondern die unkritische Übernahme ideo-
logischer Vorgaben.

Nebulöse Vorwürfe, keine Beweise, krude Ver-
allgemeinerungen und kein erkennbares Konzept - 
das zeichnet den bildungspolitischen Ansatz der 
jüngsten Partei im Bundestag aus.
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ZEHN VORSCHLÄGE FÜR EINE MODERNE WEITERBILDUNGSSTRATEGIE

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat sich in der Debatte für eine „Nationale Weiterbildungs-
strategie“ Ende April 2019 positioniert. In einem 10-Punkte-Plan wird unter anderem ein „Trans-
formationskurzarbeitergeld“ gefordert. Damit sollen Beschäftigte und Betriebe, die im Umbruch 
stehen unter Bedingungen gefördert werden. Nämlich dann, wenn Betriebe in einer Umstellungs-
phase, in der die Kapazitäten nicht ausgelastet sind, die Beschäftigten im Betrieb halten und für 
ihre künftigen Aufgaben weiterbilden. (DGB 2019)

Betriebsräte sollen bei der Planung von Personal, 
der Sicherung von Beschäftigung und Qualifizie-
rung ein „generelles Initiativ- und Mitbestim-
mungsrecht“ zugesprochen bekommen. Um die 
Qualifikation der Beschäftigten zu sichern, müss-
ten Betriebe verpflichtet werden, für die Beleg-
schaften einen Weiterbildungsplan aufzustellen.

Weiterbildungsmentoren könnten insbeson-
dere gering qualifizierte Kolleginnen und Kollegen 
für die Teilnahme an Qualifizierungen gewinnen. 
Ihre Jobs sind von Rationalisierungen am stärks-
ten bedroht. Doch ihre Neigung zur Teilnahme an 
beruflicher Weiterbildung ist jedoch unterdurch-
schnittlich. Hier könnten die Mentoren – aus den 
Reihen des Betriebsrates oder der Vertrauensleute 
durch „Ansprache und individuelle Begleitung“ 
Ängste und Vorbehalte abbauen.

„Fachkräfte sichern“ ist das einzige Pro-
gramm des Europäischen Sozialfonds, welches die 
Sozialpartner bei der Entwicklung und Einführung 
moderne Ansätze der betrieblichen Weiterbildung 
unterstützt. Der DGB plädiert dafür, das Programm 
in der Förderperiode bis 2027 fortzusetzen. Dazu 
wäre eine höhere Ko-Finanzierung aus Bundesmit-
teln nötig.

Tarifliche Weiterbildungsvereinbarungen 
können Zuschüsse des Arbeitgebers für persönli-
che Weiterbildungen enthalten. Für diesen Fall 
sollten solche Zuschüsse steuerbefreit werden.

Transformationskurzarbeitergeld soll Be-
schäftigung in der Phase technologie-getriebener 
Umbrüche in Betrieben sichern (siehe oben).

Transfermaßnahmen sollen gezielt für die 
Weiterbildung eingesetzt werden. Von Arbeitslo-
sigkeit bedrohte Beschäftigte sollen von der Arbeit 
freigestellt werden. Damit gewinnen sie Zeit, um 
sich für eine künftige Arbeitsstelle zu qualifizieren. 

Die Arbeitsagenturen sollten sich unter Bedingun-
gen an den Kosten der Weiterbildung beteiligen.

Recht auf Weiterbildung ist das Ziel der 
DGB-Weiterbildungspolitik. Dazu solle das gegen-
wärtige Recht auf Beratung „durch einen gesetzli-
chen Rechtsanspruch auf berufliche Weiterbil-
dung und entsprechende staatliche Förderangebo-
te flankiert werden“. Das gegenwärtige Programm 
ermöglicht Beschäftigten eine Qualifizierung in 
Abhängigkeit etwa von der Größe des Arbeitge-
bers. Wer sich individuell weiterbildet und nicht 
von einem der Förderangebote profitieren kann, 
„sollte keine Lohneinbußen in Kauf nehmen müs-
sen“.

Arbeitslosigkeit soll mit Weiterbildung über-
wunden werden. Deswegen fordert der DGB ein 
Recht auf Weiterbildung „bei Eintritt in Arbeitslo-
sigkeit“. Arbeitslose sollen finanzielle Unterstüt-
zung erhalten, wenn sie an einer Qualifizierung 
teilnehmen. Dafür solle ein Weiterbildungsgeld als 
Zuschlag auf die Arbeitslosenunter- 
stützung gezahlt werden.

Lernzeitansprüche sollen nach Ansicht des 
DGB bundeseinheitlich geregelt werden. Dazu ge-
höre „mindestens die Freistellung bei Bildungsteil-
zeit sowie die Ermöglichung von Lernzeitansprü-
chen.

Aufstiegs-BAföG soll besser wirken. Finanziel-
le Hindernisse wie etwa Weiterbildungsgebühren 
sollten beseitigt und der Zuschuss für den Unter-
halt, der Bonus bei Erfolg und die Familienkompo-
nente verbessert werden.

ESF-Bildungsprämien will der DGB so weiter-
entwickeln, dass beispielsweise die finanzielle Be-
grenzung bei den Maßnahmenkosten aufgehoben 
werde. Der Zuschuss solle sich am Einkommen 
orientieren.

Die Ausdauer und der Mut von Bildungswissen-
schaftlern, Erziehungsexperten und Spezialisten 
der beruflichen Ausbildung sind zu bewundern. 
Seit Jahrzehnten kämpfen Sie um eine Reform, seit 
den PISA-Studien sogar mit ungewohnter Einigkeit. 
Doch keine politische Konstellation in Bund und 
Ländern hat das Thema wirklich vorangebracht.

Außer in Wahlkämpfen. Dort gehört das Thema 
Bildung in noch jeden Text und jede Rede. Seit 
Jahrzehnten wecken Parteien im Werben um die 
Gunst der Wählerinnen und Wähler immer neue 
Hoffnungen. Ihre Enttäuschung lässt dann meist 
nicht lange auf sich warten. Mit dem nächsten Be-
schluss eines Haushaltes schmelzen Bildungsver-
sprechen zusammen.

Das mag auch darin liegen, dass Bildung zum 
größten Teil Sache der Länder ist. Damit gibt es 
hierzulande (mindestens) 16 bildungspolitische 
Arenen. Und es gibt Institutionen, mit deren Hilfe 
sich die Akteure aus all diesen Ländern abstim-
men. Es wurden Expertengremien beauftragt, die 
Durchbrüche erzielen sollten. Und es es war ein-
mal eine vieles versprechende Gipfelerklärung.

Sie alle haben etwas bewirkt. Gemessen an der 
Tatsache, dass unser Land vor mehreren gleichzei-
tigen tiefgreifenden Umbrüchen steht, reicht es 
nicht, etwas mehr Geld ins System zu geben.

Das Land steht vor einer tiefen Transformation. 
Technologische Neuerungen und politische Inno-
vationsfestlegungen in Verbindung mit der schnel-
len Alterung werden Wirtschaft und Gesellschaft, 
Arbeit und das Verhältnis der Menschen zu ihrer 
Umwelt neu definieren. 

Deswegen braucht es nicht nur mehr Geld, son-
dern eine qualitative Erneuerung des Bildungssys-
tems. 

Die wäre auch noch nicht geschaffen, wenn den 
Fächern Mathematik, Naturwissenschaften und 
Technik ein höherer Stellenwert in den Stundenplä-
nen eingerichtet werden würde. Das System ist 
unterfinanziert. Den Mangel an einer Stelle vergrö-
ßern, um an anderer Stelle Lücken zu schließen, ist 
kein bildungspolitisches Konzept.

An den Kindertagesstätten und Schulen 
herrscht Personalnotstand und noch größerer 
steht bevor. Die Lehrerinnen und Lehrer, die das 
ausbaden müssen, wirken oft erschöpft und unzu-
frieden. Wie das werden soll, wenn demnächst die 
starke Generation von Lehrern in den Ruhestand 
gehen, lässt sich nicht einmal erahnen.

In Deutschland leben 54 Millionen Menschen 
zwischen 20 und 60 Jahren. 45 Millionen davon 
sind erwerbstätig. Da liegt es auf der Hand, dass 
Familien auf ein umfassendes Ganztagschulange-
bot zählen können müssen. Familien, in denen bei-
de arbeiten und die Kinder zu Hause sind, sind 
nicht mehr die Ausnahme, sondern die Regel.

Damit wird auch klar, dass es mehr und bessere 
und besser bezahlte Angebote für die Jüngsten 
braucht - der wohl wertvollste Schatz in einer al-
ternden Gesellschaft.

Das erklärt auch, weshalb für so viele Frauen 
und Männer in diesem Land das Thema Bildung an 
erster Stelle steht. Ähnlich wie die Wohnungsnot 
in den Städten erleben sie den Mangel eines Bil-
dungssystems, das nicht mit den Aufgaben der 

BESTE BILDUNG FÜR EINE DEMOKRATISCHE ARBEITSWELT 4.0
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Zeit wachsen konnte, sozusagen am eigenen Leib.
Nicht nur Kinder werden unzureichend betreut 

und unterrichtet. Auch die Erwachsenen selbst er-
kennen, dass die tiefe Transformation von ihnen 
mehr Wissen und Können abverlangt. Sie fühlen 
sich nicht gut vorbereitet auf das, was kommt.

Die Gesellschaft hat als Ganze noch keine Ant- 
worten darauf. Die Sozialpartner in der Industrie 
haben es in bemerkenswerter Geschwindigkeit ge-
schafft, traditionelle Berufe auf den Stand der Zu-
kunft zu bringen. 

 Bundesarbeitsminister Heil hat jetzt damit be-
gonnen, die Bundesarbeitsagentur, der in man-
chen Regionen langsam die Kundschaft ausgeht, 
auf Qualifikation zu trimmen.

Wie die Pilotprojekte zeigen, haben Arbeitneh-
mer keine Berührungsangst mit der Agentur. Sie 
wollen beraten sein. Aber es fehlt neben Beratung 
ein System an Zertifikaten, an Teilabschlüssen, mit 
denen Arbeitnehmer und Arbeitgeber nach einer 
abgeschlossenen Qualifizierung etwas anfangen 
können.

Weiterbildung nicht auf Berufsbildung  
reduzieren

Statt „Die Zeit der Wahl ist jetzt.“ Schon jetzt wird 
es höchste Zeit, die politische Auseinandersetzung 
zuführen. Weiterbildung darf nicht länger auf das 
Ziel beruflicher Qualifikation eingeengt werden. 
Das Erlernen fremder Sprachen und die Auseinan-
dersetzung mit Literatur können hilfreich für die 
Welt 4.0 sein. Denn in Zeiten der Digitalisierung 
geht es selbst in der Produktion immer mehr um 
Kommunikation, Erkennen von Mustern, Interpre-
tation und Weitergabe von Informationen. Qualifi-
zierung und Erwachsenenbildung können heute 
vielleicht besser denn je zu einer 4. Säule verbun-
den werden.

An manchen Orten Deutschlands herrscht Auf-
bruchstimmung: Neuerdings entstehen völlig un-
terschiedliche „Bildungshäuser“ und neue Lernor-
te, in denen Menschen zusammenkommen, um zu 
lernen, gemeinsame Erfahrungen zu machen oder 
einfach etwas auszuprobieren, wie 3D-Druck oder 
Exoskelette (Muuß-Merholz, 2018).

Die Parteien bereiten sich auf die kommenden 
Bundestagswahlen vor. Das werden nicht irgend-
welche Wahlen werden. Beispielsweise stellt sich 
die Frage, ob die blau-braune AfD mit ihrer rück-
wärtsgewandten Politik (auch im Bildungssektor) 
als Sperrminorität im Bundestag etablieren kann 
und was dann die anderen Parteien daraus ma-
chen. Oder gelingen - weil die Sprach- und Orien-
tierungslosigkeit der AfD offensichtlich wird - wie-
der klare Profile und Zukunftsentwürfe an Ge-
wicht?

Vielfach wird die AfD als Protestpartei beschrie-
ben. Sie würde gewählt, weil das politische Estab-
lishment nicht in der Lage sei, die soziale Lage im 
Land zu verbessern.

Demzufolge muss die politische Auseinander-
setzung also darum gehen, die demokratischen 
Parteien zu fordern und Lösungen für drängende 
Probleme wie die fehlenden Angebote der Säulen 
1 bis 4 im Bildungssektor einzufordern

Gewerkschaften und Betriebsräte können dazu 
Bündnisse initiieren. Die Auseinandersetzung hat 
in jeder Stadt und in jedem Landkreis seine Brenn-
punkte. Mal sind es die fehlenden Ganztagsange-
bote für Schüler. Dann sind es schlecht ausgestat-
tete Berufsschulen, ausgehungerte Volkshoch-
schulen. Von mangelnder Transparenz und 
Unterfinanzierung der beruflichen Weiterbildung 
ganz zu schweigen.

Im Bündnis mit Lehrenden, Erzieherinnen und 
Erziehern, Dozenten, wissenschaftlichen Lehrkräf-
ten und Künstlern, mit Eltern, Schülern und Studie-
renden, Betriebsräten und ganz normalen Arbeit-
nehmern ließe sich ein machtvolles Bündnis 
schmieden. Von den Parteien Klarheit einfordern 
heißt auch, den Antidemokraten vom rechten Rand 
den Boden zu entziehen, um dem sie die Saat von 
Hass, Neid und Missgunst säen wollen.

Wenn allerdings weiter gemurkelt wird wie bis-
her, wird es am Ende dem Zufall, der Gunst von Ar-
beitgebern und sehr viel eisernem Willen abhän-
gen, wer von der tiefen Transformation profitiert. 
Und wer verliert.

Zufall, Gunst und Selbstbeschränkung sind kei-
ne demokratischen Prinzipien. Die Einteilung der 
Gesellschaft in Gewinner und Verlierer auch nicht.

Die demokratische Gesellschaft baut auf Trans-
parenz und und gleichem Zugang zu bester Bil-
dung ein Leben lang. Es geht um einen wichtigen 
Aspekt sozialer Gerechtigkeit: Um die Anerken-
nung von Leistung, Fähigkeiten und Möglichkei-
ten. 

Der Tag der Wahl wird vom Bundeswahlleiter 
festgesetzt. Damit Bildung bei Wahlen von den 
Kommunen über die Länder und den Bund aber 
auch in den Betrieben endlich ernst genommen 
wird, muss die politische Auseinandersetzung auf 
jeder dieser Ebenen jetzt beginnen und darf nicht 
mehr zurück gestellt werden. Die Sache mit der 
besten Bildung für alle duldet im Interesse einer 
demokratischen Moderne keinen Aufschub mehr.
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